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VORWORT

Die Nationale Stelle zur Verhiitung von Folter
ist Deutschlands Einrichtung fir die Wahrung
menschenwiirdiger Unterbringung und Behand-
lung im Freiheitsentzug. Sie legt der Bundesre-
gierung, dem Deutschen Bundestag, den Landes-
regierungen und den Linderparlamenten hiermit
ihren jihrlichen Titigkeitsbericht vor. Dieser
umfasst den Zeitraum vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023.

Im Berichtsjahr besuchte die Nationale Stelle
66 Einrichtungen und begleitete sechs Abschie-
bungsmafinahmen. Hierbei stellte sie erneut Ver-
stofle gegen die Menschenrechte im Freiheits-
entzug und Verletzungen der in Artikel 1 Abs. 1
des Grundgesetzes geschiitzten Menschenwiirde
fest.

In diesem Zusammenhang erachtet sie als du-
Berst kritisch, dass entgegen der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts und der seit 2017
wiederholt ausgesprochenen Empfehlungen der
Nationalen Stelle noch immer Haftrdume ohne
abgetrennte Toilette doppelt belegt werden. Zu-
dem hatten Berlin, Niedersachsen und das Saar-
land es zum Ende des Jahres 2023 — also auch fiinf
Jahre nach dem Fixierungsurteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 24. Juli 2018 — versdumt,
ihre landesgesetzlichen Regelungen zu Fixierun-
gen in Einrichtungen der Psychiatrie mit den ver-
fassungsrechtlichen Mindestanforderungen in
Einklang zu bringen.

Die Nationale Stelle legte ihren Fokus erneut
auf Besuche von Einrichtungen des Mafiregel-
vollzugs; mit Abschluss dieses Jahresberichts hat
sie alle Forensischen Kliniken in Deutschland
besucht und somit als einzige Institution einen
bundesweiten Uberblick erlangen kénnen. Da-
ritber hinaus konnte sie die Vorgehensweisen
in den Bereichen Justiz- und Mafiregelvollzug
vergleichen. Das mit bestimmten Mafinahmen
einhergehende Gefahrenpotential wird von
den Aufsichtsbehérden im Bereich Justizvoll-
zug regelmifig als grofi bewertet. Anders stellt
sich die Situation im Zustindigkeitsbereich des
Mafiregelvollzugs dar, in dem die Umsetzung der
gleichen Mafinahmen weitestgehend als unpro-
blematisch angesehen wird, wie die Verpixelung

des Toilettenbereichs bei einer Kameraiiber-
wachung, aber auch das Bereitstellen von Sitz-
gelegenheiten in besonders gesicherten Rdumen.

Ein weiterer Fokus lag auf der Beobachtung
von Abschiebungsmafinahmen, bei denen die
Nationale Stelle insbesondere die unzureichende
Beriicksichtigung des Kindeswohls und der
besonderen Vulnerabilititen abzuschiebender
Personen (u.a. Krankheiten oder Behinderungen)
beanstandete.

Die Vielzahl von Orten der Freiheitsent-
ziehung in Deutschland (ca. 13.000) ldsst in
Verbindung mit der geringen personellen und
finanziellen Ausstattung erkennen, dass dem
bedeutendsten Aspekt einer Generalprivention
imSinnedes OPCATnochimmernichtgeniigend
Rechnung getragen wird. Bei einer Besetzung
mit zehn ehrenamtlichen Mitgliedern verfiigt
die Nationale Stelle lediglich iiber eingeschrink-
te Moglichkeiten, die notwendigen Aufgaben zu
bewiltigen, zu deren Ausfithrung sich die Bundes-
republik Deutschland vélkerrechtlich  ver-
pflichtet hat. So wird in Anbetracht der Quanti-
tit an zu besuchenden Einrichtungen deutlich
ersichtlich, dass die Nationale Stelle generell
allenfalls stichprobenartige Uberpriifungen reali-

sieren kann.

Die proaktive Umsetzung der Standards und
Empfehlungen der Nationalen Stelle ist daher
umso bedeutender. Damit ihre Empfehlungen
moglichst bundesweit umgesetzt werden, ist
neben den Besuchen die Beteiligung an Gesetz-
gebungsverfahren wie auch der Dialog und Aus-
tausch mit den zustindigen Aufsichtsbeh6rden
wesentlich. Wihrend einige Bundeslinder die
Nationale Stelle regelmifiig miteinbeziehen,
reagieren andere zuriickhaltend, wenn nicht ab-
lehnend.

Nach dem ersten Tertial des Jahres 2024 verfiig-
te die Nationale Stelle — verursacht durch nicht
von ihr zu beeinflussende Kostensteigerungen
im Personalbereich und der Mietzahlung — nicht
iiber ausreichend finanzielle Mittel, um ihre Be-
suchstitigkeit auszuiiben. Erst nach intensiven
miindlichen und schriftlichen Bemiihungen
um die notwendige Budgetanpassung, wurde



im Rahmen der Frithjahrskonferenz der Justiz-
ministerinnen und Justizminister (5./6. Juni 2024)
beschlossen, dass ein zusitzlicher Betrag von
60.000 Euro fiir das laufende Jahr 2024 zur Ver-
figung gestellt werden soll, und mit diesem Ziel

VZMMO Q)Jm

Rainer Dopp
Staatssekretir a. D.
Vorsitzender der Linderkommission

die Haushaltskommission der Léinder und ggf. die
Konferenz der Finanzministerinnen und Finanz-
minister zu bitten, den fiir die Budgeterh6hung
erforderlichen Beschluss herbeizufiihren.

R. Mh—

Ralph-Giinther Adam
Leitender Sozialdirektor a. D.
Leiter der Bundesstelle
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VERZEICHNIS FACHSPEZIFISCHER
ABKURZUNGEN

Abs. Absatz
APT Association for the Prevention of Torture (Vereinigung zur Verhiitung von Folter)
Art. Artikel

AufenthG Aufenthaltsgesetz

Az. Aktenzeichen

BMI Bundesministerium des Innern und fiir Heimat

BM]J Bundesministerium der Justiz

BPOL Bundespolizei

BVerfG Bundesverfassungsgericht

CPT European Committee for the Prevention of Torture and Inhuman or Degrading

Treatment or Punishment (Europiischer Ausschuss zur Verhiitung von Folter und
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe)

DGPPN Deutsche Gesellschaft fiir Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik und

Nervenheilkunde e. V.
EGMR Europiischer Gerichtshof fiir Menschenrechte
EMRK Europiische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
EU Europiische Union
EuGH Gerichtshof der Europiischen Union
GG Grundgesetz
GKS Grenzkontrollstation
JuMiKo Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister
JVA Justizvollzugsanstalt
NPM Nationaler Priaventionsmechanismus

ODIHR OSCE Office for Democratic Institutions and Human Rights
(Menschenrechtsinstitution der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa)
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OPCAT

OSCE

Rn.

SPT

StGB

StPO

SerUG NRW

UN

VG

Optional Protocol to the Convention against Torture and other Cruel, Inhuman or
Degrading Treatment or Punishment (Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen
gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe)

Organisation for Security and Cooperation in Europe (Organisation fiir Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa)

Randnummer

Subcommittee on Prevention of Torture and other Cruel, Inhuman or Degrading
Treatment or Punishment (Unterausschuss der Vereinten Nationen zur Verhiitung von
Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder
Strafe)

Strafgesetzbuch

Strafprozessordnung

Gesetz zur Durchfiihrung strafrechtsbezogener Unterbringungen in einem
psychiatrischen Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt in Nordrhein-Westfalen

United Nations (Vereinte Nationen)

Verwaltungsgericht
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I
Aktuelle Missstande



I — Unzureichende Ausstattung der
Nationalen Stelle

Angesichtsder Preis-und Tarifsteigerungen ver-
fiigte die Nationale Stelle in der ersten Hilfte des
Jahres 2024 nicht iiber die ausreichenden finan-
ziellen Mittel, um ihr Mandat entsprechend der
volkerrechtlichen Verpflichtungen der Bundes-
republik Deutschland auszuiiben. Sie musste ihre
Besuche zwischenzeitlich aussetzen.

Erst im Rahmen der Frithjahrskonferenz der
Justizministerinnen und Justizminister (5./6. Juni
2024) wurde beschlossen, dass ein zusitzlicher
Betrag von 60.000 Euro fiir das laufende Jahr
2024 zur Verfiigung gestellt werden soll, und mit
diesem Ziel die Haushaltskommission der Lin-
der und ggf. die Konferenz der Finanzministe-
rinnen und Finanzminister zu bitten, den fiir die
Budgeterh6hung erforderlichen Beschluss her-
beizufithren. Nur durch die Bereitstellung dieses
zusitzlichen Betrags von 60.000 Euro wird die
Nationale Stelle in der Lage sein, ihre Besuchsti-
tigkeit vollumfinglich wiederaufzunehmen.

2 — Besonders kritische Feststellungen

Im Rahmen ihrer Besuche stiefy die Nationale
Stelle auf gravierende Situationen und eine grofie
Anzahl problematischer Sachverhalte — seien sie
von struktureller, systematischer oder situations-
bedingter Natur. Eine ausfiihrliche Beschreibung
dieser Situationen in allen besuchten Einrichtun-
gen wird nach Einrichtungsart in den folgenden
Kapiteln ausgefiihrt.

Abschiebung trotz Gerichtsbeschluss

Obwohl der Leiter der Begleitkrifte recht-
zeitig tUber einen gerichtlichen Beschluss in
Kenntnis gesetzt worden war, demzufolge eine
abzuschiebende Person ,sofort zuriick nach
Deutschland zu verbringen® sei, wurde diese den
lokalen Behorden in Nigeria tibergeben.

Fesselung beim Hofgang

In der Forensischen Psychiatrie Langenfeld
(Nordrhein-Westfalen) wurden alle Personen
mit niedrigem Freiheitsgrad, die im Haus 59
untergebracht waren, fir die Freistunde im
Garten und auf dem Weg dorthin durchgehend
mit metallenen Handschellen gefesselt.

Gesetzgebung zur Fixierung im Mafiregel-
vollzug

Die Regelungen zu Fixierungen in den
landesrechtlichen Gesetzen zum Mafiregel-
vollzug in Berlin und im Saarland stehen auch
nach sechs Jahren noch immer nicht in Ein-
klang mit den aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 24. Juli 2018" hervorgehenden
Mindestanforderungen (z.B. Richtervorbehalt,
Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeutisches
oder pflegerisches Personal).

Gesetzgebung zur Fixierung im
Justizvollzug

In den Strafvollzugsgesetzen aller Bundes-
linder fehlt die Garantie einer stindigen und
personlichen Betreuung durch therapeutisches
oder pflegerisches Personal. Die Anforderung
ist durch die besonderen Gesundheitsgefahren
begriindet,> die mit jeder Fixierung einherge-
hen. In dem Strafvollzugsgesetz Mecklenburg-
Vorpommern wurde keine der verfassungsrecht-
lichen Mindestanforderungen umgesetzt. Als
besonderskritisch erachtet die Nationale Stelle zu-
dem, die Aussage mehrerer Justizministerien, dass
dasUrteildes BundesverfassungsgerichtsimJustiz-
vollzug nicht anwendbar (Berlin und Nordrhein-
Westfalen) bzw. die personliche Betreuung durch
pflegerisches Personal aufgrund des Mangels an
Pflegepersonal im Justizvollzug nicht umsetzbar
(Hessen) sei.

Missachtung des Kindeswohls

Von einer Sammelabschiebung, bei der abseh-
bar war, dass es zu erheblichen Widerstands-
handlungen kommen wiirde, waren neben allein
reisenden minnlichen Personen auch eine Frau
und ihre beiden Kinder im Alter von vier und fiinf
Jahren betroffen. Die Familie wurde mitten in der
Nacht abgeholt und die Kinder wurden wihrend
der gesamten Zufithrungsphase aus Thiiringen
von der Mutter getrennt.

Nachteinschluss und Unterbringung im
Kriseninterventionsraum ohne Toilette

In  Einrichtungen  der  Forensischen
Psychiatrie in Baden-Wiirttemberg, Bayern,
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen

' BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
> BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.



wurden Personen iiber mehrere Monate
hinweg in Kriseninterventionsriumen unter-
gebracht (Nachteinschluss/Isolierung), in denen
sich keine Toilette befand. Den untergebrachten
Personen standen lediglich Urinflaschen oder
Steckbecken zur Verfiigung. In zwei Ein-
richtungen wurden die Betroffenen bei dem
Verrichten der Notdurft vollumfinglich kamera-
iberwacht.’

Ungeeigneter Gewahrsam

In einigen Gewahrsamsriumen der Polizei-
inspektion Hannover (Niedersachsen) betrigt
der Abstand zwischen den gegeniiberliegenden
‘Winden in der Breite lediglich 1,29 m, wodurch
sie vollkommen ungeeignet fiir den Gewahrsam
sind.

Unrechtmiflige Fixierung im
Polizeigewahrsam

In der Polizeiinspektion Hannover (Nieder-
sachsen) werden pro Jahr ca. 100 in Gewahrsam
genommene Personen an im Fliesenboden ver-
ankerten Metallstangen fixiert. In einigen Fil-
len wurden lediglich die Arme und/oder Beine
festgebunden. Diese Verfahrensweise erhoht die
Gefahr des Eintritts erheblicher Gesundheits-
schiden deutlich und ist umgehend abzustellen.
Dariiber hinaus werden die verfassungsrecht-
lichen Mindestanforderungen in keinem Fall er-
fulle. Die Nationale Stelle empfiehlt seit dem
Jahr 2015, im Polizeigewahrsam ginzlich auf
Fixierungen zu verzichten.

Unrechtmiflig lange Absonderungen

In einer Vielzahl an besuchten Forensischen
Psychiatrien wurden Personen tiber mehrere
Wochen und Monate hinweg in Kriseninter-
ventionsriumen abgesondert. In den Kliniken
in Eltville (Hessen) und Herne (Nordrhein-
Westfalen) stiefi die Nationale Stelle sogar
auf mehrjihrige Absonderungen, bei denen die
Betroffenen bis zu 24 Stunden tiglich in den Kiri-
seninterventionsrdumen isoliert wurden.

Unzureichende Personalausstattung

In der Forensischen Psychiatrie in Essen
(Nordrhein-Westfalen) lagen mehrere Dutzend

3 Forensische Jugendpsychiatrie Marsberg (Nordrhein-
Westfalen) und Forensische Psychiatrie Bad Schussenried
(Baden-Wiirttemberg).

Gefihrdungsanzeigen innerhalb eines Jahres vor.
Die darin beschriebene ungeniigende Besetzung
verursachte konkrete Missstinde fiir die unter-
gebrachten Personen: eingeschrinkte Wahrneh-
mung der Aufsichtspflicht, lingere Einschluss-
zeiten, Aufschiebung von Aufgaben wie z.B.
Hygienemafinahmen oder Ausfithrungen.

Verfassungswidrige Mehrfachbelegung
ohne abgetrennte Toilette

Entgegen der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts* und der  wiederholten
Empfehlungen der Nationalen Stelle werden in
Baden-Wiirttemberg noch immer Haftriume
ohne abgetrennte Toilette doppelbelegt. In der
JVA Freiburg wurden 35 Haftrdume mit einer
Grundflichevonlediglich 8,66 gm auf diese Weise
genutzt. Sie waren nicht mit einer abgetrennten
Toilette mit separater Entliiftung ausgestattet.
Lediglich ein Vorhang diente als Sichtschutz.
Diese Bedingungen stellen eine erniedrigende
Situation fiir die betroffenen Gefangenen dar
und fithren zu einer menschenunwiirdigen
Unterbringung.s Eine unverziigliche Herstellung
einer menschenwiirdigen Situation fiir die
Gefangenen ist unabdingbar.

In den Forensischen Psychiatrien Bad
Schussenried und Emmendingen (Baden-
Wiirttemberg) stiefi die Nationale Stelle auf
mehrfachbelegte Patientenzimmer, in denen die
Toilette tberhaupt nicht bzw: lediglich durch
einen Vorhang abgetrennt war.

+ BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BVR 409/09.

5 Einevergleichbare Situation wurde im Justizvollzug Baden-
Wirttembergs u.a. wiederholt bei den Besuchen der JVA
Karlsruhe in den Jahren 2017 sowie 2020 festgestellt.
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I1

Allgemeine
Informationen uiiber die
Arbeit der Nationalen

Stelle



Die Nationale Stelle zur Verhiitung von Folter
ist der deutsche Nationale Priventionsmecha-
nismus. Mit ihrer Einrichtung kam die Bundes-
republik Deutschland ihren vélkerrechtlichen
Verpflichtungen aus dem OPCAT nach. Die
Nationale Stelle ist fiir Orte zustindig, an denen
Personen entweder aufgrund der Entscheidung
einer Behorde oder auf deren Veranlassung oder
mit deren ausdriicklichem oder stillschweigen-
dem Einverstindnis die Freiheit entzogen ist
oder entzogen werden kann. Thre besondere Stel-
lung sowie einige weitere Hintergriinde zum Auf-
bau der Nationalen Stelle werden im Folgenden
dargestellt.

1 — Institutioneller Rahmen

Das Ziel der Verhiitung von Folter und Miss-
handlung ist im OPCAT niedergelegt, welches
die Antifolterkonvention der Vereinten Nationen
aus dem Jahr 1984 durch einen priventiven
Ansatz erginzt. Zu Beginn des Jahres 2024 hatten
es 104 Staaten unterzeichnet und 91 Staaten
ratifiziert.®

Artikel 3 OPCAT verpflichtet die Vertrags-
staaten, einen Nationalen Priventionsmechanis-
mus (NPM) einzurichten. Diese unabhingigen
nationalen Mechanismen sind priventiv titig
und priifen die menschenwiirdige Behandlung
und Unterbringung an Orten der Freiheitsent-
ziehung. Aktuell sind dem 78 Vertragsparteien
nachgekommen.’

Der deutsche Nationale Priventionsmechanis-
mus besteht im Zustindigkeitsbereich des Bun-
des aus der Bundesstelle zur Verhiitung von Fol-
ter und im Zustindigkeitsbereich der Linder aus
der Linderkommission zur Verhiitung von Folter.
Beide arbeiten als Nationale Stelle zur Verhiitung
von Folter zusammen und stimmen ihre Titigkei-
ten ab.

Nach Artikel 18 OPCAT sind die Vertragsstaa-
ten verpflichtet, die funktionale Unabhingigkeit
der Priventionsmechanismen sowie die Unab-
hingigkeit von deren Personal zu garantieren und
ihnen ausreichend Mittel zur Verfiigung zu stel-
len.

¢ URL:
27.05.2024).
7 URL: https://www.apt.ch/knowledge-hub/opcat (abgerufen
am 27.05.2024).

https://indicators.ohchrorg  (abgerufen  am
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Die Mitglieder der Bundesstelle werden vom
Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium des Innern und
fir Heimat und dem Bundesministerium der
Verteidigung, die der Linderkommission von der
Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister ernannt.® Die Mitglieder unterstehen
keiner Fach- oder Rechtsaufsicht und sind in
ihrer Amtsfithrung weisungsunabhingig. Sie sind
ehrenamtlich titig. Eine vorzeitige Abberufung
kann nur unter den strengen Voraussetzungen
der §§ 21 und 24 des Deutschen Richtergesetzes
erfolgen. Die hauptamtliche Geschiftsstelle hat
ihren Sitz in Wiesbaden und ist organisatorisch
der Kriminologischen Zentralstelle e.V. ange-
gliedert.

2 — Zustindigkeit

Hauptaufgabe der Nationalen Stelle ist es,
Orte der Freiheitsentziehung aufzusuchen, auf
Missstinde aufmerksam zu machen und den Be-
horden Empfehlungen und Vorschlige zur Ver-
besserung der Situation der Untergebrachten
und zur Verhiitung von Folter und sonstigen
Misshandlungen zu unterbreiten. Nach Artikel 4
Abs. 1 OPCAT sind Orte der Freiheitsentziehung
solche, die der Hoheitsgewalt und Kontrolle des
Staates unterstehen und an denen Personen ent-
weder aufgrund der Entscheidung von staatli-
chen Stellen, auf deren Veranlassung oder mit
deren ausdriicklichem oder stillschweigendem
Einverstindnis die Freiheit entzogen ist oder ent-
zogen werden kann.

Hierzu zdhlen im Zustindigkeitsbereich des
Bundes alle Gewahrsamseinrichtungen der Bun-
deswehr, der Bundespolizei und des Zolls, aber
auch die Begleitung der zwangsweisen Durch-
fithrung von Abschiebungsmafinahmen. Im Jahr
2023 wurden 13.477 Personen auf dem Luftweg
aus Deutschland abgeschoben.?

Die weit tiberwiegende Zahl der Einrichtungen
fillt in den Zustindigkeitsbereich der Linder-
kommission. Hierzu gehoren Justizvollzugs-

8 Organisationserlass des Bundesministeriums der Justiz
vom 20.11.2008 (Bundesanzeiger Nr. 182, S. 4277); Staatsver-
trag iiber die Einrichtung eines nationalen Mechanismus aller
Linder nach Art. 3 des Fakultativprotokolls vom 18.12.2002 zu
dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafe vom 25.06.2009 (u.a. abgedruckt in GBL
BW vom 07.12.20009, S. 681).

o Statistische Erhebung der Bundespolizei.



anstalten, Dienststellen der Landespolizeien, alle
Gerichte mit Vorfiithrzellen sowie Abschiebungs-
hafteinrichtungen, Psychiatrische Kliniken, Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit ge-
schlossenen Plitzen und Heime fir Menschen
mit Behinderung. Orte der Freiheitsentziehung
in diesem Sinne sind auch alle Alten- und Pfle-
geheime, in denen freiheitsentziehende Maf}-
nahmen durchgefithrt werden oder durchgefiihrt
werden konnen.

Dariiber hinaus soll die Nationale Stelle
Stellungnahmen zu bestehenden und im Entwurf
befindlichen Rechtsvorschriften unterbreiten.

3 — Befugnisse

Bund und Linder gewihren der Nationalen
Stelle gemif den Regelungen des Fakultativ-
protokolls folgende Rechte:

+ Zugang zu allen Informationen, welche die
Anzahl der Personen, denen an Orten der
Freiheitsentzichung im Sinne des Artikels
4 OPCAT die Freiheit entzogen wird,
sowie die Anzahl dieser Orte und ihre Lage

betreffen;

Zugang zu allen Informationen, welche
die Behandlung dieser Personen und die
Bedingungen ihrer Freiheitsentziehung
betreffen;

Zugang zu allen Orten der Freiheitsent-
ziehung und ihren Anlagen und Einrich-
tungen;

die Moglichkeit, mit Personen, denen die
Freiheit entzogen wird, entweder direkt
oder, soweit dies erforderlich erscheint, iiber
eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher
sowie mit jeder anderen Person, von welcher
die Nationale Stelle annimmt, dass sie
sachdienliche Auskiinfte geben kann, ohne
Zeugen Gespriche zu fiihren;

die Entscheidung dariiber, welche Orte sie
besuchen und mit welchen Personen sie
Gespriche fithren méchte;

in Kontakt mit dem Unterausschuss der
Vereinten Nationen zur Verhiitung von Fol-
ter (SPT) zu stehen, ihm Informationen
zu iibermitteln und mit ihm zusammenzu-
treffen.

Nach Artikel 21 Abs. 1 OPCAT diirfen
Personen, die der Nationalen Stelle Auskiinfte
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erteilen, keinerlei Nachteilen oder Bestrafungen
ausgesetzt werden. Sowohl die Mitglieder als auch
die Mitarbeitenden der Stelle sind verpflichtet,
die Vertraulichkeit von Informationen, die ihnen
im Rahmen ihrer Aufgaben bekannt werden, auch
iiber die Dauer ihrer Amtszeit hinaus zu wahren.

4 — Einzelanfragen

Im Zeitraum vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023 wurden 97 Einzelanfragen
an die Nationale Stelle gerichtet. Sie bezogen
sich ausschliefilich auf Einrichtungen im
Zustindigkeitsbereich der Linderkommission.
Die meisten Einzelanfragen wurden von
Gefangenen aus dem Justizvollzug gestellt,
gefolgt von untergebrachten Patientinnen und
Patienten aus Forensischen Psychiatrien, und
bezogen sich auf die Unterbringungssituation und
die medizinische Versorgung. Neben Betroffenen
erhielt die Nationale Stelle allerdings auch
Eingaben von Anstaltsirztinnen- und Arzten,
von Seelsorgerinnen und Seelsorgern und von
Angehorigen tiber die Zustinde in den jeweiligen
Anstalten und Kliniken.

Es werden auch immer wieder Einzelanfragen
von Menschen unterbreitet, die sich nicht in einer
Einrichtungbefinden, in der freiheitsentziehende
Mafinahmen durchgefithrt werden.

Da die Nationale Stelle keine Ombudsein-
richtung ist, hat sie grundsitzlich keine Befug-
nis, Beschwerden von Einzelpersonen direkt
nachzugehen oder diesen abzuhelfen, den An-
fragenden konnen jedoch die Adressen von
geeigneten Anlauf- oder Beschwerdestellen ge-
nannt werden.

Bei Hinweisen auf gravierende Missstinde in
einer Einrichtung nimmt die Nationale Stelle
mit Einwilligung der Anfragenden Kontakt mit
den zustindigen Aufsichtsbehérden auf. Ergibt
sich aus einer Anfrage ein Hinweis auf eine akute
Eigen- oder Fremdgefihrdung, kontaktiert die
Nationale Stelle umgehend die entsprechende
Aufsichtsbehorde.

Die Hinweise aus Einzelanfragen sind fiir die
Arbeit der Nationalen Stelle von erheblicher
Relevanz, da sie die Aufmerksamkeit auf
bestimmte Problembereiche lenken konnen.
Zudem kénnen konkrete Angaben und Hinweise
Einfluss auf die Auswahl der Besuchsorte haben.



5 — Personelle und finanzielle Ausstattung

5.1 — Aktuelle Finanzlage

Das Jahresbudget der Nationalen Stelle wurde
zuletzt fiir das Haushaltsjahr 2020 um 100.000
Euro auf insgesamt 640.000 Euro erhoht. Trotz
dieser Erhohung sind die praktischen Mdoglich-
keiten der Nationalen Stelle zur Erfiillung ihres
Mandats stark eingeschrinkt.

Das Fakultativprotokoll zum Ubereinkommen
gegen Folter und andere grausame, unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe (OPCAT), mit dessen Ratifizierung sich
Deutschland zur Einrichtung eines Nationalen
Priventionsmechanismus  verpflichtet  hat,
fordert, dass dieser die Behandlung von Per-
sonen, denen an Orten der Freiheitsentziehung
im Sinne des Artikels 4 die Freiheit entzogen
ist, ,regelmifig” priift. Deshalb fordert die Ver-
einigung fiir die Verhiitung von Folter (APT)
als Zielgrofle, einmal jihrlich Besuche in
Einrichtungen mit hoher Fluktuation oder
besonderen Risiken durchzufithren, in allen
anderen Einrichtungen alle drei Jahre. Tatsichlich
ist die Nationale Stelle lediglich in der Lage, im
Durchschnitt jahrlich ca. 60 Besuche an den in
ihren Zustindigkeitsbereich fallenden ca. 13.000
Orten der Freiheitsentziehung durchzufiihren.

Aufgrund von Preis- und Tarifsteigerungen bei
nicht disponiblen Haushaltstiteln, insbesondere
der Personal- und Mietkosten, war es der
Nationalen Stelle mit dem bisherigen Budget
fiir das Jahr 2024 nicht mdéglich, ihr Mandat im
reguliren Umfang auszuiiben.

Zur Sicherstellung der Funktionsfihigkeit der
Nationalen Stelle wurde erst im Rahmen der
Frithjahrskonferenz der JuMiKo vom 5./6. Juni
2024 beschlossen, dass ein zusitzlicher Betrag
von 60.000 Euro fiir das laufende Jahr 2024 zur
Verfugung gestellt werden soll, und mit diesem
Ziel die Haushaltskommission der Linder und
ggf. die Konferenz der Finanzministerinnen und
Finanzminister zu bitten, den fiir die Budget-
erh6hung erforderlichen Beschluss herbeizufiih-
ren.”® Bis zu diesem Zeitpunkt sah sich die Natio-
nale Stelle gezwungen, ihre Besuchstitigkeit auf
ein absolutes Mindestmaf} zu reduzieren, da der
erforderliche finanzielle Mehrbedarf auch durch
Einsparungen nicht ausgeglichen werden konnte.

© URL: https://www.mj.niedersachsen.de/
JuMiKo/beschluesse/beschlusse-228116.html
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Die Nationale Stelle wies bereits im Verlauf
des Jahres 2022 kontinuierlich auf die absehbar
schwierige Haushaltslage hin und stellte diese
u.a. im Rahmen einer Bund-Linder-Besprechung
im Januar 2024 ausfiihrlich dar.

Sie mochte in diesem Zusammenhang er-
neut auf die Verpflichtung der Bundesrepublik
Deutschland aus Artikel 18 Abs. 3 OPCAT hin-
weisen, die erforderlichen Mittel fiir die Arbeit
der nationalen Mechanismen zur Verhiitung von
Folter zur Verfiigung zu stellen.

Um die Erfiillung des Mandats der Nationalen
Stelle entsprechend der vélkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Bundesrepublik Deutschland
in der zweiten Hilfte des Jahres 2024 zu garantie-

ren, ist eine schnelle Umsetzung des Beschlusses
der JuMiKo erforderlich.

Dieser sieht ebenfalls eine Erh6hung des Jah-
resbudgets auf 720.000 Euro ab dem Jahr 2025
vor und stellt bei kiinftig steigenden Kosten ein
vereinfachtes Verfahren zur Anpassung des Bud-
gets in Aussicht.

5.2 — Personelle Ausstattung

Das Mandat der Nationalen Stelle zur
Verhiitung von Folter wird von zehn Mitgliedern
ehrenamtlich wahrgenommen, unterstiitzt von
einer Geschiftsstelle mit 4,5 Vollzeitstellen fiir
wissenschaftliches Personal und 1,5 Stellen in der
Verwaltung.

Zum 1. Januar 2023 wurde Eva Moll-Vogel, Pri-
sidentin des Landgerichts Braunschweig a. D,
und im Mai 2023 Dr. Michael Brune, Facharzt
fiir Psychiatrie und Neurologie, als Mitglied der
Linderkommission ernannt. Margret Osterfeld,
Psychiaterin und Psychotherapeutin i. R., legte
ihr Mandat zum 31. Mirz 2023 nieder.

Von Oktober 2023 bis Februar 2024 wurde die
Nationale Stelle durch einen Wissenschaftlichen
Mitarbeiter im Rahmen eines Fellowship-Stipen-
diums der Mercator Stiftung unterstiitzt. Dieser
begleitete insbesondere die Bundesstelle bei Ab-
schiebungsbeobachtungen sowie bei Besuchen
von Gewahrsamseinrichtungen.



6 — Folterpriavention weltweit

6.1 — Ad-hoc-Besuch des CPT in
Deutschland

Der Europiische Ausschuss zur Verhiitung von
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (CPT) ver6ffentlichte
am 4. April 2024 seinen Bericht tiber die Beob-
achtung einer am 5. September 2023 durchgefiihr-
ten Chartermafinahme von Deutschland iber
Zypern nach Pakistan. In diesem Zusammen-
hang sprach der Ausschuss u.a. Empfehlungen
zu Durchsuchungen mit Entkleidung, dem Ein-
satz von Zwangsmitteln, sogenannten Tischfest-
nahmen, der medizinischen Begleitung — insbe-
sondere der Unabhingigkeit der Arztinnen und
Arzte —, dem wirksamen Zugang zu einer Rechts-
anwiltin/einem Rechtsanwalt sowie dem Einsatz
privater Sicherheitsdienste bei Abschiebungsflii-
gen aus.

Der CPT ging zudem genauer auf die Aufga-
ben der Nationalen Stelle und deren Mandat im
Bereich der Abschiebungsbeobachtung ein. Er
ermutigte sie dazu, aktiv mit anderen Nationa-
len Priventionsmechanismen in den Riickkehr-
lindern, die iber einen derartigen Mechanis-
mus zur Uberwachung von Abschiebungen auf
dem Luftweg verfiigen, zusammenzuarbeiten
(Rn. 100). In ijhrer Stellungnahme teilte die
Nationale Stelle mit, dass sie anstrebt, ihr Moni-
toring auszubauen (insbesondere hinsichtlich
der Abholungsphase) und — der Ermutigung ent-
sprechend — ihre Zusammenarbeit mit anderen
Nationalen Priventionsmechanismen zu ver-
stirken. Neben dem notwendigen Informations-
austausch zur Behandlung riickgefiihrter Perso-
nen sieht die Nationale Stelle es als wesentlich
an, sogenannte Riickholcharter gemeinsam mit
dem zustindigen Mechanismus des betreffenden
Zielstaates zu monitoren, um auf diese Weise
eine durchgehende unabhingige Uberwachung
der Mafinahmen zu erméglichen.

Auch verdeutlichte der CPT erneut die
Notwendigkeit, ein wirksames innerstaatliches
System fiir die Uberwachung von Riickfithrungen
zu etablieren. In diesem Zusammenhang merkte
der Ausschuss u.a. an, dass die Nationale Stelle
aufgrund ihrer geringen Kapazititen lediglich vier
bis finf Riickfihrungsfliige im Jahr beobachten
konne.

Die Nationale Stelle nahm den Bericht des
CPT zum Anlass, auf den Bedarf einer Aufsto-
ckung ihrer personellen und finanziellen Res-
sourcen aufmerksam zu machen. Diese ist fiir das
Gewihrleisten einer wirksamen Ausiibung ihres
Mandats, auch hinsichtlich der Zusammenarbeit
mit anderen Nationalen Priventionsmechanis-
men, unabdingbar.

6.2 — Austausch mit NPM

Die Nationale Stelle nahm mit Vertreterinnen
und Vertretern der Osterreichischen Volksan-
waltschaft und der Nationalen Kommission zur
Verhiitung von Folter der Schweiz turnusgemaf}
am jihrlichen Austausch deutschsprachiger Na-
tionaler Priventionsmechanismen (NPM) am
2. und 3. November 2023 in Bern (Schweiz) teil.
Vergleichend diskutiert wurden u.a. die Me-
thodik bei Beobachtungen von Riickfithrun-
gen auf dem Luftweg, wie auch die in diesem
Rahmen entwickelten Standards. Zudem gab
es einen regen Austausch iber die jeweiligen
Situationen im Bereich der Alten- und Pflege-
heime sowie der psychiatrischen Versorgung Ge-
fangener im Justizvollzug.

Die Thematik ,psychische Gesundheit im Frei-
heitsentzug’ wurde ebenfalls bei dem durch das
ODHIR und das APT organisierten regional
meeting fiir NPM in Kopenhagen (9.-11. Novem-
ber 2023) intensiv beleuchtet.
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I11
Schwerpunktthema
Mafiregelvollzug



I — Einfiihrung

Nachdem der Mafiregelvollzug bereits in den
Jahren 2021 und 2022 das Schwerpunkthema dar-
stellte, legte die Nationale Stelle im Jahr 2023
erneut den Fokus auf Forensische Psychiatrien,
um das gesetzte Ziel — alle Einrichtungen des
MafBiregelvollzugs in der Bundesrepublik zu
besuchen — zu erreichen. Da die Nationale Stel-
le bei ihren Besuchen in den forensisch-psych-
iatrischen Einrichtungen sowohl im Jahr 2021
als auch im Jahr 2022" viele kritische Situatio-
nen beobachtet hatte, die in einigen Fillen eine
schwerwiegende Verletzung der Menschenwiirde
darstellten,” beschloss sie, die Unterbringungs-
bedingungen in den noch nicht besuchten Ein-
richtungen des Mafiregelvollzugs im Jahr 2023 zu
uberpriifen. Zu diesem Zweck besuchte die Nati-
onale Stelle 36 Forensische Psychiatrien in sieben
verschiedenen Bundeslindern.” Zudem wurden
abschlieffend drei verbliebene Einrichtungen der
Forensischen Psychiatrie im Jahr 2024 besucht.™#
Das o.g. von ihr gesetzte Ziel wurde somit ver-
wirklicht.

Die Erkenntnisse aus den letzten drei Jahren,s
erginzt durch die Inhalte der Berichte aus den
Jahren 2016 bis 2020, ermdéglichen unter den
Gesichtspunkten der Menschenrechte und der
Menschenwiirde eine umfassende Betrachtung
der aktuellen Probleme und Herausforderungen,
mit welchen sich die Forensische Psychiatrie in
Deutschland konfrontiert sieht.

" Die Nationale Stelle besuchte 12 Einrichtungen im Jahr
2021 sowie 24 Einrichtungen im Jahr 2022.

2 Z.B. Kiriseninterventionsraum ohne Toilette in Baden-
Wirttemberg und Brandenburg, Belegung von Zimmern mit
finf Patienten in Baden-Wiirttemberg, Fesselung anlésslich
des Hofgangs in Hessen.

5 Baden-Wirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen. Die
Nationale Stellebesuchte Einrichtungen des Mafiregelvollzugs
in den neun weiteren Bundeslindern in den Jahren 2021 und
2022. Seit Beginn der Arbeit der Nationalen Stelle hat sie
alle forensisch-psychiatrischen Einrichtungen Deutschlands
mindestens ein Mal besucht.

4 Forensische Psychiatrien Koénigslutter und Osnabriick
(Niedersachsen) sowie im Deerth (Nordrhein-Westfalen).

5 Eine umfassende Beschreibung der einzelnen Ein-
richtungen mit den jeweiligen positiven Beispielen,
Feststellungen und Empfehlungen findet sich in den
einrichtungsspezifischen Besuchsberichten, die auf der
Website der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter
zu finden sind (https://www.nationale-stelle.de/besuche/
laenderkommission/2023.html).

* Eine Einrichtung im Jahr 2016, vier Einrichtungen im Jahr
2017, drei Einrichtungen im Jahr 2018, elf Einrichtungen im
Jahr 2019, eine Einrichtung im Jahr 2020.

Insbesondere aufgrund der Schwere des Ein-
griffs gibt die Nationale Stelle immer wieder-
kehrende Empfehlungen beziiglich hoherer
Anforderungen fir die Durchfilhrung von
Fixierungen; diese Anforderungen wurden durch
das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 24.
Juli 2018 gestirkt.

Allerdings stief§ die Nationale Stelle auch im
Jahr 2023 auf gesetzliche Bestimmungen, welche
die verfassungsrechtlichen Mindestanforderun-
gen nicht erfiillten. Als duflerst kritisch erach-
tet sie, dass Regelungen zu Fixierungen in den
landesrechtlichen Gesetzen zum Mafiregelvoll-
zug in Berlin, Niedersachsen” und im Saarland
nach mehr als fiinf Jahren noch immer nicht in
Einklang mit den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen stehen.

Einige der in diesem Kapitel dargestellten Fest-
stellungen werden auch durch die Ergebnisse der
Umfrage der DGPPN bestitigt.”® Diese ,,deuten
auf Zustinde hin, die vielerorts mindestens un-
befriedigend, wenn nicht gar untragbar sind“:
deutliche Uberbelegung, Personalmangel, Man-
gel an Riumlichkeiten, immer linger werdende
Unterbringungsdauer.

Gleichzeitig konnte die Nationale Stelle aber
auch praktische und rechtliche Entwicklungen
feststellen, die zu begriifien sind und in diesem
Kontext ebenfalls Erwdhnung finden sollen.

Einige Bundeslinder haben in den letzten
Jahren wichtige gesetzliche Anderungen vor-
genommen, die iiberwiegend zu einer menschen-
wiirdigeren Unterbringung in Einrichtungen
der Forensischen Psychiatrie beitragen konnten.

7 Der Niedersichsische Landtag hat am 15.05.2024
ein  Gesetz zur Anderung des Niedersichsischen
Mafiregelvollzugsgesetzes verabschiedet (Drucksache 19/2843
bzw. Drucksache 19/4235), um die verfassungsrechtlichen
Anforderungen zu Fixierungen umzusetzen. Die Nationale
Stelle war am Gesetzgebungsverfahren beteiligt und begrifit
die weitgehende Umsetzung ihrer Empfehlungen.

" Ergebnisse der Abfrage aus dem Herbst 2022 unter den 78
Kliniken fiir den Mafiregelvollzug in Deutschland, von denen
sich 60 Prozent beteiligten, Zeidler, R., Dudeck, M., Frank,
U. et al, Die Situation des deutschen Mafiregelvollzugs —
Ergebnisse einer Umfrage der DGPPN. Nervenarzt (2023).
https://doi.org/10.1007/s00115-023-01564-7 (abgerufen am
27.05.2024).

v URL:  https://www.fr.de/politik/massregelvollzug-hinter-
dicken-mauern-herrschen-zustaende-die-untragbar-
sind-92044461.html (abgerufen am 27.05.2024).
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+ Neben den gesetzlichen Anpassungen an die
verfassungsrechtlichen Anforderungen zur
Durchfithrung von Fixierungen® wurden
weitere Empfehlungen der Nationalen Stelle
von diversen Landesparlamenten angenom-
men,*

so wurde die mit einer Entkleidung verbun-
dene kérperliche Durchsuchung in zwei Pha-
sen in Bremen gesetzlich verankert,” was zur
Schonung des Schamgefiihls beitragt;

in Nordrhein-Westfalen sind alle Formen der
Absonderung an eine gerichtliche Geneh-
migung (sog. Richtervorbehalt) gebunden.

Zudem stehen weitere rechtliche Entwick-
lungen an, u.a. im Rahmen von Gesetz-
gebungsverfahren, an welchen die Nationale
Stelle beteiligt wurde, und durch Stellung-
nahmen mitwirken konnte.*

> Anforderungen aus dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.

1 Siehe Jahresbericht 2022, IV.2. ,Gesetzgebung® fiir eine
ausfiihrliche Darstellung der gesetzlichen Anderungen zum
MafBregelvollzug, darunter das Thiiringer Gesetz zur Hilfe und
Unterbringung psychisch kranker Menschen (ThiirPsychKG),
das Strafrechtsbezogene Unterbringungsgesetz NRW
(StrtUG NRW) und das Bremische Gesetz iiber Hilfen
und Schutzmafinahmen bei psychischen Krankheiten
(BremPsychKG).

2 Die Durchsuchung ist im Wege der Halbentkleidung
durchzufithren” (§ 70 Abs. 2 des Bremischen Gesetzes iiber
Hilfen und Schutzmafinahmen bei psychischen Krankheiten
(BremPsychKG) vom 13.12.2022).

% § 32 Abs. 3 des Gesetzes zur Durchfithrung strafrechts-
bezogener Unterbringungen in einem psychiatrischen
Krankenhaus und einer Entziehungsanstalt in Nordrhein-
Westfalen  (Strafrechtsbezogenes  Unterbringungsgesetz
NRW - StrUG NRW) vom 17.12.2021.

2 Siehe Kapitel VI des vorliegenden Jahresberichts.
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2 — Feststellungen und
Empfehlungen

Die Nationale Stelle besuchte in der Zeit-
spanne zwischen September 2016 und Mirz
2024 bundesweit alle Forensischen Psychiatrien.
Dies ermoglichte ihr, sich ein vollumfingliches
Gesamtbild zu verschaffen und bundeslandiiber-
greifende Vergleiche anzustellen. Zudem konn-
ten Herausforderungen und Problemfelder im
Bereich der Forensischen Psychiatrie festgestellt
sowie Best Practice-Beispiele wahrgenommen
werden, die zur Verbesserung der Unterbrin-
gungsbedingungen beitragen.

Im Rahmen ihrer Besuche konnte die
Nationale Stelle Entwicklungen beobachten, die
verdeutlichen, dass mit identischen Themen und
Problembereichen bundesweit unterschiedlich
umgegangen wird. Irritierend ist dabei immer
wieder, dass ihre Empfehlungen innerhalb der
jeweiligen Bundeslinder unstimmig umgesetzt
werden. Wihrend beispielsweise die Verpixelung
des Toilettenbereichs im Kriseninterventionsraum
in einigen Einrichtungen in Bayern wund
Nordrhein-Westfalen zur gingigen Praxis gehort,
lehnen andere Einrichtungen innerhalb derselben
Bundeslander diese ab.

Die folgenden Punkte hat die Nationale Stelle
als besonders positiv bewertet:

+ Eine steigende Anzahl an Forensischen Kli-
niken stattet ihre Kriseninterventionsrdume
mit grofien Fenstern, vandalensicheren M6-
beln und einer einsehbaren Uhr aus. Dies
kann zur Normalisierung der belastenden Si-
tuation beitragen.

Um die Privatsphire der dort untergebrach-
ten Patientinnen und Patienten vermehrt zu
stirken, wird der Toilettenbereich bei der
Kameraiiberwachung mittlerweile in einer
groferen Anzahl an Einrichtungen verpixelt
dargestellt oder davon ausgespart. In einigen
besuchten Kliniken wird ginzlich auf eine
Kameraiiberwachung der Kriseninterven-
tionsrdume verzichtet.



+ Die Nationale Stelle konnte feststellen, dass
die mit einer Entkleidung verbundenen kor-
perlichen Durchsuchungen mehrheitlich in
zwei Phasen bzw. mit dem abwechselnden
Bedecken der oberen oder unteren Koérper-
hilfte durchgefiihrt werden.

Trotz der positiven Entwicklungen bestehen
weiterhin strukturelle Problemlagen, die wihrend
der Besuche beobachtet und anschlieffend in den
Besuchsberichten beschrieben worden sind.

Anhand der Erfassung der Unterbringungs-
bedingungen bei ihren Besuchen von Einrichtun-
gen der Forensischen Psychiatrie stellte die Na-
tionale Stelle insbesondere die folgenden Miss-
stinde fest:

2.1 — Belegungssituation

2.1.1. Uberbelegung

Wie in den Vorjahren® fithrte die Nationale
Stelle eine bundesweite Abfrage zu den Bele-
gungszahlen in Forensischen Kliniken durch.*
Aus den ermittelten Informationen zu der Be-
legungsfihigkeit und den Belegungszahlen” ging
deutlich hervor, dass in 14 Bundeslindern (aufler
Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen) eine
annihernde Vollbelegung oder eine Uberbele-
gung vorlag.

Diese Erkenntnis bestitigte sich bei den
durchgefiihrten Besuchen. In 20 der insgesamt
36 im Jahr 2023 besuchten Einrichtungen (in
allen besuchten Bundeslindern) musste die
Nationale Stelle eine Uberbelegung und die
damit verbundenen Problemlagen feststellen.”

In diesem Zusammenhang empfiehlt sie stets,
die erforderlichen Mafinahmen zu ergreifen, um
der Uberbelegung entgegenzuwirken.

Die Ministerien teilen grofitenteils diese Ein-
schitzung und die damit verbundenen Bedenken

» Eine strukturelle Voll- bzw. Uberlegung war bereits 2021
und 2022 zu verzeichnen.

¢ Abfrage vom11.01.2024 beiallen 16 zustindigen Ministerien
zur Belegungssituation zum Stichtag des 30.11.2023.

7 Die Nationale Stelle regt das zustindige Ministerium
Niedersachsens an, eine systematische Erfassung der Anzahl
von Patientinnen und Patienten im Alter von 14-17 Jahren und
von 18-21 Jahren vorzunehmen.

# Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen.

der Nationalen Stelle.” So bestitigte das Minis-
terium fiir Arbeit, Gesundheit und Soziales des
Landes Nordrhein-Westfalen die Tragweite
dieses bundesweiten Problems: ,Die mit Uber-
belegung der psychiatrischen Kliniken und Ent-
ziehungsanstalten verbundenen Herausforderun-
gen stellen [...] ein zentrales Thema dar“3° Die
Einrichtungen und Aufsichtsbehérden werden in
diesem Zusammenhang vor besondere Heraus-
forderungen gestellt. Exemplarisch erliuterte das
Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Integ-
ration Baden-Wiirttemberg,” dass die gericht-
lichen Anordnungen und in der Folge die Unter-
bringungszahlen seit 2018 iiberdurchschnittlich
angestiegen seien. Um die gerichtlich zugewie-
senen Patientinnen und Patienten unterbringen
zu konnen, miisse die Belegung in allen Kliniken
yverdichtet werden®. Aufgrund der baulichen
Gegebenheiten sei dies in einigen Kliniken nur
durch eine Mehrfachbelegung der Zimmer még-
lich gewesen.

Vor dem Hintergrund der hohen Belegungs-
zahlen trat am 1. Oktober 2023 die Novellierung
des § 64 StGB in Kraft.* Um die Zahl der wegen
Suchterkrankungen eingewiesenen Personen
zu verringern, wurde der Begriff des ,Hanges’,
alkoholische Getrianke oder andere berauschende
Mittel im Ubermafl zu konsumieren, enger ge-
fasst.

Eine Konsequenz dieser Novellierung ist,
dass die davon betroffenen Personen perspek-
tivisch im Justizvollzug untergebracht werden.
Dies konnte die Betreuung und Behandlung der
Gefangenen in den Justizvollzugsanstalten er-
schweren. Aus den Beobachtungen und Diskus-
sionen wihrend der Besuche ergab sich, dass
sich  neben unbehandelten suchtkranken
Personen® vermutlich auch eine grofie-
re Anzahl von psychisch kranken Personen

» Alle zitierten Stellungnahmen sind auf der Website der
Nationalen Stelle veréffentlicht: https://www.nationale-stelle.
de/besuche/laenderkommission/2023.html.

3o Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch des LWL-
Therapiezentrums Marsberg vom 30.06.2023.

3 Stellungnahme zum Bericht iber den Besuch der
Forensischen Klinik in Weinsberg vom 13.04.2023.

»* Bundesgesetzblatt Teil I, 02.08.2023, Nr. 203: Gesetz zur
Uberarbeitung des Sanktionenrechts — Ersatzfreiheitsstrafe,
Strafzumessung, Auflagen und Weisungen sowie Unter-
bringung in einer Entziehungsanstalt vom 26.07.2023.

3 BVerfG, Beschluss vom 05.12.2023, Az.: 2 BvR 1661/23;
EGMR, Urteil vom 01.09.2016, Wenner ./. Deutschland,
Individualbeschwerde Nr. 62303/13 — Verletzung von Artikel
3 EMRK.



dort befindet, fir die eine adiquate Betreuung
und Behandlung nicht sichergestellt werden
kann 3

Eine adiquate medizinische, psychiatrische
und psychologische Behandlung ist an allen
Orten des Freiheitsentzugs sicherzustellen.

Die auf der strukturellen Uberbelegung von
Einrichtungen des Mafiregelvollzugs beruhende
Problemlage wird durch die angespannte Per-
sonalsituation deutlich verschirft.

Eine ausreichende, den Aufgaben entsprechen-
de, personelle Besetzung soll gewihrleistet wer-
den.

Wieindenvergangenen Jahrenwar die Personal-
situation in allen besuchten Bundeslindern
(mit Ausnahme von Rheinland-Pfalz) im Jahr
2023 problematisch.

Die angespannte personelle Besetzung der
Kliniken — insbesondere in Verbindung mit der
angespannten Belegungssituation — fithrte zu
erheblichen Einschrinkungen fiir die unterge-
brachten Personen. Sie kann zudem zu einem Si-
cherheitsrisiko sowohl fiir diese als auch fiir die
Mitarbeitenden werden. Regelmiflig geht mit
einer Unterbesetzung der Mitarbeitenden eine
Uberarbeitung des Restpersonals einher. In zwei
Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen (Essen
und Langenfeld) wurden mehrere Gefihrdungs-
anzeigen seitens des Personals gestellt.

In einer Einrichtung in Bayern (Giinzburg)
waren von den Planstellen im Bereich Pflege-
dienst fir das Jahr 2023 lediglich 80% besetzt.
Hinzu kam ein nicht unerheblicher Kranken-
stand, der eine ausreichende, den Aufgaben ent-
sprechende, personelle Besetzung erschwerte.
Dieshatte eine deutliche Begrenzungder Beschif-
tigungs- und Therapiemdglichkeiten zur Folge.
Die massive Uberbelegung der Klinik fithrte zu
einer noch angespannteren Situation.

Das Bayerische Staatsministerium fiir Familie,
Arbeit und Soziales teilte hierzu mit, dass ,der
allgemein und gerade im Gesundheitswesen
wahrnehmbare Fachkriftemangel sich auch
auf die Gewinnung neuen Personals durch die
bayerischen = Mafiregelvollzugseinrichtungen

3 In diesem Sinne siehe z.B. Justizministerium Baden-
Wiirttemberg (2015): Umgang mit psychisch auffilligen
Gefangenen. Abschlussbericht der Expertenkommission,
Stuttgart.
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aus{wirkel. {...] Die Triger des Mafiregelvollzugs
[hitten] zahlreiche spezifische Initiativen
im Bereich der Personalentwicklung in der
Psychiatrie auf den Weg gebracht®.»

Die konkreten Auswirkungen einer solchen
Uberbelegung sind #ufierst kritisch und unbe-
dingt zu beheben.

2.1.2 — Mehrfachbelegung

Die Nationale Stelle hilt den Grundsatz der
Einzelunterbringung, der im Strafvollzug ge-
setzlich verankert ist,*® fiir erforderlich. Im Fall
einer unvermeidbaren Doppelbelegung soll
sichergestellt werden, dass diese zu keinen
Therapieerschwernissen fithrt und der Schutz
der Privatsphire fiir die untergebrachten Perso-
nen gewihrleistet bleibt. Von einer Belegung mit
drei oder mehr Personen soll abgesehen werden.

Selbst bei ausreichender Zimmergréfie ist eine
Belegung mit drei und mehr psychisch- oder
suchtkranken Personen problematisch. Die man-
gelnde Privatsphire kann Aggressionen auslo-
sen und Zwischenfille provozieren. Sie kann zu
Konflikten zwischen den untergebrachten Per-
sonen fithren, die medizinische und therapeuti-
sche Behandlung deutlich erschweren und den
angestrebten Behandlungserfolg verzégern.

Aufgrund des Belegungsdrucks werden unter-
gebrachte Personen dennoch hiufig gemeinsam
untergebracht. Die Nationale Stelle beobachtete
Uberbelegungen von Patientenzimmern — zwei
Personen in Ein-Bett-Zimmern, drei Personen
in Zwei-Bett-Zimmern — sowie die Belegung von
Zimmern mit drei und mehr Personen.

+ Der  Empfehlung der  Nationalen
Stelle entsprechend waren in einer der
Forensischen Kliniken in Nordrhein-
Westfalen (Horstel) die Patienten jeweils

in Einzelzimmern untergebracht. Zudem

» Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums fiir
Familie, Arbeit und Soziales zum Bericht iiber den Besuch
der Klinik fiir Forensische Psychiatrie und Psychotherapie
Giinzburg am 15.03.2023.

3§ 18 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes iiber den Vollzug der
Freiheitsstrafe und der freiheitsentziehenden Mafiregeln der
Besserung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz - StVollzG),
Unterbringung wihrend der Ruhezeit: ,Gefangene werden
wihrend der Ruhezeit allein in ihren Haftrdumen unter-
gebracht.“ Eine dhnliche Formulierung ist in vielen Straf-
vollzugsgesetzen der Lander zu finden.



konnten sie ihre Zimmer zur Wahrung
der Intim- und Privatsphire eigenstindig
abschliefien.

Das Niedersichsische Ministerium  fiir
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
teilte mit,” dass im Rahmen der aktuellen
Planung zur baulichen Erweiterung der Foren-
sischen Psychiatrie in Bad Rehburg ausschliefilich
Einzelzimmer mit eigener Nasszelle vorgesehen
wiirden. In seiner Stellungnahme zum Besuch
der Klinik fiir Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie in Giinzburg gab das Bayerische
Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und
Soziales bekannt, dass bei der Planung
neuer Bauvorhaben eine hohere Quote an
Einzelzimmern als bisher vorgesehen werde.?®

2.1.3 — Mehrfachbelegte Zimmer ohne
abgetrennte Toilette

Eine Mehrfachbelegung eines Zimmers ohne
baulich abgetrennte Toilette verst6fit gegen die
Menschenwiirde und ist deshalb unzulissig.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu
einer identischen Situation im Justizvollzug
gedufert: Die Unterbringung von mehreren
Gefangenen in einem Haftraum ohne abge-
trennte und gesondert entlifftete Toilette
verstofit gegen die Menschenwiirde. Hierbei ist
es unerheblich, ob Personen einer gemeinsamen
Unterbringung zugestimmt haben, da das Grund-
recht der Menschenwiirde kein disponibles
Rechtsgut ist, auf das man verzichten kénnte.+

Kliniken der Forensischen Psychiatrie
gehoren ebenso wie Justizvollzugsanstalten zu
Einrichtungen des Freiheitsentzugs. Das o.g.
Urteil ist iibertragbar auf Einrichtungen der
Forensischen Psychiatrie, da die untergebrachten
Personen genau wie Gefangene dazu gezwungen
werden, ihren Toilettengang im Beisein von
Anderen zu verrichten und sich die Geriiche wie
die Gerdusche im Raum verbreiten.

7 Stellungnahme zum Bericht iber den Besuch des
Fachkrankenhauses in Bad Rehburg am 16.03.2023.

3% Zum Bericht iiber den Besuch der Klinik fiir Forensische
Psychiatrie und Psychotherapie in Giinzburg am 15.03.2023.

» Vgl. hierzu: BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1
BvR 409/09; Liibbe-Wolff (2016) ,Die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug und Unter-
suchungshaftvollzug®, S. 269; EGMR, Urteil vom 25.04.2013,
Canali ./. Frankreich, Individualbeschwerde Nr. 40119/09;
OLG Karlsruhe, Urteil vom 19.07.2005, 12 U 300/04.

4 BVerwG, Urteil vom 17.10.2000, Az.: 2 WD 12/00; Siehe:
Arloth, StVollzG, 3. Aufl., § 18, Rn. 2.

Als untragbar sah die Nationale Stelle an,
dass ein Einschlusszimmer in Bad Schussenried
(Baden-Wiirttemberg), dessen Sanitirbereich
(WC und Dusche) sich offen im Raum befand,
zum Besuchszeitpunkt mit drei Personen belegt
war. In Emmendingen (Baden-Wiirttemberg),
war die Toilette in einem doppelt belegten
Patientenzimmer lediglich durch einen Vorhang
als Sichtschutz abgetrennt.

2.1.4 — Regelunterbringung in Krisen-
interventionsriumen

Patientinnen und Patienten, bei denen keine
besondere Sicherungsmafinahme vorliegt, diirfen
nur in normalen Zimmern untergebracht werden.
Von einer Regelunterbringung in Kriseninterven-
tionsrdumen soll abgesehen werden. Ist eine Be-
legung der Kriseninterventionsraume aufgrund
von Uberbelegung unerlisslich, sollen die Riume
den normalen Patientenzimmern (in Ausstattung
und Mobiliar) angeglichen werden.

Die Nutzung von Kriseninterventionsraiumen
zur dauerhaften Unterbringung erkrankter
Personen kann sich negativ auf die psychische
Gesundheit der Betroffenen auswirken und die
erwarteten Erfolge einer Therapie drastisch
verringern. Kriseninterventionsriume dirfen
nur fiir krisenhafte Phasen dienen. Art. 25 Abs. 2
Nr. 8 des Bayerischen Mafiregelvollzugsgesetzes
sowie § 32 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 des StrUG NRW
sehen beispielsweise vor, dass die Unterbringung
in solchen Riumen ausschliefilich als
besondere Sicherungsmafinahme zulidssig ist.
Zusitzlich stellt die dauerhafte Belegung von
Kriseninterventionsrdumen ein Sicherheitsrisiko
dar, da diese Riume fiir eine krisenhafte
Unterbringung nicht zur Verfiigung stehen.

Wie bereits in den vorangegangenen
Jahren beobachtete die Nationale Stelle auch
im Jahr 2023 eine zweckentfremdete Nutzung
von Kriseninterventionsriumen in besuch-
ten Einrichtungen in Bayern, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und
Sachsen. Aufgrund der Uberbelegung wurden
Patientinnen und Patienten regelmifiig und
fir mehrere Wochen, teilweise sogar Monate,
in Kriseninterventionsrdumen untergebracht,
die auch bei einem solchen Gebrauch sehr karg
ausgestattet waren.
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2.2 — Absonderungen
2.2.1. — Dauer

Der Grundsatz der Verhiltnismifligkeit ver-
langt, dass jede Art von Isolierung nur auf der
Grundlage einer individuellen Risikobewertung
und nur fir die kiirzest mogliche Zeit verhingt
wird.#

Der Nationalen Stelle ist bewusst, dass die be-
suchten Kliniken vielfach vor besondere Her-
ausforderungen gestellt werden. Sie mochte in
diesem Zusammenhang die multidiszipliniren
Ansitze und Bemithungen, zwischenmenschliche
Kontakte, sinnvolle Beschiftigung und die Be-
wegung im Freien bestméglich zu gewihrleisten,
deutlich hervorheben.

Es bestehen jedoch erhebliche Zweifel, ob eine
Isolierung iiber mehrere Wochen oder Monate
hinweg verhiltnismifig sein kann.

Die Nationale Stelle erfasste in Einrichtungen
inallenim Jahr2023besuchten Bundeslindern
eine problematisch hohe Anzahl an langen Ab-
sonderungen. Absonderungen mit einer Dau-
er von uber 15 Tagen wurden in insgesamt 23
besuchten Einrichtungen der Forensischen Psy-
chiatrie festgestellt.+

Als besonders besorgniserregend sah die
Nationale Stelle die Situation eines unterge-
brachten Patienten in Nordrhein-Westfalen
(Herne) an, der seit iiber zehn Jahren 24 Stunden
tdglich in seinem Zimmer isoliert wird. Der Be-
troffene hitte die Méglichkeit, einmal téglich auf
den Hof der Einrichtung zu gehen, lehnt dies laut
dem Therapeutischen Direktor der Einrichtung
jedoch ab.

Zudem bewertete die Nationale Stelle als du-
lerst problematisch, dass in der Einrichtung
Werneck (Bayern) in den Jahren 2022 und 2023
in 115 Fillen® 47 untergebrachte Patienten ab-

# Analog sei in diesem Rahmen auf die Mindestgrundsitze
der Vereinten Nationen fiir die Behandlung der Gefangenen
(Resolution 70/175 der Generalversammlung, Annex, ver-
abschiedet am 17.12.2015, auch Nelson-Mandela-Regeln
genannt) verwiesen: Diese legen nahe, Absonderungen
eines Gefangenen von mehr als 15 aufeinanderfolgenden
Tagen firr mindestens 22 Stunden am Tag, ohne echten
zwischenmenschlichen Kontakt zu vermeiden (Regel 44).

# In drei Einrichtungen im Jahr 2021, neun im Jahr 2022 und
14 im Jahr 2023.

# Mehrmalige Absonderungen von einigen Patienten.
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gesondert wurden.#+ Neun Betroffene wurden
iber mehr als 14 Tage hinweg abgesondert, davon
einer iiber 240 Tage (in sechs Absonderungsab-
schnitten) zwischen Mai 2022 und Mai 2023. Die
von der Einrichtung erfassten kurzen Pausierun-
gen der Isolierung kénnen die schidlichen Wir-
kungen solcher langen Absonderungen nicht aus-
reichend mildern.#

In der Jugendforensik Marsberg (Nordrhein-
Westfalen) steht den dort untergebrachten
jugendlichen Patienten bei ganztigigen Isolie-
rungen im Kriseninterventionsraum lediglich
eine Stunde Hofgang pro Tag zu.# Sie befinden
sich demnach fiir 23 Stunden téglich im Krisen-
interventionsraum.

Unzureichende soziale Kontakte sowie das
Fehlen regelmifliger Beschiftigungsangebote
kénnen sich negativ auf den psychischen Ge-
sundheitszustand der betroffenen Personen aus-
wirken.

Es ist sicherzustellen, dass strukturierte und
regelmifiige, menschliche Kontakte stattfinden,
und eine Psychologin oder ein Psychologe aber
auch eine Arztin oder ein Arzt die Betroffenen
ausreichend betreuen.

2.2.2. — Gerichtliche Genehmigung

Die gesetzliche Regelung darf nicht Anreize
schaffen bestimmte Mafinahmen bevorzugt zu
ergreifen, obwohl diese ebenfalls eine einschnei-
dende Wirkung haben und nicht immer als milde-
res Mittel gelten kénnen.

Es ist bedenklich, dass die gesetzlichen
Anforderungen an die Mafinahme der Isolierung
im Vergleich zu der der Fixierung deutlich
niedriger sind. Das Bundesverfassungsgericht
ist der Auffassung, dass eine Isolierung ,im
Einzelfall in ihrer Intensitit einer §-Punkt- oder
7-Punkt-Fixierung gleichkommen® kann, da bei
unzureichender Uberwachung sauch wihrend
der Durchfihrung einer Isolierung die Gefahr

# Absonderungen im Sinne von Unterbringungen in einem
besonders gesicherten Raum nach Art. 25 Abs. 2 Nr. 8 des
Bayerischen Mafiregelvollzugsgesetzes.

# Siehe beispielsweise: EGMR, Entscheidungvom 28.11.2023,
Schmidt und Smigol ./. Estland, Individualbeschwerden Nrn.
3501/20 u.a.: Verletzung von Artikel 3 EMRK.

# Dies geht aus der von der Jugendforensik erhaltenen
Dokumentation hervor.



des Eintritts erheblicher Gesundheitsschiden“
fur Betroffene besteht.#

In der Mehrzahl der Landesgesetze ist weder
eine gerichtliche Genehmigung fiir Absonde-
rungen noch fir Trennungen von anderen Pati-
entinnen und Patienten vorgesehen. In Bayern
bedarf die Unterbringung in einem besonders
gesicherten Raum ohne gefihrdende Gegenstin-
de (Kriseninterventionsraum) der Genehmigung
durch ein Gericht, sofern erkennbar wird, dass
sie mehr als 48 Stunden andauern wird. Dies gilt
auch nach dem Berliner Gesetz tiber Hilfen und
Schutzmafinahmen bei psychischen Krankheiten
(PsychKG), wonach eine vergleichbare Absonde-
rung nach 18 Stunden nur mit einer gerichtlichen
Genehmigung zulissig ist.#* Die Voraussetzung
der vorherigen Genehmigung des zustindigen
Gerichts gilt allerdings nicht fiir die Trennung
von anderen untergebrachten Patientinnen und
Patienten durch eine Absonderung im Einzel-
zimmer.

Die Nationale Stelle regt an, den Richtervor-
behalt fiir alle Formen der Absonderung vorzu-
sehen, wie dies in Nordrhein-Westfalen bereits
der Fall ist.4°

2.2.3 — Berichtspflicht

In Anbetracht der Schwere der Mainahme ist
eine zeitnahe Berichtspflicht von Absonderun-
gen gegeniiber der Aufsichtsbehorde zur wirksa-
men Uberpriifung zwingend erforderlich.

Aufgrund der Intensitit des Eingriffs
solcher Mafinahmen soll jede Absonderung
der Aufsichtsbehérde gemeldet werden. In
Nordrhein-Westfalen ist dies fiir jede Form der
Absonderung ab einer Dauer von 48 Stunden
verpflichtend,;® in Rheinland-Pfalz fiir eine
Unterbringung von mehr als einem Tag in einem
besondersgesicherten Raum.>* In Niedersachsen
erfolgt die Meldung von Absonderungen erst bei
einer Dauer von iiber einem Monat nach Beginn
der Mafinahme. In den restlichen Bundeslindern
ist keine Berichtspflicht vorgesehen.

4 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.

# § 39 Abs. 5 Satz 2.

# § 32 Abs. 3 StrUG NRW.

5° § 32 Abs. 3 StrUG NRW.

8§ 29 Abs. 3 des Landesgesetzes iiber den Vollzug frei-
heitsentziehender Mafiregeln (Mafiregelvollzugsgesetz -
MVollzG -).
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2.3 — Kriseninterventionsriume

Unter dem Begriff Kriseninterventionsraum
wird ein Raum verstanden, der bei einer akuten
Eigen- oder Fremdgefihrdung genutzt wird.s
Die Unterbringung in Kriseninterventionsrau-
men stellt eine verschirfte Form der Freiheits-
entziehung dar und steht deshalb stets im Fokus
der Besuche der Nationalen Stelle.

Folgende Feststellungen und Empfehlungen
wurden diesbeziiglich getroffen:

2.3.1 — Menschenunwiirdige
Unterbringung

Eine unannehmbare Situation fand die
Nationale  Stelle  erneut® in  Baden-
Wiirttemberg vor, da einige Kriseninterven-
tionsrdume iiber keine Toilette verfiigten.’* Die
dort untergebrachten Patientinnen und Patien-
ten waren gezwungen, ihre Notdurft auf soge-
nannten Steckbecken zu verrichten, die mitten
im Raum standen und von der Uberwachungska-
mera ohne jede Verpixelung voll erfasst wurden.
Jede Benutzung dieser Vorrichtung war auf dem
Monitor sichtbar. Die betroffenen Personen wa-
ren teilweise tiber mehrere Monate hinweg unter
diesen Bedingungen isoliert untergebracht. Eine
solche Verfahrensweise vermag bei ihnen Gefiih-
le der Minderwertigkeit auszul6sen, die sie de-
miitigen und erniedrigen kénnen.s

52 Solche Riume werden je nach Einrichtung anders
benannt, dies manchmal innerhalb eines Bundeslandes, wie
z.B. ,Isolationszimmer“ (Lohr am Main, BY) ,Isolierraum®
(Ravensburg, BW), ,Krisenraum“ (Weinsberg, BW),
sbesonders gesicherte Einzelzimmer ohne gefihrliche Gegen-
stinde“ (Bad-Emstal, HE).

53 Siehe Berichte iiber die Besuche der forensischen Ein-
richtungen in Reichenau (08.06.2022) und Ravensburg
(16.11.2022).

¢ Besuch der Zfp-Klinik fir Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie Bad Schussenried am 19.04.2023.

55 Das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Integration
Baden-Wiirttemberg nahm diesbeziiglich Stellung wie folgt:
,Seit dem Besuch der Nationalen Stelle wurde die Nutzung
von sogenannten Steckbecken in Isolierzimmern ohne
eigene Nasszelle umgehend eingestellt. Dort untergebrachte
Patientinnen und Patienten werden seitdem regelhaft zum
Gang auf die Toilette von zwei Mitarbeitenden ausgefiihrt,
erforderlichenfalls gesichert*.



Diese Riume diirfen nicht mehr fiir eine Ab-
sonderung von Patientinnen und Patienten ge-
nutzt werden.s®

Auch in Einrichtungen in Bayern (Bayreuth),
Niedersachsen (Wunstorf) und Nordrhein-
Westfalen (Marsberg, Jugend) fand die Nationale
Stelle Kriseninterventionsriume vor, die mit
keinerlei sanitiren Einrichtungen ausgestattet
waren. Bei ihrem Besuch der betreffenden Klinik
in Nordrhein-Westfalen fand die Nationale
Stelle gefiillte Urinflaschen vor. In der Ein-
richtung in Niedersachsen kam hinzu, dass
die Privat- und Intimsphire der betroffenen
Personen nicht ausreichend gewahrt wurde.
Die Beobachtung der abgesonderten Personen
erfolgt durch ein Fenster zwischen dem Pflege-
arbeitsraum und dem Kriseninterventionsraum.
Patientinnen und Patienten, die sich im Gang
befinden, ist es moglich, durch die Tir bzw. das
Fenster des Pflegearbeitsraums direkt auf das
o0.g. Verbindungsfenster und damit in den Krisen-
interventionsraum zu blicken.

2.3.2 — Ausstattung

Esist darauf zu achten, dass die Ausstattung der
Kriseninterventionsraume die Menschenwiirde
nicht beeintrichtigt. Diese sollen grundsitzlich
mit einer Matratze, einer Decke und einer Kopf-
unterlage ausgestattet sein. Personen, die darin
untergebracht sind, soll erméoglicht werden, eine
normale Sitzposition einzunehmen.

In 24 besuchten Einrichtungen” waren die
Kriseninterventionsriume lediglich mit je einer
am Boden liegenden Matratze ausgestattet. Es
stand keine Sitzgelegenheit in normaler Sitzhohe
zur Verfigung. Bei einer Unterbringungsdauer
von mehreren Stunden oder Tagen ist ein
Verweilen im Stehen oder am Boden sitzend
menschenunwiirdig. Die Nationale Stelle
beobachtete bei ihren Besuchen die Nutzung
von Sitzgelegenheiten aus Schaumstoff oder
von sogenannten herausfordernden Mébeln, die
robust und ohne scharfe Kanten sind. Durch
diese wird auch bei Eigen- oder Fremdgefihrdung

¢ Der Nationalen Stelle wurde am Besuchstag mitgeteilt,
dass beide Kriseninterventionsriume umgebaut werden
sollen — die Planungen hierfiir seien bereits abgeschlossen —
allerdings werde die Finanzierbarkeit noch gepriift.

57 Vier Einrichtungen im Jahr 2021, 12 im Jahr 2022 und acht
im Jahr 2023.

die Gelegenheit geschaffen, eine normale Sitz-
position einzunehmen.

Auch die weiteren Mindeststandards fiir
eine menschenwiirdige Unterbringung waren
nicht erfiilllt: So stellte die Nationale Stelle
unzureichende Bekleidung, fehlende oder grelle
Beleuchtung, nicht vorhandene Decken und
Kopfkissen und das Fehlen einer Méglichkeit zur
Verdunklung der Fenster fest.

Dies war z.B. in Nordrhein-Westfalen
(Diisseldorf, Essen, Viersen) weiterhin der Fall,
obwohl das Ministerium fiir Arbeit, Gesundheit
und Soziales bereits im Jahr 2020 die Empfehlung
der Nationalen Stelle aufgriff und ankiindigte,
die Ausstattung der Kriseninterventionsriume
verdndern zu wollen.s®

+ In den letzten Jahren ist allerdings eine
positive Entwicklung festzustellen. Alle
zustindigen Behorden sowie der iiberwie-
gende Teil der Einrichtungen haben sich mit
dieser Thematik befasst und kiindigten an,
im Rahmen von Neubauten, Sanierungen
bzw. Renovierungen anzustreben, die o.g.
Mindeststandards, darunter auch die An-
schaffung von neuem Mobiliar, erfiillen zu
wollen.

+ In mehreren Kliniken besteht die Ausstat-
tung der Kriseninterventionsriume aus Mo-
beln, die sowohl eine Sitzmoglichkeit als
auch eine Ablagefliche bieten. Zudem wird
ermoglicht, die Uhrzeit einzusehen, was zur
Normalisierung der belastenden Situation
beitragen kann. Z.B. in Marsberg (Nord-
rhein-Westfalen) besitzen die Kriseninter-
ventionsrdume grofie Fenster, durch die die
betroffenen Personen nach draufien sehen
koénnen.

+ In Einrichtungen in Baden-Wiirttemberg
(Weinsberg 2023, Wiesloch 2022),
Brandenburg (Eberswalde 2022), Hessen
(Eleville 2023, Riedstadt 2022) und
Nordrhein-Westfalen (Bedburg-Hau 2023)
waren die Kriseninterventionsriume mit
einer Medienwand ausgestattet.

58 Stellungnahme zum Bericht iiber den Nachfolgebesuch des
LWL-ZFP-Lippstadt am 15.01.2019.
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2.3.3 — Kameraiiberwachung
2.3.3.1 — Sichtbarkeit der Kamera

Die betroffene Person muss auf die Kamera-
iberwachung hingewiesen werden. Die blofie
Sichtbarkeit der Uberwachungskamera ist nicht
ausreichend. Fir die betroffene Person soll er-
kennbar sein, ob die Uberwachungskamera ein-
geschaltet ist.

In den meisten Einrichtungen war fiir die
betroffenen Personen nicht ersichtlich, ob
die Kamera an- oder ausgeschaltet war — dies
konnte beispielsweise mittels eines LED-Lichts
gewihrleistet werden.

2.3.3.2 — Einsicht in den Toilettenbereich

Uberwachungskarneras sollen so angebracht
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder ledig-
lich abgeklebt oder verpixelt auf dem Monitor
abgebildet wird. Allenfalls bei einer Unterbrin-
gung im Kriseninterventionsraum aufgrund
akuter Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr
erscheint eine im Einzelfall abgewogene Ent-
scheidung denkbar, einensolchen Raum temporir
ohne Einschrinkung zu iiberwachen. Die Ent-
scheidungsgriinde sind nachvollziehbar zu doku-
mentieren.

Die Beobachtung einer untergebrachten Per-
son wihrend der Benutzung der Toilette stellt
einen schweren Eingriff in deren Personlichkeits-
rechte dar.

In 37 besuchten Einrichtungen umfasste die
Kameratiberwachung in den Kriseninterven-
tionsrdumen auch den Toilettenbereich und
bildete diesen vollstindig oder unzureichend ver-
pixelt auf dem Monitor ab.

In Anbetracht der Erfahrungsberichte aus
Einrichtungen, in welchen der Toilettenbereich
optisch verpixelt wird, — es wurden diesbeziiglich
keinerlei Sicherheitsbedenken geduflert — ist
nicht nachvollziehbar, dass der Einsatz einer
solchen Vorrichtung von einigen zustindigen
Behorden weiterhin abgelehnt oder aufgescho-
ben wird. Letzteres betrifft beispielsweise das
Hessische Ministerium fiir Soziales und Integ-
ration, welches bereits 2020 zusicherte, die ,,Ver-

59 Vier Einrichtungen im Jahr 2021, 18 im Jahr 2022, 15 im Jahr
2023.
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pixelung des Kamerabildes® priifen zu lassen,*
bei den im Jahr 2023 besuchten Einrichtungen
in Bad Emstal und Eltville jedoch keinerlei Ver-
pixelung vorhanden war.

+ Eine innovative Entwicklung stellt das
Verbot einer Kameraiiberwachung im
Kriseninterventionsraum nach § 75 Abs. 2
BremPsychKG (Bremen) dar. Demnach
ist ,in Schlaf-, Aufenthalts-, Wohn- und
Kriseninterventionsriumen sowie in Badern
und Toiletten {...] die Videotiberwachung
nicht zulissig”. Dies wird ebenfalls nach §
39 Abs. 3 fir die ,,Unterbringung in einem
besonders gesicherten Raum® erginzt bzw.
bekriftigt: ,Bei [dieser] Mafinahme ist eine
stindige Uberwachung durch pflegerisches
Fachpersonal und das erforderliche Maf§ an
arztlicher Kontrolle zu gewihrleisten. Eine
optisch-elektronische Beobachtung oder
die Uberwachung durch sonstige technische
Mittel ist verboten.”

Ebenfalls findet in der gesamten Einrichtung
in Marsberg und in den Kriseninterventions-
riumen in Diiren (Nordrhein-Westfalen)
keine Kameraiiberwachung statt, ohne dass
beide Einrichtungen in diesem Zusammen-
hang Sicherheitsbedenken geduflert oder
besondere Vorkommnisse gemeldet hitten.
Dies geht iiber die gesetzlichen Garantien
hinaus® und wird ausdricklich begriifit.

2.3.4 — Schutz der Privatsphire

Neben einer stindigen Kameraiiberwachung
stellt auch das Anbringen einer Sichtklappe, eines
Sichtfensters oder eines Spions an der Tiir einen
Eingriff in die Privatsphire der untergebrachten
Person dar. Solche Vorrichtungen wurden im
Besuchsjahr 2023 in Bayern (Ansbach und Haar),
Hessen (Bad Emstal), Niedersachsen (Bad-
Rehburg), Nordrhein-Westfalen (Viersen)
und Sachsen (Altscherbitz) festgestellt. Die
Intimsphire wird dartiber hinaus verletzt, wenn

¢ Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch der Vitos
Klinik fir forensische Psychiatrie in Hadamar am 29.07.2019.
¢ Gemif) § 44 Abs. 5 StrUG NRW gilt ferner, dass eine
Beobachtung untergebrachter Personen mittels Video-
technik in Kriseninterventions-, Aufenthalts-, Wohn-
und Schlafriumen sowie in Riumlichkeiten, in denen
medizinische Untersuchungen erfolgen, im Einzelfall
zeitlich befristet erlaubt ist, soweit dies zur Abwehr einer
gegenwirtigen erheblichen Selbstgefihrdung durch die
untergebrachte Person erforderlich und angemessen ist.



durch diese Sicht6ffnung die Toilette einsehbar
ist, wie es der Fall in Diiren (Nordrhein-
Westfalen) war.

Eine durchgehende Einsicht in die Patienten-
zimmer ist zu vermeiden, um die Privat- und
Intimsphire der Betroffenen weitestmdglich zu
schiitzen. Im Fall einer Beobachtungsmafinahme
ist sicherzustellen, dass ausschliefilich diejenigen
Mitarbeitenden Einsicht in die Raume haben, die
fiir die Beobachtung zustindig sind. Im Fall einer
reguliren Unterbringung einer Patientin oder
eines Patienten in einem mit Sichtfenstern ver-
sehenen Raum soll darauf geachtet werden, dass
Einblicke von Dritten verhindert werden.

Das Bayerische Staatsministerium fiir Fami-
lie, Arbeit und Soziales teilte beziiglich der Sicht-
klappen mit, dass ein Auftrag zur Nachriistung
mit blickdichten, separat angebrachten Vorbau-
ten der Sichtluken erteilt worden sei.®

2.4 — Fixierung
2.4.1 — Dauer

Wegen der Schwere des Eingriffs diirfen Fixie-
rungen lediglich als ultima ratio unter klaren und
engen Voraussetzungen angeordnet werden. Sie
missen auf den kiirzest moglichen Zeitraum be-
schrinkt werden.

In allen besuchten Einrichtungen wurden
Fixierungen durchgefithrt, beispielsweise 17
Fixierungen in Werneck (Bayern) im Jahr 2022
und bis zum Besuchszeitpunkt im Jahr 2023 oder
sieben Fixierungen in Ansbach (Nordrhein-
Westfalen) im Jahr 2023 bis zum Besuchszeit-
punkt.

Die Fixierungszahlen der Einrichtung Langen-
feld (Nordrhein-Westfalen) waren im Vergleich
zu anderen Einrichtungen auffallend hoch. Aus
den Unterlagen der Einrichtung ging hervor,
dass insgesamt 21 Fixierungsmafinahmen bis zum
dritten Quartal des Jahres 2023 durchgefiihrt
worden waren, die eine Dauer von 30 Minuten
iberschritten. Seit dem 1. Januar 2022 wurden
dort sechs Fixierungen durchgefiihrt, die linger
als fiinf Tage andauerten. Die lingste Fixierung

¢ Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums fiir
Familie, Arbeit und Soziales zum Bericht {iber den Besuch der
kbo-Klinik fiir Forensische Psychiatrie und Psychotherapie in
Haar am 29.03.2023.

erstreckte sich tiber 40 Tage und war mit der
Gefahr von Eigen- und Fremdgefihrdung sowie
der Gefihrdung der Stationssicherheit begriin-
det.

Es bestehen erhebliche Zweifel, ob Fixierun-
gen mit einer Dauer von mehreren Tagen oder so-
gar Wochen verhiltnismifiig sein kdnnen.

2.4.2 — Gesetzliche Regelungen zu
Fixierungen

Fixierungen diirfen ausschliefflich unter Be-
achtung der seit dem 24. Juli 2018% bekannten
verfassungsrechtlichen Anforderungen durch-
gefithrt werden. Das Landesrecht muss die ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen beriicksich-
tigen und dementsprechend angepasst werden.®

Neben den o.g. Bundeslindern Berlin,
Niedersachsen® und Saarland, die ihr Landes-
recht diesbeziiglich noch immer nicht angepasst
haben, werden die Anforderungen auch in
Bayern und Sachsen-Anhalt nicht vollstindig
umgesetzt. So wird eine stindige Eins-zu-

eins-Betreuung durch therapeutisches oder
pflegerisches  Personal  nicht  gesetzlich
gewihrleistet.

Die Anforderung einer Eins-zu-eins-Betreu-
ung bei Fixierungen durch therapeutisches oder
pflegerisches Personal, welches sich in der un-
mittelbaren Nihe befindet, ist durch die be-
sonderen Gesundheitsgefahren begriindet,*
die wihrend einer Fixierung auftreten konnen
und unmittelbarer fachlich fundierter Reaktion
bediirfen. Durch den Einsatz von therapeuti-
schem oder pflegerischem Personal kann zudem
deeskalierend auf die Person eingewirkt werden,
um eine schnelle Beendigung der Mafinahme zu
ermoglichen.

Das Bayerische Mafiregelvollzugsgesetz gibt

lediglich vor, dass die stindige und unmittel-
bare Beobachtung einer fixierten Person von

% BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.

% Fur die Auffihrung weiterer gesetzlicher Maingel in
anderen Bundeslindern, vgl. Kapitel VI des vorliegenden
Jahresberichts.

¢ Kurz vor Drucklegung des vorliegenden Jahresberichts
hat der Niedersichsische Landtag am 15.05.2024 die ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen zu Fixierungen durch
eine Gesetzesinderungumgesetzt —siche Drucksache 19/2843
bzw. Drucksache 19/4235.

% BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
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sgeeigneten Beschiftigten® ibernommen wer-
den muss, die ,drztlich in solche Aufgaben ein-
gewiesen wurden®.”” Im Mafiregelvollzugsgesetz
Sachsen-Anhalt ist vorgesehen, dass diese Auf-
gabe von ,eingewiesenen Bediensteten“ iiber-
nommen wird; erschwerend kommt hinzu,
dass die Eins-zu-eins-Betreuung situativ durch
eine optisch-elektronische Beobachtung er-
setzt werden kann.® Dies entspricht nicht den
im Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
24. Juli 2018 festgelegten Anforderungen.®

2.4.3 — Vorratsbeschliisse

Gerichtliche Genehmigungen, die in Form von
Vorratsbeschliissen ergehen, sind unrechtmifig.

In mehreren Einrichtungen in Baden-
Wiirttemberg sowie in Nordrhein-Westfalen
stief} die Nationale Stelle auf Gerichtsbeschliisse,
welche die wiederholte Durchfihrung von
besonderen Sicherungsmafinahmen iiber eine
Zeitspanne von mehreren Wochen oder sogar
Monaten genehmigten (sog. Vorratsbeschliisse).
Beispielsweise fand die Nationale Stelle in
der Jugendforensik Marsberg (Nordrhein-
Westfalen) gerichtliche Genehmigungen vor,
die die Klinik fiir einen Zeitraum von bis zu
sieben Wochen dazu berechtigten, wiederholt
Isolierungen und Fixierungen vorzunehmen.”

Eine solche Verfahrensweise steht dem Ziel des
verfassungsrechtlichen Richtervorbehalts entge-
gen, eine vorbeugende Kontrolle jeder freiheits-
entziehenden Mafinahme durch eine unabhingi-
ge und neutrale Instanz zu gewiéhrleisten. Durch
Vorratsbeschliisse wird viel mehr eine zukiinftige
Durchfithrung von Mainahmen genehmigt, ohne
dass deren Vorrausetzungen erneut gepriift wer-
den.

Gerichtliche Genehmigungen miissen einem
strikten Verhiltnismifigkeitsmafistab auch hin-
sichtlich der Dauer der Mafinahme geniigen und
sich auf das absolut Notwendige beschrinken.”

7 Art. 25 Abs. 3 Satz 2 und Satz 3 BayMRVG.

% § 20a Abs. 4 MVollzG LSA.

% BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.

7 Gerichtsbeschliisse zur Genehmigung von besonderen
Sicherungsmafinahmen, die fiir eine Dauer von mehreren
Wochen oder Monaten ausgestellt wurden, wurden ebenfalls
in anderen Einrichtungen dokumentiert: Diiren, Herne,
Langenfeld und Viersen (Nordrhein-Westfalen).

7 BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/8,
Rn. 30.

Beschliisse, die die Durchfihrung von be-
sonderen Sicherungsmafinahmen fiir einen un-
verhiltnismiflig langen Zeitraum zulassen, um
u.a. eine wiederholte Befassung des zustindigen
Gerichts zu vermeiden, sind nicht annehmbar.

2.5 — Fesselung

Auf eine Fesselung in gesicherten Bereichen
soll verzichtet werden.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich zu
einer vergleichbaren Situation im Justizvoll-
zug geduflert: ,Das routinemiflige Fesseln eines
Gefangenen, der sich in einer gesicherten Um-
gebung befindet, kann nicht gerechtfertigt wer-
den.“” Das o.g. Urteil ist auf Einrichtungen der
Forensischen Psychiatrie iibertragbar. So ist die
VerhiltnismiBigkeit der Praxis der Hand- und
Fufifesselung von Personen mit psychischer
Storung, die sich in Forensischen Psychiatrien
befinden, bei Aufenthalten in gesicherten Be-
reichen gleichermafien fragwiirdig.

Die Praxis des Hofgangs mit Fesselung stell-
te die Nationale Stelle im Besuchsjahr 2023 in
14 Einrichtungen folgender Bundeslinder fest:
Baden-Wiirttemberg (Weinsberg), Bayern
(Ansbach und Lohr am Main), Hessen (Bad
Emstal und Eltville), Niedersachsen (Moringen),
Nordrhein-Westfalen (Bedburg-Hau, Diiren,
Essen, Herne, Langenfeld, Marsberg (Jugend)
und Viersen) und Sachsen (Altscherbitz).

Der Europdische Ausschuss zur Verhiitung von
Folter (CPT) empfiehlt dahingehend grundsitz-

lich, eine solche Verfahrensweise einzustellen.”

Besorgniserregend ist die Praxis im Haus 59 der
Forensik Langenfeld (Nordrhein-Westfalen), in
dem alle Patienten mit niedrigem Freiheitsgrad,
die ihre Freistunde wahrnehmen mdochten, so-
wohl auf dem Weg zum Patientengarten als auch
im Garten selbst mit Handschellen aus Metall ge-
fesselt werden.

Die Verwendung von metallenen Fesseln birgt
fiir die betroffene Person ein h6heres Verletzungs-
potential. Es kénnen Himatome entstehen und
Nerven abgedriickt werden.

7 BVerfG, Beschluss vom 19.01.2023, Az.: 2 BvR 1719/21,
Rn. 27.

7 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 146, https://rm.coe.int/1680a80c61
(abgerufen am 27.05.2024).



Ist eine Fesselung unbedingt notwendig, sollen
daher Fesselsysteme aus Textil verwendet werden,
die arretiert werden kénnen.’

2.6 — Nachteinschluss

Ein Nachteinschluss st68t jedenfalls dann auf
Bedenken, wenn er aus organisatorischen Griin-
den oder wegen Personalmangel angeordnet
wird. Eine solche Mafinahme soll ausschliefilich
in denjenigen Einzelfillen vollzogen werden, in
denen dies unerlisslich ist. Die entsprechende
Einzelfallentscheidung soll begriindet und nach-
vollziehbar sein.

In einigen Einrichtungen in allen besuchten
Bundeslindern findet ein genereller Nachtein-
schluss statt, wodurch Patientinnen und Patien-
teni.d.R.zwischen 22 Uhrund 7 Uhr ihre Zimmer
nicht verlassen kénnen, selbst bei Mehrfachbele-
gung eines Zimmers. Die Mafinahme wird regel-
miflig durch die baulichen Gegebenheiten und/
oder die oftmals geringere Personalausstattung
begriindet.

Im Hinblick auf die Gesamtzahl aller im Jahr
2023 besuchten Forensischen Psychiatrien wird
dies jedoch eher von der Minderheit der Einrich-
tungen praktiziert. Die Nationale Stelle erkennt
die bundesweiten Bemiihungen der Aufsichts-
behorden und der Kliniken an, die Sicherheit
der untergebrachten Patientinnen und Patien-
ten nachts zu gewihrleisten und gleichzeitig den
Nachteinschluss mittelfristig aufzuheben.

Sie regt an, einen generellen Nachteinschluss
ginzlich zu vermeiden. Hierbei soll die Sicher-
heit der Patientinnen und Patienten bestmoglich
geschiitzt werden.”s

7+ Es wird beispielsweise auf das Fesselsystem der Firma
Segufix oder der Firma Bonowi verwiesen.

7 Ein moéglicher Losungsansatz liegt darin, den Patientinnen
oder Patienten die Méoglichkeit zu geben, ihre Zimmer
eigenstindig abzuschlieflen und somit den unerwiinschten
Eintritt von anderen Patientinnen oder Patienten verhindern
zu kénnen. Ein solches System hat die Nationale Stelle in
Einrichtungen in Baden-Wiirttemberg (Emmendingen (2023),
Ravensburg (2022)) in Bayern (Lohr am Main, 2023) und in
Nordrhein-Westfalen (Duisburg (2023), im Deerth (2024))
beobachtet.
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2.7 — Systematische Erfassung von
besonderen Sicherungsmafinahmen

Die Dokumentation von besonderen Siche-
rungsmaffinahmen soll umfassend, nachvoll-
ziehbar und vollstindig sein. Unter priventiven
Gesichtspunkten wird angeregt, die durchgefiihr-
ten Sicherungsmafinahmen statistisch detailliert
zu erfassen und regelmifig auszuwerten.”

Eine separate Dokumentation der Sicherungs-
mafinahmen und der gescheiterten milderen
Mittel dient nicht nur der Vergegenwirtigung
der Vorkommnisse und ihrer Anzahl, sondern
auch der Privention einer unverhiltnismifiigen
Anwendung der besonderen Sicherungsmafinah-
men. Zudem stellt sie Transparenz in Bezug auf
Mafinahmen her, die von den Betroffenen in vie-
len Fillen als willkiirlich empfunden werden.

Eine systematische Erfassung hat den Vor-
teil, dass die Anordnungen unter anderem nach
Art der Mafinahme, Dauer und Grund abgeru-
fen werden kénnen. Auch kann die Entwicklung
der Anzahl der Anordnungen von Sicherungs-
mafinahmen iiber einen lingeren Zeitraum nach-

verfolgt werden.
In sechs besuchten Einrichtungen (in
Baden-Wiirttemberg, Bayern, Hessen,

Niedersachsen und im Saarland) kritisierte die
Nationale Stelle das Fehlen einer sta-
tistischen Erfassung der besonderen Sicher-
ungsmafinahmen.”” So war es fiir die Nationale
Stelle nicht méglich, Daten iber die Anzahl und
Dauer von Fixierungen, Unterbringungen im
Kriseninterventionsraum und Absonderungen
zu erhalten.

Aus der der Nationalen Stelle vorgelegten
Erfassung der besonderen Sicherungsmafinah-
men in Weinsberg (Baden-Wiirttemberg) ging
z.B. keine aufgeschliisselte statistische Aufstel-
lung der langen Isolierungen (iiber 14 Tage) und
Fixierungen (iiber 30 Minuten) hervor.

7 Diese Empfehlung der Nationalen Stelle wurde von
der DGPPN aufgegriffen, ,damit die Kliniken des
Mafiregelvollzugs ihren gesetzlichen Auftrag dauerhaft sach-
und fachgerecht erfilllen kénnen“, https://www.dgppn.de/
aktuelles/news/ueberbelegt-und-unterversorgt-ergebnisse-
der-dgppn-umfrage-zum-massregelvollzug.html  (abgerufen
am 27.05.2024).

77 Drei Einrichtungen im Jahr 2022, drei im Jahr 2023.



Dariiber hinaus waren die Dokumentationen
von Fixierungsmafinahmen insgesamt nicht voll-
stindig. Nach § 25 Abs. 7 des Psychisch-Kranken-
Hilfe-Gesetzes Baden-Wiirttemberg ist die
Nachbesprechung einer Fixierung inkl. des Hin-
weises auf die Moglichkeit einer nachtriglichen
gerichtlichen Uberpriifung zu dokumentieren.
Aus den vielen gesichteten Dokumentations-
verldufen war nicht ersichtlich, ob eine solche
Nachbesprechung stattgefunden hatte, auch
inwieweit die weiteren verfassungsrechtlichen
Anforderungen erfillt wurden, konnte nicht
ausreichend nachvollzogen werden. Das Minis-
terium fiir Soziales, Gesundheit und Integration
Baden-Wiirttemberg informierte die Nationale
Stelle in seiner Stellungnahme, dass die Klinik
ihr Erfassungssystem nach dem Besuch iiber-
arbeitet habe.”

2.8 — Durchsuchung mit vollstindiger
Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen nach dem Bundesverfas-
sungsgericht einen schwerwiegenden Eingriff
in das allgemeine Personlichkeitsrecht dar.” Sie
diirfen nicht routinemiflig, unabhingig von fall-
bezogenen Verdachtsgriinden, durchgefiihrt wer-
den.®°

Es ist sicherzustellen, dass eine Durchsuchung,
die mit einer Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs einhergeht, jeweils aus
einer Entscheidung im Einzelfall hervorgeht. Die
Mitarbeitenden sind hierfiir zu sensibilisieren.

ImJahr2023wurdenineinzelnenbesuchtenEin-
richtungen simtliche neu aufgenommene Perso-
nen unter vollstindiger Entkleidung durchsucht,
beispielsweise in Baden-Wiirttemberg (Calw
und Weinsberg), Bayern (Haar), Nordrhein-
Westfalen (Marsberg) und Sachsen (Altscher-
bitz).

78 Stellungnahme des Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit
und Integration zum Bericht der Nationalen Stelle iiber
den Besuch der Klinik fiir Forensische Psychiatrie und
Psychotherapie Weinsberg am 13.04.2023.

7 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33; Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 21.
8o BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn.
16; BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn.
22. In diesem Sinne vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.10.2020,
Roth ./. Deutschland, Individualbeschwerden Nrn. 6780/18
und 30776/18, Rn. 69, 72 — Verletzung von Artikel 3 EMRK.

Die Nationale Stelle stellte bei den Besuchen
innerhalb der o.g. Bundeslinder aber gleichzeitig
fest, dass andere forensische Einrichtungen, die
Praxis der Durchsuchung mit vollstindiger Ent-
kleidung auf den Einzelfall beschriankten.

Ist eine vollstindige Entkleidung erforder-
lich, soll eine die Intimsphire schonende Praxis
der Entkleidung, beispielsweise in zwei Phasen,
stattfinden, bei der jeweils eine K6rperhilfte be-
kleidet bleibt.*

Wihrend eine schonende Durchfithrung der
Durchsuchung mit Entkleidung teilweise als
nicht realisierbar angesehen wurde, setzten ande-
re Kliniken die Empfehlung der Nationalen Stelle
um.

+  Bei einer korperlichen Durchsuchung wurde
in Einrichtungen in Bayern (Ansbach und
Werneck) eine Entkleidung in zwei Phasen

vorgenommen.

Das Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und
Integration des Landes Baden-Wiirttemberg
teilte nachtriglich zum Besuch in Weinsberg
mit, dass die Moglichkeit, die Untersuchung
von Ober- und Unterkérper getrennt erfolgen zu
lassen, gegeben werde. Dies erfolge durch das
Bedecken einer Korperhilfte durch ein Hand-
tuch oder ein Kleidungsstiick.*

2.9 — Aufklirung iiber Rechte

2.9.1 — Informationen zur
Unterbringung

Die Hausordnung soll in den innerhalb der
Klinik verbreiteten Sprachen vorgehalten wer-
den und leicht verstindlich sein.®

Insbesondere in geschlossenen psychiatri-
schen Einrichtungen ist es wichtig, dass die un-
tergebrachten Personen die Regeln und Struk-
turen der Einrichtung kennen, diese verstehen
und gesetzte Grenzen fiir sie transparent sind.
Dies kann sich deeskalierend auswirken und die

% Vgl. dazu, auch fiir die forensische Psychiatrie geltend, § 70
Abs. 2 BremPsychKG: ,Die Durchsuchung ist im Wege der
Halbentkleidung durchzufiihren [...J.

82 Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch am 13.04.2023.
% Siehe z.B. den Informationsflyer ,Von Patienten fiir
Patienten“ der Klinik fiir Forensische Psychiatrie in Miinster
(Nordrhein-Westfalen), Bericht iiber den Besuch vom
17.08.2022.



Vermeidung von individuellen Krisensituationen
sowie von Konflikten unterstiitzen.

Im Mafiregelvollzug sind  iblicherweise
Menschen mit psychischen bzw. kognitiven
Einschrinkungen und Behinderungen unterge-
bracht, fir die Texte nicht zwingend leicht ver-
stindlich sind. Aufgrund dessen ist es wichtig,
dass diese die Hausordnung jederzeit in einer fir
sie verstandlichen Sprache lesen kénnen.

In 33 besuchten Einrichtungen aus allen be-
suchten Bundeslindern lag die Hausordnung
in teilweise sehr technischer und juristischer
Sprache vor.* Trotz der kulturell und ethnisch
verdnderten Patientenpopulation und der damit
verbundenen Sprachbarriere — eine grofie Anzahl
an Patientinnen und Patienten war der deutschen
Sprache nur sehr bedingt méchtig —, wurden die
Hausordnungen lediglich in deutscher Sprache
vorgehalten.

2.9.2 — Beschwerdemanagement

Es soll die Mdoglichkeit geschaffen werden,
anonym Beschwerden abzugeben. Aufierdem
sollen Beschwerden zentral erfasst und regel-
miflig ausgewertet werden, um beispielsweise
Hiufungen feststellen und ggf. Gegenmafinah-

men ergreifen zu kénnen.

In Einrichtungen in Baden-Wiirttemberg
(Emmendingen), Hessen (Bad Emstal),
Niedersachsen (Bad-Rehburg und Moringen),
Nordrhein-Westfalen (Diisseldorf und Viersen)
sowie in Sachsen (Altscherbitz und Rodewisch)
gibt es fiir die Patientinnen und Patienten keine
Maoglichkeit, eine Beschwerde anonym vorzu-
bringen.

Die Wahrnehmung der Funktion einer
Patientensprecherin oder eines Patienten-
sprechers, die andere Patientinnen und Patienten
vertritt, soll durch die Klinikleitung unterstiitzt
werden.

Fir psychisch Kranke kann es schwer sein
die Schwelle zu einer Beschwerdestelle zu
iberwinden. Eine Patientensprecherin oder ein
Patientensprecher kann in solchen Situationen
als Mittelsperson fungieren.

8 Sechs Einrichtungen im Jahr 2021, elf im Jahr 2022, 16 im
Jahr 2023.

Auf den Stationen der Standorte Moringen und
Gottingen in Niedersachsen betrachtet die
Einrichtungsleitung die Funktion einer bzw
eines, als Interessenvertretung der Patientinnen
und Patienten agierenden Patientensprecherin
bzw: Patientensprechers, trotz einer
durchschnittlichen Unterbringungsdauer von
neun Jahren, als nicht erforderlich.

In seiner Stellungnahme teilte das Nieder-
sichsische Ministerium fiir Soziales, Arbeit,
Gesundheit und Gleichstellung allerdings
mit, dass die Einrichtung die Méglichkeit zu an-
onymen Beschwerden und die, eine Patienten-
sprecherin oder einen Patientensprecher einzu-
setzen, prife.®

+ In der Klinik Alzey (Rheinland-Pfalz)
erortert die édrztliche und pflegerische Lei-
tung die Anliegen der Patienten monatlich
mit den Patientensprechern aller drei Statio-
nen. Dieser kommunikative Ansatz erleich-
tert den Austausch von Informationen und
trigt zu einem besseren Einrichtungsklima
bei. Zudem fiithrt die Abteilung eine jahrliche
Patientenbefragung durch, um ein umfang-
reiches Bild der Unterbringungssituation
zu erhalten. Briefkisten fiir anonyme Be-
schwerden befinden sich auf allen Stationen.

Eine Patientenfiirsprecherin oder ein Patien-
tenfiirsprecher kann als Mittelsperson fungieren
und ggf. die Hemmungen, eine Beschwerdestelle
zu kontaktieren, reduzieren.

Die Wahrnehmung der Funktion einer
Patientenfiirsprecherin oder eines Patientenfiir-
sprechers soll durch die Aufsichtsbehérde bzw.
die Klinikleitung unterstiitzt werden.

In Rodewisch (Sachsen) wurde von der
Einrichtung mitgeteilt, dass die Patientenfiir-
sprecherin seit mehreren Jahren nicht in der
Forensik aktiv gewesen sei. Ein Patient habe sie
kiirzlich kontaktiert, dennoch sei sie der Ein-
ladung in die Einrichtung nicht nachgekommen.

% Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch des
Mafregelvollzugszentrums Niedersachsen in Moringen und
der Aufienstelle in Géttingen am 26. und 27.04.2023.



Eine dhnliche Situation begegnete der
Nationalen Stelle im Jahr 2022 in der Jugend-
forensik Marburg (Hessen).*

Ohne vertrauliche Gespriche mit den Patien-
tinnen und Patienten ist schwer vorstellbar, wie
deren Wiinsche und Beschwerden vermittelt
werden kénnen.

Letztendlich ist es insgesamt auch Aufgabe der
Fachaufsicht und der Einrichtung, proaktiv die
Rechte der untergebrachten Patientinnen und
Patienten zu unterstiitzen und deren Wahrung zu
ermoglichen.

2.10 — Urinabgabe unter Sichtkontrolle

Zur Schonung des Schamgefiihls soll, neben
der Urinabgabe unter Beobachtung, grundsitz-
lich eine alternative Moglichkeit der Drogen-
kontrolle angeboten werden, so dass betroffe-
ne Personen die fiir sie weniger einschneidende
Methode wihlen konnen.

Im Juli 2022 betonte das Bundesverfassungs-
gericht, dass Urinkontrollen unter Sicht, ,die
mit einer Entkleidung verbunden sind, [...} ei-
nen schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine
Personlichkeitsrecht” darstellen.” Das Gericht
fuhrte weiter aus, dass es mittlerweile Testalter-
nativen gibe, die milder in die Privatsphire ein-
greifen und dhnlich genaue Ergebnisse liefern.

In Einrichtungen aus allen besuchten Bundes-
lindern erfolgte die Drogenkontrolle mittels
Urinabgabe unter Sicht,*® grofitenteils handelte
es sich hierbei um die einzige angebotene Me-
thode. Auch wird der Nationalen Stelle regelma-
Big entgegengehalten, dass alternative Verfahren
nicht wirksam oder mit der Beauftragung von ex-
ternen Laboren und damit mit héheren Kosten
sowie Verzigerungen bei der Vorlage der Ergeb-
nisse verbunden seien.

Gleichwohl boten einige Einrichtungen andere
Methoden des Drogenscreenings an. Beispiels-
weise wurden sowohl Bluttests als auch Speichel-
tests in einer Klinik in Nordrhein-Westfalen
(Langenfeld) regelmiflig angeboten. Auch das
Ministerium fiir Wissenschaft und Gesundheit

% Siehe Bericht iiber den Besuch der Jugendforensik in
Marburg (Hessen) am 29.04.2022.

% Rn. 27,Az.: 2 BvR 1630/21.

8 Zwei Einrichtungen im Jahr 2021, neun im Jahr 2022, 16 im
Jahr 2023.
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des Landes Rheinland-Pfalz teilte nach zwei
Besuchen der Nationalen Stelle mit,* den be-
troffenen Patientinnen und Patienten kiinftig
eine Alternative anbieten zu wollen.

2.11 — Zugang nach draufien

Der Hof soll so hiufig wie moglich genutzt wer-
den konnen, solange er gegen Entweichung und
Selbstgefihrdung gesichert ist.

Grundsitzlich sind in Forensischen Einrich-
tungen Menschen untergebracht, die langfris-
tige seelische oder geistige Beeintrichtigungen
haben.®° Nach Artikel 3 lit. a der UN-Behinder-
tenrechtskonvention ist der Grundsatz der indi-
viduellen Autonomie zu achten. Die Bewegung
im Freien besitzt einen eigenen Gesundheits-
wert, der durch keine andere Mafinahme ersetzt
werden kann.

In mehreren Einrichtungen in Hessen,
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen
kritisierte die Nationale Stelle, dass der Hof ohne
erkennbaren Grund 6fter geschlossen war als dies
notwendig wire, obwohl ein regelmifliger und
selbstbestimmter Aufenthalt im Freien sowohl
fiir die Patientinnen und Patienten als auch fiir
die Mitarbeitenden von Vorteil sein kann.*

% Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch der Klinik
fiir Forensische Psychiatrie Klingenmiinster am 17.03.2022
sowie Stellungnahme zum Bericht iiber den Besuch der Klinik
Nette-Gut in Weiflenthurm am 19.10.2022.

9 Das Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen mit
Behinderungen (UN-Behindertenrechtskonvention), 2006
verabschiedet und 2008 in Kraft getreten, findet folglich
Anwendung.

9" Vgl. Arloth/Kri, StVollzG Kommentar, 4. Auflage, § 64
StVollzG, Rn. 1.

2 Wie z.B. im Haus 26 der Allgemeinen Psychiatrie in
Diisseldorf (Nordrhein-Westfalen), in dem die Hofe tagsiiber
frei zuginglich sind.



IV
Schwerpunktthemen

Abschiebungen &
Grenzkontrollen



I — Abschiebungen

1.1 — Einfithrung

Aufgrund des aktuellen Kontextes — ,mehr und
schnellere Riickfiihrungen‘ — legte die Nationale
Stelle im Jahr 2023 erneut einen besonderen Fokus
auf die Begleitung von Abschiebungsmafinahmen.

4
&0

Abholung Zufithrung
+  Auslinderbehérden +  Auslinderbehérden
+  Landespolizei +  Landespolizei
+  Bundespolizei +  Bundespolizei

Infolge ihrer geringen personellen Ausstattung
und der Aufgabenvielfalt (Besuche aller Orte der
Freiheitsentziehung im Sinne des OPCAT) kann
die Nationale Stelle allerdings nur eine kleine
Auswahl an Mafinahmen begleiten. So wurden im
Jahr 2023 fiinf von insgesamt 198 von Deutsch-
land durchgefiihrten Charterfliigen”® sowie zwei
Einzelmafinahmen beobachtet; dies betraf 157
der insgesamt 16.430 Personen, die im Laufe
des Jahres 2023 abgeschoben wurden. Die Ab-
holungsphase kann nach einer Einigung im Rah-
men der Arbeitsgruppe ,Integriertes Riickkehr-
management” (AG IRM) von der Nationalen
Stelle/Bundesstelle beobachtet werden. Im Jahr
2023 konnte sie jedoch lediglich eine solche Maf-
nahme begleiten.

Die Nationale Stelle erachtet diese geringe
Zahl als dufierst problematisch, da die Abholungs-
phase, entscheidend fiir den weiteren Verlauf der
Mafinahme,** von keinem anderen Mechanismus
beobachtet wird. Zwar gibt es neben der Natio-
nalen Stelle weitere Beobachtungsmechanismen
an den Flughifen Frankfurt am Main, Hamburg,

9 Davon 57 Dublin-Uberstellungen.

9 Ua. was die Aufklirung tber die Mafinahme sowie
die Mitfithrung von benétigten Unterlagen und der
notwendigsten persénlichen Habe betrifft.
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Sie beobachtet die Mafinahmen in ihrer Funk-
tion als Nationaler Priventionsmechanismus:
Thr Mandat umfasst hierbei den gesamten Ab-
schiebeprozess von der Abholung bis zur Uber-
gabe der abzuschiebenden Personen im Zielland.

e

Bodenabfertigung Flugbegleitung
+  Bundespolizei +  Bundespolizei
+  Landespolizei +  Landespolizei
+  private
Sicherheitskrifte
Abb.1

Leipzig/Halle, Berlin sowie in Nordrhein-West-
falen, die durch Mitarbeitende der Diakonischen
Werke und der Caritas durchgefithrt werden.
Deren Beobachtungen beschrinken sich aller-
dings auf die Bodenabfertigung an den jeweiligen
Flughifen. Dariiber hinaus sind die Zustindig-
keiten der Abschiebungsbeobachtungen mittels
je nach Bundesland unterschiedlichen Verein-
barungen festgelegt. Eine einheitliche nationale
Rechtsgrundlage ist nicht vorhanden. An ande-
ren Flughifen wie u.a. Miinchen, Hannover und
Stuttgart gibt es solche Beobachtungsstellen
nicht.

Durch die aktuellen nationalen (Riickfithrungs-
verbesserungsgesetz) und europiischen Rechts-
entwicklungen (EU-Screening-Verordnung) und
die damit verbundene Zunahme der Orte der
Freiheitsentziehung wird die Problemlage hin-
sichtlich unzureichender Kapazititen, ihr Man-
dat vollumfinglich auszuiiben, noch verschirft.

Um die Verhiltnismifligkeit der freiheitsent-
ziehenden Mafinahmen und eine menschenwiir-
dige Behandlung der abzuschiebenden Personen
zu gewihrleisten, ist ein unabhingiges und wirk-
sames innerstaatliches System fiir die Uberwa-
chung von Abschiebungen im Sinne von Artikel
8 Abs. 6 der Rickfiihrungsrichtlinie zu schaffen.



Damit die Nationale Stelle ihr Mandat ausrei-
chend wahrnehmen kann, miissen ihre personel-
len und finanziellen Ressourcen deutlich aufge-
stockt werden.

Eine weitere Herausforderung liegt in der
Vielfalt der Akteure, die an einer Abschiebungs-
mafinahme beteiligt sind (vgl. Abb. 1). Die abzu-
schiebenden Personen werden in der Regel von
den jeweiligen Auslinderbehérden und/oder der
Landespolizei abgeholt und zum Flughafen ver-
bracht. Neben der Bundespolizei vollziehen in
Bayern und Baden-Wiirttemberg die Landes-
polizeien die Bodenabfertigung auch eigenstin-
dig. Die Flugbegleitung bis zur Ubergabe der
Personen im Zielland wird vornehmlich von der
Bundespolizei durchgefiihrt, in den beiden o.g.
Bundeslindern wird sie teilweise an privates
Sicherheitspersonal der Airline Air Bulgaria iiber-
tragen.

Die Vielfalt der Akteure sowie die damit
verbundenen Schnittstellen und Beobachtungs-
licken erschweren die einheitliche Umsetzung
von Empfehlungen und Standards der Nationalen
Stelle.

Verfahrensweisen, wie z.B. die Vermeidung
der Abholung zur Nachtzeit, das Verbringen der
Personen mit ihrem Gepick, die Verhiltnismi-
Bigkeit von Zwangsmafinahmen und die Vergabe
von Handgeld, sollen bundesweit einheitlich ge-
mif} den Standards der Nationalen Stelle gehand-
habt werden.

Um auf die bundesweite Umsetzung ihrer
Empfehlungen hinzuwirken und mogliche
gegensitzliche Standpunkte zu erdrtern, fithrte
die Nationale Stelleauchim Jahr2o23ihrjihrliches
Austauschgesprich mit dem Bundesministerium
des Innern und fiir Heimat (BMI). Neben der
wirtksamen Ausiibung ihres Mandats wurde
hierbei ein besonderer Fokus auf stindig
wiederkehrende Feststellungen und Empfeh-
lungen hinsichtlich des Umgangs mit Kindern,
der Abholung zur Nachtzeit, der Mittellosigkeit
wie auch auf die medizinische Betreuung von
abzuschiebenden Personen gelegt. Dariiber
hinaus tauschte sich die Nationale Stelle mit den
kirchlichen Abschiebungsbeobachterinnen und
Abschiebungsbeobachtern an den deutschen
Flughifen, dem Europidischen Ausschuss zur
Verhiitung von Folter (CPT) und dem
Fundamental Rights Office von FRONTEX

u 0 bis 1 Jahr
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iber Beobachtungen,
Empfehlungen aus.

Die von der Nationalen Stelle fiir Abschie-
bungsmafinahmen entwickelten Standards wer-
den in einzelnen Punkten nur unzureichend
umgesetzt.

Feststellungen und

Ein besonderes Augenmerk richtete die
Nationale Stelle auf die Achtung des Kindes-
wobhls.

Trotz eindringlicher Empfehlungen musste die
Nationale Stelle erneut feststellen, dass die Ach-
tung des Kindeswohls bei Abschiebungsmafinah-
men regelmiflig nicht ausreichend berticksich-
tigt wird.

Abschiebungen von Familien mit Kindern, da-
runter Kleinkinder und Siuglinge, aber auch von
unbegleiteten Minderjihrigen finden in Deutsch-
land regelmiflig statt. So wurden im Jahr 2023
insgesamt 2.863 Minderjihrige abgeschoben, da-
runter auch Kinder in besonders vulnerablen Si-
tuationen.

Die Nationale Stelle begleitete drei Mafinah-
men (vom Flughafen Hannover nach Albanien
und in den Kosovo, vom Flughafen Hamburg
nach Armenien sowie vom Flughafen Diisseldorf
nach Nigeria und Ghana), in deren Rahmen ins-
gesamt 33 Minderjihrige abgeschoben wurden

(Abb.2).
Abb.2

1 bis 3 Jahre = 4 bis 13 Jahre m14 bis 17 Jahre

Hierbei stellte sie regelmifliig fest, dass die
betroffenen Kinder zur Nachtzeit abgeholt wur-
den. Dariiber hinaus beobachtete sie Familien-
trennungen. Als besonders kritisch erachtete sie
die Chartermafinahme vom Flughafen Diissel-
dorf nach Nigeria und Ghana, bei der neben
allein reisenden Minnern eine Mutter mit zwei
Kindern im Alter von vier und fiinf Jahren abge-
schoben wurden. Die Abholung der Familie fand
zur Nachtzeit statt. Wihrend der gesamten Zu-
fithrung aus Thiiringen zum Flughafen Diissel-
dorf wurden die beiden Kinder zudem von ihrer



Mutter getrennt. Bereits vor der Mafinahme
lagen der Bundespolizei Anhaltspunkte vor, dass
mit Widerstand zu rechnen war. Vollzogen wurde
die Sammelabschiebung von 35 Personen, wovon
insgesamt acht gefesselt wurden und teilweise
Spuckschutzhauben aufgesetzt bekamen.

Gemaif} Artikel 3 Abs. 1 der UN-Kinderrechts-
konvention® ist bei allen Mafinahmen, die
Kinder betreffen, das Wohl des Kindes ein
Gesichtspunkt, der vorrangig zu beriicksichtigen
ist. Hierzu gehort, Kinder vor ebensolchen Situa-
tionen zu schiitzen.

In diesem Sinne hat die Nationale Stelle Min-
deststandards zur Vermeidung von Abholungen
zur Nachtzeit, Familientrennungen und Fesse-
lungen von sowie vor den Augen von Kindern auf-
gestellt.

Die regelmifiige Priasenz einer Person, die aus-
schliefilich dafiir zustindig ist, das Kindeswohl
wihrend der gesamten Mafinahme sicherzustel-
len, ist aus ihrer Sicht unabdingbar.

1.2 — Besuchstitigkeit

Im Jahr 2023 begleitete die Nationale Stelle vier
Abschiebungsmafinahmen:

' 4

w

o = 4 >

Abholung Zufiihrung  Bodenab-  Flugbe-
fertitgung  gleitung

14.04.: Sammelabschiebung - Hannover nach
Tirana (Albanien) & Pristina (Kosovo) 4

27.07.: Dublin Sammelabschiebung - Miinchen
nach Sofia (Bulgarien) 4 o—

16.08.: Sammelabschiebung - Hamburg nach
Eriwan (Armenien) 4

22.08.: Einzelmafinahmen - Berlin nach Istan-

bul (Tirkei) 4

21.11.: Sammelabschiebung - Miinchen nach
Banjul (Gambia) & @ 4

28.11.: Sammelabschiebung - Disseldorf nach
Lagos (Nigeria) & Accara (Ghana) A

Im Rahmen der Begleitung dieser Mafinahmen
wurden u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

9 Ubereinkommen iiber die Rechte des Kindes von 1989.
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+ Bei den beobachteten Abholungs- und Zu-
fithrungsmafinahmen von der Kombinierten
Transit- und Abschiebungshafteinrichtung
am Flughafen Miinchen im Rahmen der Sam-
melabschiebung von Miinchen nach Gambia
zeigten die zustidndigen Bediensteten ein
hohes Maf} an Professionalitidt und Einfiih-
lungsvermogen. Der Umgang mit den abzu-
schiebenden Personen entsprach durchweg
den Standards der Nationalen Stelle.

Durch die Kommunikation und das beru-
higende Einwirken der Beamtinnen und
Beamten wurde die Anwendung unmittel-
baren Zwangs bei den Mafinahmen von
Hannover nach Albanien und in den Kosovo,
von Miinchen nach Sofia und von Hamburg
nach Eriwan vollstindig vermieden.

Am Flughafen Hamburg wurden drei Dol-
metscherinnen und Dolmetscher bei einer
Mafinahme mit 24 Riickzufithrenden einge-
setzt. So konnte gleichzeitig an verschiede-
nen Orten Bedarfen von abzuschiebenden
Personen entsprochen werden.

Die Riickfithrungsdokumentation am Flug-
hafen Miinchen ist besonders positiv hervor-
zuheben. Durchsuchungen und Zwangsmaf-
nahmen wurden vollstindig dokumentiert,
sodass sowohl die Namen der durchsuchen-
den Bediensteten als auch die Intensitit und
die Begriindung der Mafinahme nachvoll-
ziehbar waren.

Die Nationale Stelle sprach im Wesentlichen
Empfehlungen zu folgenden Punkten aus:

1.2.1 — Abholung und Zufiihrung

1.2.1.1 - Abholung zur Nachtzeit

Auch im Jahr 2023 wurde eine grofie Anzahl ab-
zuschiebender Personen zur Nachtzeit abgeholt.
Dies betraf u.a. die beobachteten Mafinahmen
vom Flughafen Hannover nach Albanien und in
den Kosovo, vom Flughafen Hamburg nach Ar-
menien sowie vom Flughafen Diisseldorf nach
Nigeria und Ghana, im Rahmen derer Familien
mit minderjdhrigen Kindern abgeschoben wur-
den, darunter Siuglinge und Kleinkinder.



Die durch das Riickfithrungsverbesserungsge-
setz gestiitzte Erweiterung der Moglichkeit,
eine Wohnung zur Nachtzeit zu betreten bzw.
zu durchsuchen, ist in diesem Zusammenhang
als besonders kritisch anzusehen. Sie steht dem
Grundsatz entgegen, eine Abholung zur Nacht-
zeit zu vermeiden, um auf diese Weise die Be-
lastungen fir die abzuschiebenden Personen,
insbesondere fiir Familien mit Kindern, so gering
wie moglich zu halten.

Der Eingriff in die Grundrechte bei einer Ab-
schiebung zur Nachtzeit ist umso schwerwie-
gender, als die Abholung und Zufithrung zum
Flughafen bereits an sich eine besonders be-
lastende Situation fiir die betroffenen Personen
darstellt. Insbesondere fiir kleine Kinder bedeu-
tet eine Abholung zur Nachtzeit nicht nur eine
empfindliche Stérung ihres Schlafrhythmus, son-
dern kann zu Traumata bei der Verarbeitung des
Erlebten fithren.

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden
werden. Im Fall von Abschiebungen von Kindern
ist dies ausnahmslos einzustellen.

1.2.1.2 - Anwendung von Zwangs-
mafinahmen

Aus der eingesehenen Dokumentation ging
hervor, dass auch im Jahr 2023 eine hohe Anzahl
abzuschiebender Personen bei der Zufithrung
zum Flughafen gefesselt waren. Die Tatsache,
dass die Zwangsmafinahmen teilweise anldsslich
vorwiegend priventiver Griinde vollzogen wur-
den, veranlasst die Nationale Stelle erneut zu ver-
deutlichen, dass nicht mehr Zwangsmittel ange-
wendet werden sollen als unbedingt erforderlich.

Das Anlegen von Fesseln, insbesondere von
Festhaltegurten, muss als letztes Mittel gelten,
welches nur angewendet wird, wenn mildere
Mafinahmen nicht ausreichen.

1.2.1.3 - Mittellosigkeit

Die Nationale Stelle beobachtete wiederholt,
dass Personen bei ihrer Zufithrung nicht iiber
geniigend finanzielle Mittel fiir die Weiterreise
vom Flughafen im Zielstaat bis zum endgiltigen
Zielort sowie die fiir diese Strecke notwendige
Verpflegung verfiigten. Zwar wurde das fehlen-
de Handgeld bei den beobachteten Mafinahmen
von der federfithrenden Beh6rde am Flughafen
ausgezahlt, dies war jedoch mit einem hohen

44

verwaltungstechnischen Aufwand verbunden.

Ein erheblicher Verwaltungsaufwand kénnte
vermieden werden, wenn alle Bundeslinder er-
neut dazu angehalten wiirden, ein angemessenes
Handgeld auszuzahlen.

Alle abzuschiebenden Personen sollen iiber
geniigend finanzielle Mittel fir die Weiter-
reise vom Flughafen bis zum endgiiltigen Zielort
sowie die fiir diese Strecke notwendige Verpfle-
gung verfiigen.

Fir den Fall, dass der Bundespolizei eine ab-
zuschiebende Person tibergeben wird, die nicht
iiber die notwendigen Mittel verfiigt, soll ihr im
Rahmen einer verbindlichen Regelung ein ausrei-
chendes Handgeld ausgezahlt werden

Als  duflerst problematisch erachtet die
Nationale Stelle, dass bei Dublin-Uberstellun-
gen in keinem Fall Handgeld ausgezahlt wird.
Bei der Begleitung der Dublin-Uberstellung von
Miinchen nach Bulgarien beobachtete sie, dass
mehrere betroffene Personen mit wenig bis zu
keinem Bargeld iiberstellt wurden.

Die Nationale Stelle erkennt an, dass der
Grundsatz des gegenseitigen Vertrauens funda-
mentale Bedeutung im EU-Recht hat. Dies ent-
bindet die Bundesrepublik Deutschland jedoch
nicht von ihrer Verantwortung fiir die menschen-
wiirdige Durchfiihrung der Mafinahme. Hierzu
gehort auch, Personen nicht mittellos riickzu-
fiihren, insbesondere dann, wenn ausreichende
Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass die Betroffe-
nen nach der Uberstellung dem Risiko ausgesetzt
werden, sich in materieller Not zu befinden.

In diesem Sinne soll das Bundesministerium
des Innern und fiir Heimat darauf hinwirken,
dass die Menschen auch im Rahmen von Dublin-
Verfahren nicht mehr mittellos iiberstellt wer-
den.

1.2.1.4 — ,, Tischfestnahmen“

Bei ihrer Beobachtung am Flughafen Berlin
stellte die Nationale Stelle fest, dass eine Person
wihrend eines Termins bei der Auslinderbehérde
aufgegriffen worden war (sog. Tischfestnahme).

Die Nationale Stelle sieht diese Verfahrens-
weise als kritisch an. Sie fithrt dazu, dass die

% VG Kéln, Beschluss vom 31.01.2023, Az.: 5 L 65/23.A; VG
Ansbach, Beschluss vom 31.10.2022, Az.: AN 14 S 22.50126.



Betroffenen nicht tiber geniigend Zeit verfiigen,
um ihre Abschiebung angemessen vorzubereiten.
Zudem birgt sie das Risiko — wie es bei der beob-
achteten Mafinahme der Fall war — dass die Mog-
lichkeit, persénliche Gegenstinde zu packen und
mitzunehmen, nicht besteht. Die betroffene Per-
son am Flughafen Berlin wurde ohne jegliches
Gepick nach Istanbul abgeschoben.

Eine Tischfestnahme soll ausschlielich in den-
jenigen Fillen Anwendung finden, in denen dies
unbedingt notwendig ist. Die ausfithrenden Be-
hoérden sollen nachvollziehbar darlegen, dass an-
dere mogliche und angemessene mildere Mittel
keine Aussicht auf Erfolg haben und dass diese
bereits eingeleitet wurden und gescheitert sind.

Es ist eine Losung zu finden, die gewiéhrleistet,
dass die betroffenen Personen mit ihrem Gepick,
personlichen Gegenstinden, ihren Ausweispa-
pieren sowie ggf. den notwendigen Medikamen-
ten und Hilfsmitteln (beispielsweise eine Brille)
abgeschoben werden.

1.2.2 — Bodenabfertigung

1.2.2.1 — Durchsuchung mit
Entkleidung

Am Flughaten Hamburg befinden sich die le-
diglich mit einem Vorhang abgetrennten Kabi-
nen, in denen Durchsuchungen mit Entkleidung
durchgefithrt werden, direkt hinter der Luftsi-
cherheitskontrolle. Bei der beobachteten Maf}-
nahme befanden sich Mitarbeitende des Flugha-
fens, Bedienstete der Bundespolizei und weitere
abzuschiebende Personen direkt vor den Kabi-
nen.

Um die Intimsphire der Betroffenen zu wah-
ren, soll der Bereich fir Durchsuchungen mit
Entkleidung effektiver abgeschirmt werden.

Bei der Mafinahme vom Flughafen Diisseldorf
nach Nigeria und Ghana wurde eine grofie An-
zahl an abzuschiebenden Personen einer Durch-
suchung mit Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs unterzogen. Hierbei
waren jeweils mindestens fiinf Bedienstete zuge-
gen. Die betroffenen abzuschiebenden Personen
standen minutenlang nackt vor den anwesenden
Bediensteten, wihrend ihre Kleidungsstiicke ge-
scannt wurden. Bei niedrigen Aufientemperatu-
ren verschirfte die unzureichende Beheizung des
Durchsuchungsraums die Situation deutlich.

Durchsuchungen mit Entkleidung sollen so
schonend wie méglich erfolgen, z.B. in zwei Pha-
sen, sodass jeweils eine Korperhilfte bekleidet

bleibt.

Eine ausreichende Temperatur ist zu gewihr-
leisten.

Bei der Einsicht in die individuellen Dokumen-
tationen der Durchsuchungen mit Entkleidung
am Flughafen Hamburg und am Flughafen Diis-
seldorf fiel auf, dass diese liickenhaft waren. Es
wurde ausschlieilich angekreuzt, dass es sich um
eine polizeiliche Durchsuchung handelte, und
vermerkt zu welchem Zeitpunkt die Mafinahme
durchgefithrt wurde. Weder die Intensitit der
polizeilichen Durchsuchungen noch die Begriin-
dung der Mafinahme wurden auf den sogenann-
ten Begleitzetteln ausgefihrt. Teilweise wurden
zudem die Namen der durchsuchenden Bediens-
teten nicht erfasst.

Aufgrund der Schwere des Grundrechtsein-
griffs ist die Begriindung einer Durchsuchung mit
Entkleidung vollstindig und nachvollziehbar zu
dokumentieren, damit Notwendigkeit und Ver-
hiltnismifigkeit Gberpriifbar sind. Die Begriin-
dung soll auf aktuellen Erkenntnissen beruhen,
die ein akutes Gefihrdungsrisiko aufzeigen.

1.2.2.2 — Fesselung

Die Nationale Stelle beobachtete auch im
Jahr 2023 den Einsatz von Festhaltegurten mit
Fesselungsvorrichtungen aus Metall fiir die Hand-
und ggf. Fufigelenke, teilweise kombiniert mit
Plastikfesseln an den Beinen.

Ist eine Fesselung unbedingt notwendig, ist es
Aufgabe der Polizei, Verletzungen der betroffe-
nen Personen zu verhindern und das Recht auf
korperliche Unversehrtheit zu schiitzen. Um dies
zu gewihrleisten, plidiert die Nationale Stelle
weiterhin dafiir, dass bei Abschiebungsmafinah-
men Fixiergiirtel aus Textil, die arretiert werden
kénnen, vorgehalten und fiir Fesselungen ver-
wendet werden.”

7 Es wird beispielsweise auf das Modell verwiesen, das durch
FRONTEX auf Abschiebungsfligen verwendet wird.
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1.2.2.3 — Kopfschutzvorrichtungen

Im Rahmen einer Abschiebungsmafinahme
wurde der Besuchsdelegation die Kopfschutzvor-
richtung gezeigt, die die Bundespolizei bei Bedarf
einsetzen wiirde. Diese dhnelt einem Motorrad-
helm und besteht aus einem harten Material.

Die Nationale Stelle erachtet dieses Modell als
nicht geeignet, da es ein erhchtes Verletzungsrisi-
ko sowohl fiir die abzuschiebenden Personen als
auch fir die jeweiligen Begleitbeamtinnen und
-beamten bedeutet.

Sie wurde von der Bundespolizei darauf auf-
merksam gemacht, dass die Bayerische Landes-
polizei iiber ein Modell aus Schaumstoff verfiige.

1.2.2.4 — Medizinische Begleitung

Arztliche Untersuchung der Reisetauglich-
keit

Bei den Einzelmaflahmen am Flughafen Berlin
verfigten die abzuschiebenden Personen nicht
iiber eine Bescheinigung ihrer Reisetauglichkeit.
Der Nationalen Stelle wurde berichtet, dass eine
arztliche Untersuchung grundsitzlich nicht in
jedem Fall geschehe.

Um Zwischenfillen vorzubeugen, ist es
wesentlich, vor dem Flug festzustellen, ob die
abzuschiebenden Personen zum Zeitpunkt der
Abreise tatsichlich reisetauglich sind.

Eine aktuelle Bescheinigung der Reisetaug-
lichkeit der abzuschiebenden Personen soll vor-
liegen. Zu diesem Zweck soll vor ihrer Abschie-
bung eine idrztliche Untersuchung durchgefiihrt
werden.

Respektvoller Umgang mit den abzuschie-
benden Personen

Im Zuge der Annahme am Flughafen Diissel-
dorf musste eine der abzuschiebenden Personen
sich wiederholt ibergeben. Sie wurde von den Be-
diensteten in den Durchsuchungsraum getragen,
wo sie auf dem Boden liegend wiirgte. Der ein-
gesetzte Begleitarzt hielt der betroffenen Person
zunichst eine Spucktiite an den Mund, rief ihr
allerdings nach ein paar Sekunden zu: ,Halt das
Ding jetzt mal fest, ich habe keinen Bock mehr
auf die Scheifie“. Im Anschluss richtete sich der
Begleitarzt an die eingesetzten Bediensteten,
um diesen zu versichern, dass man die Abschie-

bung dieser Person schon hinbekidme, man diese
aber fesseln miisse, wenn sie weiterhin passiven
Widerstand leisten wiirde.

Eine solche Verhaltensweise ist nicht hinnehm-

bar.

Der Umgang mit abzuschiebenden Personen
hat respektvoll zu erfolgen. Weiterhin unter-
streicht die Nationale Stelle die Notwendigkeit
einer Handreichung, die gleichsam Polizeikraf-
te sowie Begleitirztinnen und -idrzte gegenseitig
iiber die Rechte und Pflichten im Rahmen von
Abschiebungen aufkliren soll.

Vertraulichkeit der Arztgespriche

Bei den Mafinahmen am Flughafen Miinchen
werden drztliche Untersuchungen in einem
durch mobile Trennwinde abgetrennten Bereich
durchgefiihrt. Die Nationale Stelle beobachtete,
dass die Bediensteten sich bei einer Mafinahme
in Hor- und Sichtweite befanden, bei einer wei-
teren Mafinahme wurden die Personenbegleiter
Luft hiufig von den begleitenden Arzten mit in
den abgeschirmten Bereich gebeten, sodass die
Vertraulichkeit der Gespriche nicht gewihrleis-
tet werden konnte. Die Nationale Stelle erkennt
an, dass eine Arztin bzw. ein Arzt im begriindeten
Einzelfall wiinschen kann, dass die Untersuchung
durch Bedienstete gesichert wird, grundsitzlich
sind diese aber aufier Sicht- und Hérweite der
Beamtinnen und Beamten durchzufiihren.

Die Gespriche mit einer Arztin oder einem
Arzt sollen vertraulich sein.

1.2.2.5 — Verpflegung

Bei der Beobachtung von Einzelabschiebun-
gen am Flughafen Berlin fiel auf, dass keine Ver-
pflegung fiir die Wartezeit in den Rdumlichkeiten
der Bundespolizeiinspektion vorgesehen war. Es
kann nicht vorausgesetzt werden, dass die abzu-
schiebenden Personen wihrend der Zufihrung
ausreichend verpflegt wurden. Die Nationale
Stelle ist der Auffassung, dass die Bundespolizei
ab der Ubernahme der abzuschiebenden Per-
sonen am Flughafen die Verantwortung fiir die
menschenwiirdige Durchfithrung der Mafinahme
tragt.

Getrinke und Essen miissen in ausreichender
Menge zur Verfiigung stehen, wie dies bei Char-
termafinahmen gingige Praxis ist.



1.2.3 — Flugbegleitung

Umgang mit Gerichtsbeschliissen nach
Start des Luftfahrzeugs

Im Verlauf der Chartermafinahme von Diissel-
dorf nach Nigeria und Ghana war ein Beschluss
des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen bei der
Bundespolizei eingegangen, demzufolge ein
nigerianischer Staatsbiirger nicht hitte abge-
schoben werden diirfen. Dieser hitte umgehend
zuriick nach Deutschland verbracht werden
miissen. Obwohl der Leiter der Begleitkrifte
rechtzeitig dariiber in Kenntnis gesetzt worden
war, wurde die betroffene Person den lokalen
Behorden in Lagos (Nigeria) fiir ein Verhor iiber-
geben. Dieses hitte ergeben, dass die Person
nicht nach Deutschland zuriickkehren wolle. Be-
dienstete der Bundespolizei waren bei dem Ver-
hor nicht zugegen. Dem Anfordern der Vorlage
des Verhorprotokolls durch die Nationale Stelle
konnte nicht entsprochen werden.

Eine solche Verfahrensweise ist nicht an-
nehmbar. Nach zwei Beschlissen des Oberver-
waltungsgerichts Nordrhein-Westfalen gilt eine
Abschiebung auf dem Luftweg erst als vollzo-
gen, wenn die abzuschiebende Person die Tran-
sitzone eines Flughafens verlassen hat und sich
auf dem Hoheitsgebiet des Abschiebezielstaats
befindet.”® Bis zu diesem Zeitpunkt liegt die Ver-
antwortung bei den durchfithrenden Behorden,
den ordnungsgemifien Ablauf einer Abschiebung
sicherzustellen. Hierzu gehort, dass eine Abschie-
bung — auch nach Abheben des Flugzeugs — ab-
zubrechen ist, sofern ein entsprechender Ge-
richtsbeschluss dies bestimmt. Eine Ubergabe
an die lokalen Behérden darf in einem solchen
Fall nicht geschehen. Das auch vom CPT ge-
forderte sogenannte ,Last-Call Verfahren“, bei
dem gewihrleistet werden muss, dass der Leiter
der Begleitkrifte auf einem Abschiebungsflug
bis zum Augenblick der Ubergabe jederzeit um-
fassend tber den Stand der Gerichtsverfahren
der Riickzufithrenden informiert wird,” ergibt
nur dann einen Sinn, wenn etwaige Gerichtsbe-

9% Beschliisse vom 15.08.2018, Az.: 17 B 1029/18 und 12.01.2017,
Az.:18 B 1157/16.

9 Vgl. den Bericht an die Deutsche Bundesregierung iiber
den Besuch des Europiischen Ausschusses zur Verhiitung von
Folter und Unmenschlicher oder Erniedrigender Behandlung
oder Strafe in Deutschland (CPT) von 2018 (S.10f): https:/
rm.coe.int/1680945az2b.
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schliisse auch respektiert und umgesetzt werden.
Fir die Nationale Stelle ist die Erreichbarkeit
des Leiters der Begleitkrifte entsprechend zu ge-
wihrleisten.

Auf Anfrage unterrichtete das Bundes-
polizeiprisidium die Nationale Stelle dariiber,
dass alle im Einzelfall gegebenen Méoglichkei-
ten ausgeschopft worden seien, eine Umset-
zung des Gerichtsbeschlusses jedoch nicht mog-
lich gewesen sei. Die Bundespolizei sei auch
grundsitzlich an gesetzliche Regelungen der
Herkunfts- und Transitstaaten gebunden und
konne Anweisungen der dortigen Grenz-
autorititen in keinem Fall missachten. Dies gel-
te auch, wenn der jeweilige Staat verlange, dass
ein Staatsbiirger trotz eines Gerichtsbeschlus-
ses in Deutschland auf dessen Staatsgebiet ver-
bleibe, d.h. eine Ubergabe der betroffenen Per-
son fordere. Weiterhin verwies das Prisidium
auf die alleinige Zustindigkeit der fir die Auf-
enthaltsbeendigung verantwortlichen Behorde,
die Adressat des Gerichtsbeschlusses gewesen
sei. Diese hitte ein Amtshilfeersuchen veran-
lassen miissen, damit eine Riickabwicklung der
aufenthaltsbeendenden Mafinahme hitte er-
wirkt werden konnen.

Die Nationale Stelle erkennt durchaus die
schwierige Lage der Bundespolizei in solchen
Situationen an, vor allem in nichteuropiischen
Staaten. Sie war deshalb bemiiht in einem per-
sonlichen Gesprich wie auch im Schriftverkehr
mit dem Bundespolizeiprisidium Verfahrenswei-
sen zu entwickeln, die eine Umsetzung deutschen
Rechts sicherstellen. In diesem Rahmen empfahl
sie einen Weg schnellstméglicher Kommunika-
tion zwischen Gericht, Auslinderbehorde und
der Bundespolizei, unmittelbar nach der Ge-
richtsentscheidung, zu entwickeln. Ebenfalls hilt
sie es fiir notwendig, in solchen Fillen zeitgleich
die deutsche Botschaft einzuschalten, die dann
die entsprechenden Gespriche und Mafinahmen
vor Ort tibernehmen kann.

Ab der Ubernahme der abzuschiebenden Per-
sonen am Flughafen trigt die Bundespolizei die
Verantwortung fiir die menschenwiirdige Durch-
fihrung der Mafinahme. Hierzu gehért auch
etwaige Rechtsbeschliisse wihrend einer bereits
laufenden Abschiebung umsetzen zu kénnen.

Um sich einen vollumfinglichen Uberblick
zu der Problemlage zu verschaffen und um
Rechtssicherheit fir zukiinftige vergleichbare



Situationen herzustellen, plant die Nationale
Stelle ein unabhingiges Gutachten einer For-
schungseinrichtung in Auftrag zu geben.

1.3 — Ausblick

Die Nationale Stelle strebt an, ihr Monito-
ring auszubauen, insbesondere hinsichtlich der
Abholungsphase. Die unabhingige Beobach-
tung von Riickfithrungsmafinahmen erméglicht
es, deren Vorgang und Vollzug transparenter
zu machen und etwaigen Menschenrechtsver-
letzungen vorzubeugen. Der regelmifliige Aus-
tausch mit den zustindigen Behorden stellt ein
wesentliches Element fir eine dauerhafte Ein-
haltung und Fortentwicklung der Standards und
Empfehlungen der Nationalen Stelle dar.

Sie wird im Jahr 2024 einen besonderen
Fokus auf die medizinische Begleitung der Ab-
schiebungsmafinahmen legen und ihren Aus-
tausch mit Sachverstindigen weiterfithren, mit
dem sie im Jahr 2023 begonnen hat. Hierbei wird
sie u.a. die Frage der medizinischen Zwangsbe-
handlungen bei Abschiebungen™® genauer be-
trachten. Nach Artikel 8 Abs. 5 der Riickfithrungs-
richtlinie ist eine Zwangsmedikation im Rahmen
von Abschiebungen nur dann zuldssig, wenn sie
zur Gewihrleistung der Flugsicherheit erforder-
lich ist und nicht ausschliefllich dem Vollzug der
Riickfithrung dient. Eine ,,Riickfithrung um jeden
Preis“ soll so verhindert werden.

Entsprechend der Ermutigung des CPT plant
die Nationale Stelle ihre Zusammenarbeit mit
anderen Nationalen Priventionsmechanismen
zu verstirken.” Ein unabhingiges Monitoring
ab der Ankunft im Zielland ist auch aus Sicht der
Nationalen Stelle ein wesentlicher Aspekt, um
einschitzen zu kénnen, inwieweit das Risiko ei-
ner Verletzung von Artikel 3 EMRK - u.a. durch
Misshandlungen, ungeniigende medizinische
Versorgung oder den fehlenden Empfang unbe-
gleiteter Minderjihriger im Zielstaat — besteht.
Neben dem notwendigen Informationsaustausch
sicht die Nationale Stelle es als wesentlich an,
sogenannte Riickholcharter (Mafinahmen, bei
denen die Flugbegleitung durch Sicherheits-
personal des Zielstaats durchgefiihrt wird)
gemeinsam mit dem Nationalen Priventions-

o Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestags,
Ausarbeitung - Medizinische (Zwangs-)Behandlungen bei
Abschiebungen, WD 3 — 3000 — 309/18.

ot CPT/Inf (2024) 14, Rn. 100, https://rm.coe.int/1680af2741.

mechanismus des betreffenden Zielstaates zu
monitoren, um auf diese Weise eine durchgehen-
de unabhingige Uberwachung der Mafinahmen
zu ermoglichen.

Dariiber hinaus beabsichtigt die Nationale
Stelle zusammen mit dem Schweizer NPM
(Nationale Kommission zur Verhiitung von
Folter) und dem franzésischen NPM (Contrdleur
Général des Lieux de Privation de Liberté)
Abschiebungsmafinahmen aus Deutschland,
der Schweiz und Frankreich zu begleiten, um
vergleichende Beobachtungen anzustellen, ihre
Standards gemeinsam weiterzuentwickeln und
deren Wirkung zu verstirken.

2 — Stationare
Grenzkontrollen

2.1 — Einfiihrung

Am 16. Oktober 2023 hat das Bundesministe-
rium des Innern und fiir Heimat (BMI) die EU-
Kommission notifiziert, dass voriibergehende
stationdre Binnengrenzkontrollen an den Lan-
desgrenzen zu Polen, Tschechien und der Schweiz
eingefiihrt werden sollen. Vergleichbare Binnen-
grenzkontrollen bestehen bereits seit dem Jahr
2015 an der Grenze zu Osterreich. Gemifl Arti-
kel 25 ff. des Schengener Grenzkodexes'** miissen
Notifizierungen in regelmifligen Abstinden er-
neuert werden, sollten sie iiber die urspriinglich
angekiindigte Dauer hinaus bestehen bleiben.

Die voriibergehende Wiedereinfilhrung von
Binnengrenzkontrollen ermdglicht Kontrol-
len anlisslich des Grenziibertritts. Die Bundes-
polizei passt diese an die situationsbedingten
grenzpolizeilichen Erfordernisse in der jeweili-
gen Grenzregion an. Umfang, Intensitit, Ort und
Dauer der Kontrollen sind u.a. von der Lageent-
wicklung und den verkehrsinfrastrukturellen Ge-
gebenheiten vor Ort bestimmt und kénnen daher
regional unterschiedlich ausgeprigt und dyna-
misch sein.

Vor dem 16. Oktober 2023 lag der Fokus an den
Grenzen zu Polen, Tschechien und der Schweiz
primdr auf der sogenannten Schleierfahndung,
bei der in Grenzgebieten mit einer Tiefe von 30
km mobil kontrolliert wird. Auch wurden fle-

°2 Verordnung EU 2016/399.



xible Schwerpunktkontrollen an unterschiedli-
chen Orten sowie gemeinsame Streifen mit den
Grenzpolizeien von Polen und Tschechien auf
den jeweiligen anderen Staatsgebieten durch-
gefithrt. Die grenziiberschreitende Zusammen-
arbeit mit der Schweizer Grenzpolizei wurde
durch einen gemeinsamen Aktionsplan gefestigt.
Entsprechende Vereinbarungen sollen in Abstim-
mung mit den anderen Nachbarstaaten fortge-
setzt werden.

Mit Blick auf die migrations- und sicherheits-
politische Lage wurde entschieden, die seit dem
16. Oktober 2023 angeordneten und zwischen-
zeitlich bereits verlingerten temporiren Binnen-
grenzkontrollen an den Landesgrenzen zu Polen,
Tschechien und der Schweiz tiber den 15. Dezem-
ber 2023 hinaus bis einschlieflich den 15. Dezem-
ber 2024 auf Grundlage von Artikel 28 des Schen-
gener Grenzkodex fortzusetzen.

Im Rahmen solcher Grenzkontrollen werden
regelmifiig auch freiheitsentziehende Mafinah-
men vollzogen. Die damit verbundene Behand-
lung der betroffenen Personen — insbesondere
vulnerabler Personengruppen — sowie deren Un-
terbringungsbedingungen miissen den nationalen
und internationalen Standards entsprechen. Bei
der Ausiibung ihrer Aufgabe miissen die Bediens-
teten die Menschen- und Grundrechte wahren
und schiitzen.

Um die VerhiltnismiBigkeit solcher Mafinah-
men und eine menschenwiirdige Unterbringung
zu gewihrleisten, ist es unabdingbar, ein regel-
mifliges unabhingiges Monitoring sicherzu-
stellen. Damit die Nationale Stelle ihr Mandat
ausreichend wahrnehmen kann, miissen ihre per-
sonellen und finanziellen Ressourcen deutlich
aufgestockt werden.

2.2 — Das Mandat der Nationalen Stelle
im Rahmen von stationiren Grenz-
kontrollen

Da es in Folge der Kontrollen zu freiheitsent-
ziechenden Mafinahmen kommen kann, fillt die-
ser Bereich der grenzpolizeilichen Aufgaben-
wahrnehmung unter das Mandat der Nationalen
Stelle. So ist allein die Moglichkeit des Entzuges
der Freiheit ausreichend, um ihre Zustindigkeit
zu begriinden. Folglich hat die Nationale Stelle
unmittelbar nach Bekanntgabe der Einrichtung
stationdrer Grenzkontrollstationen (GKS) damit
begonnen, diese zu besuchen.
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Die Aufgabe der Nationalen Stelle ist vor allem
priaventiver Natur, diese setzt sie u.a. durch
Beratung im Vorfeld und bei der Planung der
Errichtung und Einrichtung von Orten der Frei-
heitsentziehung sowie durch die Definition von
Standards bei freiheitsentziehenden Mafinah-
men um.

Demnach sollen Empfehlungen der Nationalen
Stelle bei dem Betreiben, der Errichtung und/
oder dem Ausbau von stationdren GKS bertick-
sichtigt werden.

Die freiheitsentzichenden Mafinahmen kén-
nen auch Auswirkungen auf vulnerable Personen-
gruppen haben, daher legt die Nationale Stelle
einen besonderen Fokus auf deren Behandlung.
Sie achtet auf die Verfahrensweisen bei Zuriick-
weisungen und Zuriickschiebungen, aber auch
auf Asylantragsstellungen an der Grenze oder
im grenznahen Raum. Da ein Teil der Menschen
durch Schleusung an oder iber die deutsche
Grenze gelangt, legt die Nationale Stelle einen
weiteren Fokus auf die Behandlung von Opfern
von Menschenhandel an den Grenziibergingen.

Um diesen Ansatz zielgerichtet zu verfolgen,
ist neben Besuchen an der Grenze die Dokumen-
tation fir die Beurteilung der obengenannten
Themenbereiche entscheidend. Das Einsehen
u.a. von Protokollen von Befragungen Asyl- und
Schutzsuchender nach Grenziibertritt soll der
Nationalen Stelle erlauben, Empfehlungen zum
Umgang mit vulnerablen Personen auszuspre-
chen. Dahingehend wurde die Nationale Stelle
informiert, dass Personen, bei denen nicht klar
sei, ob sie einen Asyl- bzw. Schutzantrag stellen
wollten oder nicht, angehalten wiirden, einen
Fragenkatalog auszufiillen. Anhand der daraus
hervorgehenden Informationen wiirde die Bun-
despolizei eine erste Bewertung durchfithren und
entscheiden, wie weiter verfahren werde.

Da an den besuchten Kontrollstationen keine
Dokumentation vor Ort eingesehen wurde, war
es bisher nicht méglich, sich ein Bild von einzel-
nen Vorgingen zu machen. Aus den bisher vor-
gelegten — primir statistischen — Dokumenta-
tionen konnte keine inhaltliche Bewertung der
Verfahrensweisen anhand von Einzelfillen voll-
zogen werden.

Bei zukiinftigen Besuchen wird die Nationale
Stelle auch einzelfallbezogene Dokumentationen
einsehen.



2.3 — Besuchstitigkeit

Am 24. Oktober 2023 besuchte die Nationale
Stelle die stationdren GKS bei Selb und Schirn-
ding an der Grenze zu Tschechien. Am 9. Januar
2024 wurden zudem zwei stationire GKS in Gor-
litz an der Grenze zu Polen besucht. Um einen
vergleichenden Uberblick zu erhalten, sind alle
vier bisher besuchten stationiren GKS Gegen-
stand dieses Berichts.

2.3.1 — GKS Schirnding

Durch die Nutzung der Infrastruktur alter
Grenzposten und die Hinzunahme mobiler Ein-
richtungen (Container, Wirmezufuhr, Licht,
WCs) wirkte die GKS an der B-303, die von der
Bundespolizeiinspektion Selb betrieben wird,
gut organisiert. Personen werden zur weiteren
Sachbearbeitung oder zwecks Ingewahrsam-
nahmen und Festnahmen zur nichstgelegenen
20 Minuten entfernten Dienststelle der Bundes-
polizeiinspektion Selb verbracht. Behelfsweise
dient an der GKS ein Container als Warteraum,
kurzfristiger Gewahrsamsraum oder abge-
trennter Raum fiir Durchsuchungen mit Ent-
kleidung. Der Container mit einem Fenster kann
beheizt bzw. klimatisiert werden, ist mit einer
Beleuchtung ausgestattet und es besteht die
Moglichkeit, das Fenster zu verdunkeln, um das
Einsehen von draufien zu verhindern. Da dieser
mobile Raum nur kurzzeitig und in Ausnahme-
fillen der Durchfihrung der genannten Maf-
nahmen dient, erkennt die Nationale Stelle an,
dass ihre gingigen Standards zu Gewahrsams-
rdumen dabei nicht vollumfinglich beriicksich-
tigt werden koénnen. Die Besuchsdelegation
bewertete die Verfiigbarkeit eines solchen Con-
tainers als positiv, da so die Privatsphire von
Betroffenen bestméglich geschiitzt wird.

Aufenthaltsrechtliche Vorginge werden nicht
an der stationiren GKS, sondern auf der Dienst-
stelle vollzogen. Hier wird unter anderem fest-
gestellt, ob ein Asylgesuch vorliegt oder nicht.
Bei Bedarf werden Sprachmittelnde zur Dienst-
stelle bestellt. Sofern die Bundespolizeivon einem
Asylgesuch ausgeht, bekommen die Personen
eine Anlaufbescheinigung, um selbststindig zur
nichstgelegenen Erstaufnahmeeinrichtung in
Bamberg zu fahren. Personen, denen die Einrei-
se verwehrt wird und die zum Zwecke der Zu-
rickweisung inhaftiert werden sollen, werden
in der Regel in der Abschiebehafteinrichtung in
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Hof untergebracht. Die Beantragung des Haft-
befehls konne laut Bundespolizei auch erfolgen,
bevor festgestellt wurde, in welches Land zuriick-
geschoben werden soll.

Der nachtriglich vorgelegten Dokumentation
nach wurden in Zustindigkeit der Bundespoli-
zeiinspektion Selb vom 16. (Beginn der stationi-
ren Grenzkontrollen) bis zum 24. Oktober 2023
(Tag des Besuchs) insgesamt 56 Ingewahrsam-
nahmen vollzogen, davon 51 priventiver und fiinf
repressiver Art. In diesem Zeitraum wurden an
der GKS Schirnding zwei mutmaflliche Schleu-
ser festgestellt und sieben geschleuste Personen
identifiziert. 33 geschleuste Personen wurden zu-
dem im Grenzgebiet mit einer Tiefe von 30 km
festgestellt. 32 Personen haben der Dokumen-
tation nach im Zustindigkeitsbereich der
Bundespolizeiinspektion Selb ein Asylgesuch ge-
duflert. Insgesamt wurden fiinf Personen in Zu-
stindigkeit der Bundespolizeiinspektion Selb
zuriickgewiesen. Zuriickweisungshaft wurde im
entsprechenden Zeitraum nicht beantragt.

Neben stationdren Grenzkontrollen betreibt
die Bundespolizeiinspektion Selb weiterhin
Schleierfahndung, umim grenznahen Raum mobil
zu kontrollieren. Auch besteht ein regelmifiiger
Kontakt zwischen der Bundespolizei und der
tschechischen Grenzpolizei.

2.3.2 — GKS Selb

Die stationire Grenzkontrollstation an der
Landstrafie 2179, die von der Bayerischen Grenz-
polizei in Amtshilfe fiir die Bundespolizei betrie-
ben wird, ist im Vergleich zur GKS in Schirnding
deutlich kleiner und provisorischer eingerich-
tet. Da diese GKS iiber keine vorhandene Infra-
struktur verfiigt, wird sich durch Hinzunahme
mobiler Einrichtungen beholfen (ein Container
fiir die Bediensteten, ein Polizeitransporter, eine
mobile Toilette und ein Lichtmast). Jedoch gab
es zum Besuchszeitpunkt keinen Container, der
wie bei der GKS Schirnding fiir Durchsuchungen
mit Entkleidung genutzt werden konnte. Sofern
es in Folge der Kontrollen zu weiterer Sachbear-
beitung, Ingewahrsamnahmen oder Festnahmen
kommt, werden Betroffene zur fiinf Minuten
entfernten Dienststelle der Bundespolizeiin-
spektion Selb verbracht.

Vom Beginn der stationiren Grenzkontrol-
len bis zum Besuchstag wurden an der GKS Selb
vier mutmafiliche Schleuser festgestellt und drei



geschleuste Personen identifiziert. Zahlen zu
Ingewahrsamnahmen, Asylantragsstellungen,
ggf. Zuriickweisungen und Zuriickweisungshaft,
wurden von der Bayerischen Grenzpolizei nicht
gesondert mitgeteilt, da diese Vorginge in Zu-
stindigkeit der Bundespolizei liegen. Neben der
stationdren Grenzkontrolle wird von der Bayeri-
schen Grenzpolizei Schleierfahndung betrieben,
die im grenznahen Raum mobil stattfindet.

2.3.3 — GKS Gorlitz

Fiir die stationdre Grenzkontrolle an der Bun-
desautobahn 4 wird die genutzte Infrastruktur in
Form alter Grenzposten durch die Hinzunahme
mobiler Einrichtungen (Container, Wirmezu-
fuhr, Licht, WCs) erginzt. Fiir die weitere Sach-
bearbeitung werden Personen zur sogenannten
Bearbeitungsstrafie verbracht. Aufgrund der ho-
hen Zuzugszahlen sind seit Mai 2023 provisori-
sche Zelte mit Feldbetten dort aufgebaut.”> Die
Halle, in der die Bearbeitungsstrafie eingerichtet
ist, verfugt iiber mehrere Kabinen, die mit Plas-
tikvorhidngen voneinander getrennt sind. Diese
dienen u.a. der Durchsuchung mit Entkleidung,
der erkennungsdienstlichen Behandlung sowie
Befragungen. In einem Lagerraum wurden Klei-
derspenden und Equipment fiir Siuglinge und
Kleinkinder vorgehalten. Fiir erkrankte Men-
schen wurde ein abgetrennter Aufenthaltsraum
geschaffen.

Personen, die festgenommen oder in Gewahr-
sam genommen werden sollen, werden zum
Inspektionssitz verbracht, der unmittelbar neben
der Bearbeitungsstrafie an der Autobahn liegt.
Dort befinden sich u.a. zwei Einzelgewahrsams-
rdume und zwei sog. Riickfithrungsriume fiir je
acht Personen.

Anders als bei den beiden besuchten Grenz-
kontrollstationen in Selb und Schirnding war die
stationdre GKS an der BAB-4 bei Gorlitz deut-
lich grofier und besser ausgestattet. Dass diese
unmittelbar am Inspektionssitz liegt, vereinfacht
Prozesse und eriibrigt, dass Personen von der
Grenze erst zu einem weiteren Ort fiir die folgen-
de Sachbearbeitung verbracht werden miissen.

Ebenfalls wurde die stationire GKS an der

Neiflebriicke (Staatsstrafie 125) in der Stadt
Gorlitz besucht, die wiederum deutlich kleiner ist

3 Trotz der — zum Zeitpunkt des Besuchs — vergleichsweise
niedrigen Zuzugszahlen, bleibt diese Infrastruktur erhalten,
fiir den Fall, dass die Zahlen wieder steigen sollten.

und mehr einer mobilen Kontrollstation gleicht.
Dadurch dass das Bundespolizeirevier Gorlitz
in fufildufiger Distanz zu dem Kontrollposten
liegt, wird sichergestellt, dass zu kontrollierende
Personen unter Achtung der Privatsphire
durchsucht werden kénnen. Dort stehen zwei
Gewahrsamsriume zur Einzelbelegung und ein
sogenannter Riickfithrungsraum fiir bis zu zehn
Personen zur Verfiigung.

Zwischen dem 16. Oktober 2023 und dem 9.
Januar 2024 wurden insgesamt 12 mutmafliche
Schleuser im Zustindigkeitsbereich der Bun-
despolizeiinspektion Ludwigsdorf festgestellt.
Im selben Zeitraum wurden insgesamt 386 mut-
mafllich geschleuste Personen festgestellt. Im
Rahmen der voriibergehend wiedereingefiithr-
ten Grenzkontrollen wurden seit Beginn dieser
Mafinahme 162 Personen in Gewahrsam ge-
nommen. Griinde hierfiir waren insbesondere
fehlende Ausweisdokumente oder Aufenthaltsti-
tel und fanden sich zum Teil auch in Zusammen-
hang mit der Absicht unerlaubt einer Erwerbs-
titigkeit nachgehen zu wollen. In dieser Zeit
haben 551 Personen ein Asylgesuch gegeniiber
der Bundespolizei gedufiert. Es wurden insge-
samt 427 Personen im Zustindigkeitsbereich zu-
riickgewiesen. Zuriickweisungshaft wurde nicht
beantragt.

2.4 — Feststellungen und Empfehlungen

Das folgende Kapitel liefert eine Ubersicht zu
den Erkenntnissen, die bei den durchgefiihrten
Besuchen erworben wurden, und formuliert
Empfehlungen der Nationalen Stelle zu der
grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung im
Kontext stationirer Binnengrenzkontrollen.

2.4.1 — Bereitstellung von Informatio-
nen

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass
Personen, die die Absicht haben, ein Asyl- bzw.
Schutzgesuch zu stellen, bei Uberschreiten der
Binnengrenze tiber jegliche aufenthaltsrechtliche
Rechte und Pflichten informiert sind.

Um den Zugang zum internationalen Schutz-
verfahren zu gewihrleisten, sind geeignete Maf}-
nahmen zu ergreifen, sodass Betroffene bereits
beim ersten Kontakt an der Grenze mit mehr-
sprachigen Hinweisblittern belehrt und iiber
die unmittelbar anstehenden Schritte informiert
werden.



2.4.2 — Sprachmittlung an der Grenze

Erst bei der jeweiligen Bundespolizeiinspek-
tion, in die Personen nach dem Aufgriff zur wei-
teren Sachbearbeitung gebracht werden, wird
bei Bedarf eine Dolmetscherin oder ein Dolmet-
scher bestellt. Jedoch kann es dazu kommen, dass
eine Sprachmittlung bereits unmittelbar an der
Grenze benétigt wird.

Die Moglichkeit, eine Sprachmittlung zu jeder
Zeit in Anspruch nehmen zu kénnen, soll gepriift
werden. Dies kann auch telefonisch oder mittels
eines Videodolmetscherdienstes geschehen.

Hinsichtlich der stationdren GKS Selb teilte
das Bayerische Staatsministerium des Innern, fir
Sport und Integration mit, dass eine telefonische
Sprachmittlung bei Bedarf gewihrleistet werden
kénne.

2.4.3 — Erkennen von Vulnerabilititen

Um vulnerable Personengruppen friihzeitig
zu identifizieren und Betroffene bedarfsgerecht
weiterzuvermitteln, sollen diese an der Grenze
oder spitestens auf der nichstgelegenen Dienst-
stelle danach befragt werden. Ziel sollen dabei
die Identifizierung besonders schutzbediirftiger
Personen und die anschlieflende Einleitung ent-
sprechender Mafinahmenketten sein.

Die Nationale Stelle regt an, eine standardisier-
te Verfahrensweise zu entwickeln, um entspre-
chende Besonderheiten regelhaft abzufragen.
Hierzu konnte beispielsweise die Entwicklung
eines mehrsprachigen Fragebogens dienen.

Dahingehend teilte das Bayerische Staatsmini-
sterium des Innern, fiir Sport und Integration
mit, dass die Moglichkeit einer standardisierten
Erhebung von Vulnerabilititen gepriift werde.

2.4.4 — Einsehbarkeit von abgetrennten
Bereichen fiir Durchsuchungen
mit Entkleidung

Wie an der GKS Selb festgestellt, werden nicht
an jeder Grenzkontrollstation Container oder
vergleichbare Vorrichtungen vorgehalten, um

ggf. Durchsuchungen mit Entkleidung durchzu-
fithren.

In jeder GKS sollen Vorrichtungen geschaffen
werden, die nicht von Dritten einsehbar sind.
Bei der Errichtung eines abgetrennten Bereichs
ist ebenfalls darauf zu achten, dass die zu durch-
suchende Person vor Witterung und Kilte ge-
schiitzt ist.

In seiner Stellungnahme vom 28. April 2024
informierte das Bayerische Staatsministeri-
um des Innern, fiir Sport und Integration die
Nationale Stelle, dass die GKS nunmehr iiber ei-
nen separaten beheizten Container verfiige, der
u.a. zu Durchsuchung diene. Dieser sei von Drit-
ten nicht einsehbar. Auch wiirden Decken vorge-
halten.

2.4.5 — Weiterleiten zur Erstaufnahme-
einrichtung

Auch im Rahmen von Binnengrenzkontrollen
werden schutzbegehrende Drittstaatsangehorige
grundsitzlich an die zustindige Erstaufnahme-
einrichtung zum Zwecke der Priifung asylrecht-
licher Belange einschlieflich etwaiger Uberstel-
lungen in andere EU-Mitgliedstaaten nach Maf}-
gabe der Dublin-Verordnung weitergeleitet.

Diese Personen bekommen von der Bundes-
polizei eine Anlaufbescheinigung ausgestellt und
sollen sich in der Regel selbststindig mit 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln zur nichstgelegenen Erst-
aufnahmeeinrichtung begeben.

Sofern Anzeichen vorliegen, dass die selbst-
organisierte Fahrt fiir Betroffene eine Uberforde-
rung darstellt, soll die Bundespolizei in Zusam-
menarbeit mit anderen involvierten Stellen dafiir
Sorge tragen, dass ein Transport zur Erstaufnah-
meeinrichtung erméglicht wird. Dies soll beson-
ders in Betracht gezogen werden, wenn die Be-
troffenen besondere Vulnerabilititen aufweisen.

2.5 — Ausblick

Im Jahr 2024 wird sich die Nationale
Stelle weiter mit stationiren GKS befassen,
um auch in diesem Bereich der grenzpolizei-
lichen  Aufgabenwahrnehmung  Standards
formulieren zu konnen. Es sollen weitere Be-
suche folgen, um zielgerichtet Empfehlungen
auszusprechen. Durch den Einblick in weite-
re Dokumentationen wird die Nationale Stelle
zudem inhaltlich zu einzelfallbezogenen
Vorgingen — z.B. der Auswertung der asylrecht-
lichen Erstbefragung mittels Fragenkatalog —
Stellung beziehen kénnen.
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Sonstige Besuche



I — Alten- und Pflegeheime

Die Nationale Stelle iiberpriift Alten- und
Pflegeheime hinsichtlich der Einhaltung der
Menschenrechte und Wahrung der Menschen-
wiirde der Bewohnerinnen und Bewohner. Da
die Rechtslage fiir die namentliche Nennung der
Einrichtungen in privater Tragerschaft allerdings
weiterhin nicht eindeutig ist, wird die Wirksam-
keit dieser Uberpriifung gemindert.

Im Jahr 2023 besuchte die Nationale Stelle ein
Pflegeheim in Berlin, in dem auch Menschen mit
psychischen Erkrankungen untergebracht waren.

Zusitzlich nahm sie am 23. Juni 2023 an einem
Treffen des Bundesweiten Facharbeitskreises
Heimrecht teil. In diesem Rahmen berichtete
die Nationale Stelle iiber ihre Titigkeiten, Fest-
stellungen und Empfehlungen im Bereich der
Altenpflege. Im Anschluss fand eine gemeinsame
Diskussion iiber die aktuellen Herausforderun-
gen statt, welche dem Austausch der verschiede-
nen Perspektiven und der Suche nach méglichen
Loésungsansitzen diente. Es wird angestrebt, die
konstruktive Zusammenarbeit im Jahr 2024 fort-
zusetzen.'>+

Im Rahmen ihres Besuchs im Jahr 2023 hat
die Nationale Stelle folgende Punkte besonders
positiv bewertet:

+ In der Einrichtung wird eine tiergestiitzte
Therapie angeboten. Sie wird bei Menschen
mit psychischen Erkrankungen oder De-
menz zur Férderung der Kommunikation
und der sozialen Interaktion eingesetzt. Sie
kann helfen Verantwortung zu iibernehmen,
Angste zu iiberwinden und beruhigend oder
auch aktivierend auf die Betroffenen wirken.

Die Einrichtung ist von einem weitldufigen
und umfassend barrierefrei gestalteten Ge-
linde umgeben, in dem die Bewohnerinnen
und Bewohner die Moglichkeit haben, sich
ungehindert zu bewegen.

Der besuchten Einrichtung wurden im Wesent-
lichen Empfehlungen zu folgenden Punkten
gegeben:

4 Ein Austauschtreffen mit der Hessischen Betreuungs- und
Pflegeaufsicht (Amt fir Versorgung und Soziales) fand im
Januar 2024 statt.

1.1 — Baulicher Zustand

Die Gebiude der Einrichtung befanden sich in
einem stark renovierungsbediirftigen Zustand.
Mehrere Bereiche wiesen deutliche Abnutzungs-
spuren auf. Selbst in den bereits renovierten
Bereichen der Einrichtung wurde der Kranken-
hauscharakter nicht aufgebrochen. Auch die
Einzelzimmerappartements — ein solches Ange-
bot ist grundsitzlich zu begriifien — wirkten ver-
wohnt bis baufillig.

In Alten- und Pflegeheimen soll darauf ge-
achtet werden, dass bauliche Mingel beseitigt
und eine wohnliche und einladende Atmo-
sphire fir die Bewohnerinnen und Bewohner
geschaffen wird.

Materielle Bedingungen beeinflussen zudem
die therapeutische Umgebung; dazu gehort auch
der Erhaltungszustand der Wohnriume.™

In ihrer Stellungnahme vom 28. Mai 2023 er-
lduterte die Senatsverwaltung fiir Wissenschaft,
Gesundheit und Pflege, dass die Berliner Wohn-
teilhabe-Bauverordnung (WTG-BauV) keine
Regelungen zum Abnutzungsgrad der Gebiu-
de enthalte. Aus einer gewissen Abnutzung von
Gebiduden bzw. Gebiudeteilen lasse sich daher
grundsitzlich kein Mangel im Sinne der WTG-
BauV ableiten, solange deren Gebrauchstaug-
lichkeit bzw. die Funktion erhalten bleibe.

Die Wiirde des Menschen zu achten bedeutet
auch, einen angemessenen Lebensraum zu bie-
ten, der die Bediirfnisse der Bewohnerinnen und
Bewohner berticksichtigt. Angesichts der einge-
schriankten Selbstbestimmung in einem Heim ist
es wesentlich, Heimplitzen einen Wohncharak-
ter zu verschaffen.”*

Daher ist die alleinige Betrachtung der bau-
lichen Substanz gemifi den Richtlinien der
WTG-BauV ohne eine hinreichende Berticksich-
tigung der Bediirfnisse der Bewohnerinnen und
Bewohner des Pflegeheims nicht ausreichend.
Ein Renovierungsbedarf und die wohnliche
Gestaltung des Pflegeheims sind nach Artikel 3
lit. a der UN-Behindertenrechtskonvention und
§ 1Abs. 1 des Berliner Wohnteilhabegesetzes bzw.

5 Vgl. CPT/Inf (2022) 18, Rn. 111.

16 Vgl. Dritter Bericht zur Lage der dlteren Generation in der
Bundesrepublik Deutschland, Drucksache 14/5130, Teil 2, S.
129, https://’www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/3-al-
tenbericht--95592 (abgerufen am 27.05.2024).



an der darin verankerten Gewihrleistung der
Wiirde des Menschen auszurichten.

In einem erneuten Schreiben wies die Berliner
Senatsverwaltung fiir Wissenschaft, Gesundheit
und Pflege darauf hin, dass seit dem Besuch der
Nationalen Stelle einige Renovierungs- und
Ausbesserungsarbeiten vorgenommen worden
seien.”’

1.2 — Beschwerdemanagement

Das Pflegeheim verfiigte iiber einen Beschwer-
debriefkasten, welcher sich allerdings im Ein-
gangsbereich der Einrichtung befand und somit
schwer zuginglich fiir Bewohnerinnen und Be-
wohner war, die geschlossen untergebracht sind.

Um die Méglichkeit zu gewihrleisten, anonym
Beschwerden abzugeben, sollen Beschwerde-
briefkisten fiir alle Bewohnerinnen und Bewoh-
ner zuginglich sein, auch fiir diejenigen, die ge-
schlossen untergebracht sind.

Die Senatsverwaltung fir Wissenschaft, Ge-
sundheit und Pflege teilte der Nationalen Stelle
in der o.g. Stellungnahme mit, dass Beschwer-
de- und Vorschlagsbriefkisten in allen Wohnbe-
reichen angebracht worden seien.

1.3 — Personalsituation

Bei der Durchsicht der vom Pflegeheim ange-
forderten Unterlagen fiel eine ungewohnlich
hohe Anzahl an Uberlastungsanzeigen im letz-
ten Quartal des Jahres 2022 auf. In insgesamt elf
Uberlastungsanzeigen wurde mitgeteilt, dass die
Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner
nicht in ausreichendem Maf} gewihrleistet wer-
den konne.

Um eine adiquate Versorgung der Bewohne-
rinnen und Bewohner sicherzustellen, ist erfor-
derlich, dass ausreichend geschultes Fachpersonal
eingesetzt wird, insbesondere aufgrund der be-
sonderen Bediirfnisse, den unterschiedlichen
Krankheitsbildern und den daraus resultierenden
Pflegeerfordernissen.

In der Stellungnahme der Senatsverwaltung
fir Wissenschaft, Gesundheit und Pflege wurde
mitgeteilt, dass eine Uberpriifung der Personal-
ausstattung nach Mafigabe der Anforderungen
der Wohnteilhabe-Personalverordnung (WTG-
PersV) und des SGB XI-Landesrahmenvertrages

97 05.03.2024.

durchgefiihrt worden sei, diese aber keine Bean-
standungen ergeben habe.

Aus Sicht der Nationalen Stelle ist entschei-
dend, dass die Personalsituation eine adiquate
Pflege und Betreuung der Bewohnerinnen und
Bewohner sicherstellt und gleichzeitig eine zu
hohe Arbeitsbelastung der Mitarbeitenden ver-
hindert.

Hierfiir ist nicht nur die Anzahl der Mitarbei-
tenden, sondern auch deren fachliche Qualifika-
tion sowie die Kontinuitit in der Betreuung der
Betroffenen zu iiberpriifen. Schliefllich lassen
die Inhalte der Uberlastungsanzeigen vermuten,
dass in einigen Fillen eine addquate und sichere
Pflege zu verschiedenen Zeitpunkten nicht mog-
lich gewesen ist. So habe in einzelnen Wohnbe-
reichen nachts wiederholt kein Personal fiir die
Betreuung und Pflege der Bewohnerinnen und
Bewohner zur Verfiigung gestanden. Kontroll-
ginge und notwendige pflegerische Titigkeiten
seien nicht durchgefiihrt worden, des Weiteren
sei es aufgrund des Personalmangels bzw. durch
den Einsatz von unzureichend ausgebildetem
Personal zu Stiirzen, Unfillen und auch Notfillen
gekommen.

Unabhiingig davon, ob die Inhalte der Uber
lastungsanzeigen auf die Situation in der Ein-
richtung immer vollstindig zutreffen, zeigen sie
doch, dass sich die Mitarbeitenden deutlich iiber-
lastet fithlen.

Um solche Situationen erkennen und diesen
rechtzeitig entgegenwirken zu kénnen, erachtet
es die Nationale Stelle als wesentlich, dass die
Heimaufsicht bei der Uberpriifung von Pflege-
einrichtungen proaktiv nach Uberlastungsanzei-
gen fragt und diese einsieht.

Inihrem erneuten Schreiben teilte die Berliner
Senatsverwaltung fiir Wissenschaft, Gesund-
heit und Pflege mit, dass die Empfehlung, Uber-
lastungsanzeigen aktiv ins Priifgeschehen ein-
zubeziehen, im Einzelfall aufgegriffen und die
Mitarbeitenden der Heimaufsicht diesbeziiglich
sensibilisiert werden sollen. Eine regelhafte und
proaktive Einsichtnahme von Uberlastungsan-
zeigen werde nicht in Betracht gezogen. Damit
ein solches Verfahren eingeleitet werde, miiss-
ten erst Hinweise zu Defiziten in der Versor-
gung vorliegen, die den Verdacht begriinden, dass
die gesetzlichen Mindestanforderungen zur Per-
sonalausstattung oder zur Versorgungsqualitit
nicht eingehalten wurden.



2 — Bundes- und Landes-
polizei

Die Nationale Stelle besuchte im Jahr 2023
sieben Polizeidienststellen der Bundes- und der
Landespolizei, darunter die Polizeiinspektio-
nen Hannover (Niedersachsen) und Sulzbach
(Saarland), die Bundespolizeiinspektionen
Berlin-Ostbahnhof und Frankfurt am Main
Hauptbahnhof sowie die Bundespolizeireviere
Berlin-Lichtenberg, Gottingen und Weiden in
der Oberpfalz.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale
Stelle u.a. Folgendes positiv bewertet:

+  Die rdumlichen Gegebenheiten des Gewahr-
samsbereichs in Sulzbach (Saarland) und
Weiden in der Oberpfalz (BPOL) entspre-
chen den Standards der Nationalen Stelle.
Der ebenerdige Zugang erméglicht, das Ver-
letzungsrisiko so gering wie méoglich zu hal-
ten. Die Gewahrsamsriume verfiigen iiber
Fenster, durch die der Zugang zu frischer Luft
erméglicht wird, und sind mit einer dimm-
baren Beleuchtung ausgestattet, wodurch
die Moglichkeit zu schlafen gewihrleistet,
der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit vorge-
beugt sowie der betroffenen Person die Ori-
entierung im Raum erméglicht wird.

Die Bundespolizeireviere Gottingen und
Weiden in der Oberpfalz sowie die Polizei-
inspektion Sulzbach (Saarland) haben Zu-
griff auf finanzielle Mittel (sog. Handkasse),
die es ermoglichen, die notwendige Versor-
gung der in Gewahrsam genommenen Per-
sonen (Verpflegung) zu gewihrleisten, ohne
dass die Bediensteten dabei in Vorleistung
treten miissen.

+ Das Saarlindische Ministerium fiir Inneres,
Bauen und Sport gab im Nachgang zum
Besuch der Polizeiinspektion Sulzbach
(Saarland) bekannt, Kopfunterlagen zur
Ausstattung aller Polizeigewahrsamsstand-
orte des Bundeslandes bestellt zu haben.

In den Dienststellen Berlin-Lichtenberg,
Frankfurt Hauptbahnhof, Géttingen und
Weiden in der Oberpfalz (BPOL) sowie in
der Polizeiinspektion Hannover (Nieder-
sachsen) wurden die im Zusammenhang mit
dem Gewahrsam stehenden Informationen
vollstindig und nachvollziehbar dokumen-
tiert und die Eintrige namentlich abgezeich-
net. Eine solche Dokumentation dient der
Vergegenwirtigung der Vorkommnisse und
gewihrleistet eine Uberpriifbarkeit der da-
mit verbundenen Grundrechtseingriffe.

Die Nationale Stelle begriifit ausdriicklich,
dass ihre Empfehlung, grundlegende Hygie-
neartikel in allen Dienststellen der Bundes-
polizei vorzuhalten und bei Bedarf auszu-
hindigen, von dem Bundespolizeiprisidium
aufgegriffen und umgesetzt wurde. So wird
den in Gewahrsam genommenen Personen
ein Mindestmafl an persénlicher Hygiene
ermoglicht.

Den besuchten Dienststellen wurden im
Wesentlichen Empfehlungen zu folgenden
Themen gegeben:

2.1 — Ausstattung der Gewahrsamsriume

Die Gewahrsamsriume in den Bundespolizei-
inspektionen Berlin-Ostbahnhof und Frankfurt
Hauptbahnhof sowie den Bundespolizeirevie-
ren Berlin-Lichtenberg und Goéttingen verfiigen
iiber keine Fenster, was einen Zugang zum Tages-
licht und zu einer natiirlichen Beliiftung verhin-
dert.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam
soll natiirlicher Lichteinfall vorhanden sein.

Ab einer Unterbringungsdauer von mehr als 24
Stunden soll die Méglichkeit geschaffen werden,
ungehindert nach draufien zu sehen. Den Betrof-
fenen soll zudem eine angemessene Bewegung im
Freien angeboten werden.

Des Weiteren konnte das Licht in den Gewahr-
samsriumendes Bundespolizeireviers Berlin-
Lichtenberg lediglich an- oder ausgeschaltet

werden.



Gewahrsamsrdume sollen mit einer dimmba-
ren Beleuchtung ausgestattet werden, um einer-
seits Schlaf zu erméglichen und andererseits der
Verletzungsgefahr bei Dunkelheit vorzubeugen
sowie die Orientierung im Raum zu erleichtern.

In den kameratiberwachten Gewahrsams-
riumen der Polizeiinspektion Sulzbach
(Saarland) waren keine Sitzmdglichkeiten in ei-
ner allgemein iiblichen Sitzh6he vorhanden. Die-
se sind lediglich mit auf dem Boden liegenden
Matratzen ausgestattet. Bei einer Unter-
bringungsdauer von mehreren Stunden ist ein
Verweilen im Stehen oder am Boden sitzend
menschenunwiirdig.

In Gewahrsam genommenen Personen soll
ermdglicht werden, eine normale Sitzposition
einzunehmen.

Die Nationale Stelle beobachtete in anderen
Einrichtungen den Einsatz von Sitzgelegenhei-
ten aus Schaumstoff oder auch von sogenannten
herausfordernden Mébeln, die robust und ohne
scharfe Kanten sind.

2.2 — Einsicht in den Toilettenbereich

Die Privat- und Intimsphire der in Gewahrsam
genommenen Personen ist zu wahren. Es ist auf
jeden Fall sicherzustellen, dass Betroffene nicht
bei der Toilettennutzung beobachtet werden.

Bereits das Bewusstsein, um eine jederzeit
mogliche Beobachtung durch Dritte, kann eine
starke seelische Belastung bewirken.™®

In dem Bundespolizeirevier Weiden in der
Oberpfalz befindet sich die Toilette offen im
Raum und war durch einen Tirspion vollstin-
dig einsehbar. Ebenso war der Sanitirbereich
im Gewahrsam des Bundespolizeireviers
Berlin-Lichtenberg durch einen Tiirspion einseh-

bar.

Die Argumentation, die Nutzung des Tirspi-
ons sei zur Eigensicherung unbedingt notwendig,
ist nicht nachvollziehbar. So wird bei Umbauar-
beiten regelmifiig auf einen Tirspion im Toilet-
tenbereich verzichtet.”® Ein Eintreten der ange-
fihrten Sicherheitsbedenken ist den eingesehen
Unterlagen zufolge nicht vorgekommen.

8 Bundesgerichtshof, Urteil vom 08.05.1991, Az.: 5§ AR
Vollz 39/90.
9 Dies ist u.a. der Fall in der Bundespolizeiinspektion Berlin-

Ostbahnhof.

2.3 — Fixierung

In der Polizeiinspektion Hannover
(Niedersachsen) konnen Personen in zwei Riu-
men fixiert werden. Hierzu befinden sich am Flie-
senboden Metallstangen, an denen die Fixiergur-
te angebracht werden. Die Betroffenen werden
somit am Boden fixiert, was ihnen ein unnétiges
Gefiihl der Hilflosigkeit und des Ausgeliefert-
seins vermittelt. Im Jahr 2022 kam es dort zu
knapp roo Fixierungen oder fixierungsihnlichen
Fesselungen.

Hierzu werden zwar Bandagensysteme der
Firma Segufix verwendet, diese werden allerdings
nicht immer sachgerecht genutzt. So werden bei
sogenannten fixierungsihnlichen Fesselungen
nur die Arme oder Beine mittels eines Bandagen-
systems gefesselt.

Diese Verfahrensweise erhoht die Gefahr des
Eintritts erheblicher Gesundheitsschiden fiir die
Betroffenen und ist umgehend abzustellen.

Dartiiber hinaus wurden die verfassungsrecht-
lichen Anforderungen nicht eingehalten: Die
fixierten Personen wurden von Polizeibedienste-
ten tiberwacht, nur in wenigen Fillen wurde eine
Arztin oder ein Arzt hinzugezogen und eine rich-
terliche Genehmigung fiir die Mafinahme wurde
in keinem Fall eingeholt.

Die verfassungsrechtlichen Anforderungen
sind durch die besonderen Gesundheitsgefahren
begriindet,” die mit einer Fixierung
einhergehen, und missen deshalb an allen
Orten der Freiheitsentziehung gelten. Da
die inhaltlichen Mindestanforderungen des
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 24. Juli
2018 im Rahmen des Polizeigewahrsams nicht
umsetzbar sind — u.a. steht kein entsprechendes
Personal zur Verfigung, um eine Eins-zu-
eins-Betreuung durch therapeutisches oder
pflegerisches Personal zu gewihrleisten -,
empfiehlt die Nationale Stelle seit dem Jahr
2015, im Polizeigewahrsam keine Fixierungen
durchzufithren. Auch  der  Europiische
Ausschuss zur Verhiitung von Folter (CPT)
forderte die Bundesrepublik Deutschland
wiederholt dazu auf, auf Fixierungen im
polizeilichen Bereich vollstindig zu verzichten.™

1o BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
1 Vgl. CPT/Inf(2017) 13, Rn. 33, https://rm.coe.int/168071803¢
(abgerufen am 27.05.2023); CPT/Inf (2022) 18, Rn. 26.



Des Weiteren miissen fiir solche Mainahmen
richterliche Genehmigungen eingeholt werden.

Dementsprechend fixieren sowohl die Bun-
despolizei als auch die Landespolizeien in
Baden-Wiirttemberg, Berlin, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz, Saarland,
Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Hostein
und Thiiringen nicht. Personen, die nach An-
sicht der Polizei fixiert werden miissten, werden
dort in psychiatrische Kliniken tiberstellt.

Auf Fixierungen ist im Polizeigewahrsam voll-
stindig zu verzichten.

2.4 — Grofle der Gewahrsamsriume

Ein Einzelgewahrsamsraum soll iiber eine
Grundfliche von mindestens 4,5 qm verfigen,
wobei der Abstand zwischen den gegeniiber-
liegenden Winden mindestens 2 m betragen
muss.

Die Polizeiinspektion Hannover (Nieder-
sachsen) verfiigte iiber verschiedene Gewahr-
samsriume unterschiedlicher Gréfie. Die kleins-
ten Gewahrsamsriume waren nur 4,57 qm grof.
Der Abstand zwischen den gegeniiberliegenden
Winden betrug in der Tiefe 3,54 m und in der
Breite 1,29 m, es handelte sich um sogenannte
Schlauchzellen.

Im Polizeigewahrsam muss eine menschen-
wiirdige Unterbringung gewihrleistet sein. Ge-
wahrsamsridume, die die o.g. Mindestvorausset-
zungen nicht erfiillen, diirfen nicht verwendet
werden.

2.5 — Langzeitgewahrsam

Personen im Langzeitgewahrsam sollen sinn-
volle Beschiftigungsmoglichkeiten angeboten
werden. Zudem miissen sie die Gelegenheit er-
halten, sich mindestens eine Stunde im Freien zu
bewegen.

In der Polizeiinspektion Hannover (Nieder-
sachsen) wird Langzeitgewahrsam durchgefiihrt
- von Januar 2022 bis Oktober 2023 in insgesamt
54 Fillen.

§ 21 des Niedersichsischen Polizei- und Ord-
nungsbehordengesetzes (NPOG) lisst Ingewahr-
samnahmen fiir eine Dauer von bis zu 21 Tagen zu.
Dass die sich in Langzeitgewahrsam befindenden
Personen in der Polizeiinspektion Hannover —

laut Aussage der Bediensteten vor Ort — einzig die
Bibel oder den Koran zur Beschiftigung erhalten
und sich téglich lediglich 45 Minuten im Freien
bewegen diirfen, ist nicht annehmbar.™

In der Stellungnahme des Niedersichsischen
Ministeriums fiir Inneres und Sport wurde ange-
geben, dass den Personen im Langzeitgewahrsam
tiglich ein Aufenthalt im Freien fiir eine Stunde
gewihrt werde. Die tatsichliche Nutzungsdauer
kénne nach Veranlassung bzw. auf Wunsch der
betroffenen Person (z.B. aufgrund der Witte-
rungsverhiltnisse) nach unten abweichen.

2.6 — Zugang zum Gewahrsam

Es ist dringend erforderlich, einen gesicherten
Zugang zum Gewahrsam zu schaffen.

Der Zugang zu den Gewahrsamsriumen der
Polizeiinspektion Hannover (Niedersachsen)
erfolgt ausschliefllich iiber eine Treppe. Auch der
Gewahrsam des Bundespolizeireviers Berlin-
Lichtenberg ist nicht ebenerdig.

Diese baulichen Gegebenheiten kénnen zu ge-
fihrlichen Situationen fiir die in Gewahrsam ge-
nommenen Personen und die Bediensteten fiih-
ren. Das Verbringen erregter Personen tiber eine
Treppe birgt ein hoheres Verletzungsrisiko.

12 Vgl. CPT/Inf (2022) 18, Rn. 25.



3 — Justizvollzug

Im Jahr 2023 besuchte die Nationale Stelle
17 Justizvollzugsanstalten (JVA)™ in Baden-
Wiirttemberg, Berlin, Hamburg, Hessen,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Saarland
und Sachsen sowie die Justizvollzugskranken-
hiuser JVK) in Berlin (Plotzensee) und Sachsen
(Leipzig).

Bei den Besuchen der Jugendanstalt (JA)
Hameln in Niedersachsen und den JVAen
Leipzig mit Krankenhaus"+ (Sachsen) und Moabit
(Berlin) handelte es sich um erneute bzw. Folge-
besuche, die u.a. der Feststellung dienten, inwie-
weit vorhergehende Empfehlungen umgesetzt
worden sind.

Das folgende Kapitel liefert eine Ubersicht
zu den Erkenntnissen, die bei den im Jahr 2023
durchgefiithrten Besuchen erworben wurden. An-
schlieffend folgt eine Zusammenfassung zu den
besuchten Justizvollzugskrankenhiusern sowie
ein Ausblick auf die geplanten Aktivititen der
Nationalen Stelle und dem damit verbundenen
Fokus auf die psychiatrische Versorgung von Ge-
fangenen im Justizvollzug im Jahr 2024.

Feststellungen und Empfehlungen

Im Rahmen ihrer Besuche hat die Nationale
Stelle immer wieder Entwicklungen beobachten
konnen, die verdeutlichen, dass mit identischen
Themen und Problembereichen bundesweit un-
terschiedlich umgegangen wird. So werden auch
in Justizvollzugsanstalten immer mehr Mafinah-
men ergriffen, um die Achtung der Menschen-
wiirde zu verbessern.

Befremdlich ist fiir die Nationale Stelle immer
wieder, dass solche positiven Entwicklungen in
anderen Bundeslidndern aus Sicherheitsaspekten
als ginzlich undenkbar betrachtet werden. Wih-
rend beispielsweise der Einsatz robuster Mébel
oder Sitzwiirfel in den besonders gesicherten
Haftriumen in Nordrhein-Westfalen und dem
Saarland zum Teil gingige Praxis ist, wird die
Erméglichung, eine normale Sitzposition einzu-
nehmen, in Baden-Wiirttemberg sowie in

B Es handelte sich um die JVAen Aachen, Billwerder,
Bochum, Butzbach, Dortmund, Freiburg, Hameln (Jugend),
Heilbronn, Heimsheim, Kleve, Leipzig mit Krankenhaus,
Moabit, Plotzensee, Saarbriicken, Ulm, Wuppertal-Vohwinkel
und Zwickau.

4 Gleiches trifft auch auf das an die JVA Leipzig ange-
schlossene JVK zu.

Sachsen aus Sicherheitsaspekten ausgeschlos-
sen.

Bundesweit hat die Nationale Stelle u.a. folgen-
de Punkte positiv bewertet:

+ Viele JVAen bieten bei Drogenkontrollen
mittlerweile Alternativen zur Urinabgabe
unter Beobachtung an. Auf diese Weise wird
die Intimsphire der betroffenen Gefange-
nen geschont.

+ Bundesweit sind immer mehr Kameras mit
einer Verpixelung des Toilettenbereichs
im besonders gesicherten Haftraum ausge-
stattet. Die Privatsphire der dort unterge-
brachten Gefangenen wird somit verstirkt
geschiitzt. Auch wurde in mehreren besuch-
ten Anstalten ginzlich auf eine Kameraiiber-
wachung der besonders gesicherten Haft-
rdume verzichtet. Diese wird durch eine
personliche Uberwachung der betroffenen
Gefangenen ersetzt.

+ Die Nationale Stelle wurde im Verlauf des
Jahres 2023 sowie auch im Jahr zuvor iber
mehrere in verschiedenen Bundeslindern
stattfindende Modellversuche zur Erpro-
bung von Sitzgelegenheiten im besonders
gesicherten Haftraum in Kenntnis gesetzt.
Teilweise konnten diese bereits positiv ab-
geschlossen werden und gehéren fortan zur
Standardausstattung des besonders gesi-
cherten Haftraums.™ Auf diese Weise wird
den dort untergebrachten Gefangenen er-
moglicht, eine normale Sitzposition einzu-
nehmen.

Bei den durchgefiihrten Besuchen ergaben sich
auch im Jahr 2023 strukturelle und anhaltende
Probleme, die in einer Vielzahl der besuchten
JVAen beobachtet wurden. Zudem erfasste die
Nationale Stelle bedeutende Unterschiede in der
Umsetzung der von ihr entwickelten Standards
und Empfehlungen, welche im Rahmen verglei-
chender Betrachtungen herausgestellt werden
sollen.

In diesem Zusammenhang wurden den besuch-
ten JVAen im Wesentlichen Empfehlungen zu
folgenden Themen gegeben:

5 Siehe auch dazu Punkt 3.1.2.
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3.1 — Besondere Sicherungsmafinahmen

3.1.1 — Absonderung

Als Absonderung wird die vollstindige Isolie-
rung von allen Mitgefangenen verstanden.” Wird
eine solche Mafinahme tiber mehr als 24 Stunden
vollzogen, handelt es sich um eine unausgesetzte
Absonderung (Einzelhaft),"” die nur dann durch-
gefiithrt werden darf, wenn sie unerlisslich ist, d.h.
wenn sie nicht durch andere mildere Mittel er-
setzt werden kann, zu welchen eine angemessene

psychiatrische Versorgung zihlen sollte.”®

Eine Absonderung in unausgesetzter Form
geht mit einer aufierordentlichen Belastung fiir
die betroffenen Gefangenen einher.” In diesem
Rahmen verfiigen die Gefangenen hiufig ledig-
lich iber die Gelegenheit eines einstiindigen
Hofgangs tiglich und miissen die iibrigen 23 Stun-
den in den jeweiligen Haft- bzw. Absonderungs-
rdumen verbringen. Der CPT betont, dass eine
solche Vollzugsform schidliche Auswirkungen
auf die psychische und somatische Gesundheit
der betroffenen Personen haben und unter be-
stimmten Umstinden eine unmenschliche und
erniedrigende Behandlung darstellen kann.”°

Nach Ansicht des Kammergerichts Berlin
konnen Einschlusszeiten von 23 Stunden tiglich
einen Verstoffi gegen die Menschenwiirde

16 Arloth/Kri, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, § 88
StVollzG, Rn. 6: Hierbei wird zwischen einer voriibergehen-
den Absonderung (§ 88 Abs. 2, Nr. 3 StVollzG) und einer dau-
ernden Absonderung im Sinne der Einzelhaft oder unausge-
setzten Absonderung (§ 89 StVollzG) unterschieden.

17§ 89 Abs. 1 StVollzG; Arloth/Kri, StVollzG Kommentar,
2021, 5. Auflage, § 89 StVollzG, Rn. 1.

" Arloth/Kri, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, §
89 StVollzG, Rn. 2: ,Unerlisslich ist die Einzelhaft nur
dann, wenn sie nicht durch andere Mafinahmen ersetzt
werden kann; die Anstalt hat daher zunichst alle sonstigen
Mittel einzusetzen, um der unausgesetzten Absonderung
vorzubeugen oder ihre Notwendigkeit zu beheben; dazu
werden insbesondere #rztlich-psychiatrische Mafinahmen
geeignet sein‘.

"9 Vgl. bereits Jahresbericht 2010/2011 der Nationalen Stelle;
siche auch Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze
Kommentar, 8. Auflage, 2021, IT § 78 29, S. 684.

2o CPT/Inf (2022) 18, Rn. 53.
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darstellen.™

Eine Absonderung ist so kurz wie mdéglich zu
halten. Es sollen Mafinahmen ergriffen werden,
die zur Reduzierung der Zeitdauer dienen und so-
mit den negativen Auswirkungen auf die psychi-
sche und physische Gesundheit der Betroffenen
entgegenwirken konnen.

Bei den Besuchen mehrerer JVAen in Baden-
Wiirttemberg, einer JVA in Nordrhein-
Westfalen (Wuppertal-Vohwinkel) sowie einer
JVA im Saarland (Saarbriicken) und der damit
verbundenen Einsicht in die Dokumentationen
fielen der Nationalen Stelle unausgesetzte Ab-
sonderungen auf, die iiber mehrere Wochen und
Monate andauerten.'>

Derart lange Absonderungen ohne verstirk-
te Bemithungen, diese zu vermeiden, sind men-
schenrechtlich nicht vertretbar. Um die negativen
Auswirkungen auf die psychische und physische
Gesundheit der Betroffenen abzumildern, soll
abgesonderten Gefangenen ausreichend Ge-
legenheit zu Kontakt zu anderen Personen und
zu sinnvoller Betitigung gegeben werden. Auch
sind Betroffene regelmifiig psychiatrisch oder
psychologisch zu betreuen. Dies soll in einem
angemessenen und vertraulichen Rahmen statt-
finden.

3.1.2 — Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum

Bei der Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum handelt es sich um eine
eingriffsintensivere Form der Absonderung.
Der isolierende Charakter dieser Mafinahme
wird durch die spirliche Ausstattung der Réume
sowie hdufig durch die zusitzlich angeordnete
Kameraiiberwachung und ggf. den Entzug der
Bewegung im Freien verschirft.
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Berliner Kammergericht, Urteil vom 17.02.2015,
Az.: 9 U 129/13, Rn. 38: ,Der Einschluss von 23 Stunden
ohne Ausbildungs- oder Arbeitsméglichkeiten, ohne
Gruppenangebote im weiteren Sinne und ohne jeden sozialen
Austausch widerspricht diesen Vollzugszielen in eklatanter
Weise und verhindert jede Form der Resozialisierung.
Ein Vollzug von Haft ohne klare Orientierung an diesem
Vollzugsziel der Resozialisierung aber regrediert zur
blofien Verwahrung, verletzt den Gefangenen in seiner
Menschenwiirde und macht ihn zum Objekt staatlichen
Handelns“.

2 Die lingste beobachtete, unausgesetzte Absonderung im
Jahr 2023 betrug 330 Tage und fand in der JVA Heilbronn
(Baden-Wiirttemberg) statt.



3.1.2.1 — Dauer

Erstreckt sich eine Unterbringung im beson-
ders gesicherten Haftraum iiber einen linge-
ren Zeitraum, bestehen erhebliche Zweifel, ob
diese in Anbetracht der langen Dauer verhilt-
nismifig sein kann. Insbesondere steht diese
Vorgehensweise im Kontrast zur Begriindung
der Mafinahme, welche sich auf den ,akuten
Zustand“ der betroffenen Person und die damit
verbundene Gefahr von Selbstverletzung, Suizid
oder Gewalttitigkeiten stiitzt. In den Fillen, in
denen ein solcher Akutzustand andauert, sind
Mafinahmen zu ergreifen, die diesem entgegen-
wirken; u.a. ist der psychiatrische Dienst beizu-
ziehen.

Eine Unterbringung im besonders gesicherten
Haftraum tiber eine nicht nur kurzfristige
Dauer ist jedenfalls dann unzulissig, wenn die
Ausstattung der Riume die Menschenwiirde
beeintrichtigt.

Die Nationale Stelle stellte mit Besorgnis fest,
dass einige Gefangene tiber mehrere Wochen bis
zu 24 Stunden tiglich in besonders gesicherten
Haftrdumen untergebracht wurden. Dies war
u.a. in einer JVA in Nordrhein-Westfalen
(Wuppertal-Vohwinkel) der Fall, in der eine Per-
son fiir eine Dauer von 14 Tagen im besonders ge-
sicherten Haftraum untergebracht worden war
sowie in einer Anstalt in Baden-Wiirttemberg
(Freiburg), in der die Dauer der dortigen Unter-
bringung 16 Tage andauerte.

Lange Unterbringungen im besonders gesicher-
ten Haftraum standen regelmiflig im Zusammen-
hang mit unbehandelten psychischen Stérungen
und Erkrankungen. Vermehrt wurde auch die
Auflerung von Suizidgedanken als Begriindung
angegeben.

Einige der im Jahr 2023 besuchten JVAen haben
in diesem Zusammenhang Konzepte entwickelt,
um der steigenden Anzahl an Absonderungen
aufgrund psychischer Erkrankungen entgegenzu-
wirken, welche von der Nationalen Stelle in ihren
Besuchsberichten positiv vermerkt wurden.

Positiv hervorzuheben ist z.B. die Ausstattung
des sogenannten Suizidpriventionsraums der
JVA Leipzig mit Krankenhaus (Sachsen), welche
die Nationale Stelle im Jahr 2023 zum zweiten

3 Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze Kommen-
tar, 8. Auflage, 2021, IT1 § 78 42, S. 688.
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Mal besuchte.”* Eine dortige Unterbringung ist
stets mit einem Behandlungsangebot verbunden
und beruht nicht allein auf dem Unterbinden der
Selbstgefihrdung. Seitdem dieser Raum genutzt
wird, konnte eine deutliche Reduzierung der An-
zahl wie auch der Dauer der Unterbringungen in
den besonders gesicherten Haftrdumen der JVA
Leipzig vermerkt werden. Auch war die jihrliche
Anzahl an Unterbringungen in Relation zur Gro-
e der Haftanstalt deutlich geringer als in ande-
ren im selben Jahr besuchten Anstalten.

3.1.2.2 — Unterbringungs-
bedingungen

Einsicht in den Toilettenbereich

Eine Unterbringung mit permanenter Kamera-
iberwachung stellt einen erheblichen Eingriff
in grundrechtlich geschiitzte Rechtspositionen
dar;¢ die Beobachtung einer Person wihrend der
Benutzung der Toilette stellt zudem einen schwe-
ren Eingriff in deren Personlichkeitsrechte dar.”

Eine Kameraiiberwachung soll nur dann erfol-
gen, wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Per-
sonen unerlisslich ist. Hierbei sollen die Uber-
wachungskameras so angebracht sein, dass der
Toilettenbereich nicht oder lediglich abgeklebt
oder verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird.
Allenfalls bei einer Unterbringung aufgrund
akuter Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr er-
scheint eine im Einzelfall abgewogene Entschei-
dung denkbar, einen Haftraum temporir ohne
Einschrinkung zu iiberwachen.

+ Besuchte besonders gesicherte Haftriu-
me von JVAen in Baden-Wiirttemberg
(Heimsheim), Berlin (Moabit), Hamburg
(Billwerder), Hessen (Butzbach) und im
Saarland (Saarbriicken) besaflen Kameras
mit einer Verpixelung des Toilettenbereichs.

124 Bericht der Nationalen Stelle iiber den Besuch der JVA
Leipzig mit Krankenhaus am 18.05.2018.

15 Stand 07.09.2023.

126 BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, Az.: 2 BvR 1111/13, Rn.
32.

7 So wird durch eine Beobachtung des Toilettengangs das
Schamgefithl der Betroffenen in besonderer Weise beein-
trachtigt. Vgl. u.a. LG Regensburg, Beschluss vom 20.01.2022,
Az.: SR StVK 245/21, Rn.: 22: ,Nach der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts ist fir die Vollzugsbeamten beson-
dere Sensibilitit geboten, wenn Mafinahmen durchgefithrt
werden, wihrend Gefangene die Toilette benutzen. Denn hier
wird regelmifig die durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art.
1 Abs. 1 GG geschiitzte Intimsphire beeintrichtigt®.



In Berlin,”® Hessen,” Mecklenburg-
Vorpommern,3° Niedersachsen,™
Rheinland-Pfalz,* Sachsen,” Sachsen-
Anhalt,? Thiiringen und im Saarland™*
ist dies auch gesetzlich verankert.

Auf eine Kameraiiberwachung der Rdume in
besuchten Anstalten in Sachsen und Baden-
Wiirttemberg (Heilbronn und Ulm) wurde
ginzlich verzichtet.’

Im Gegensatz dazu stehen eine besuchte
Anstalt in Baden-Wiirttemberg (Freiburg)
sowie simtliche im Jahr 2023 besuchte JVAen
in Nordrhein-Westfalen, bei denen der
Toilettenbereich ~weiterhin unverpixelt auf
den Uberwachungsmonitoren dargestellt wird.
Mittlerweile besitzen dort zwar nahezu alle
kameraiiberwachten Schlichtzellen® eine Ver-
pixelung des Toilettenbereichs, eine solche in
den besonders gesicherten Haftriumen wird
jedoch weiterhin vom Ministerium der Justiz des
Landes Nordrhein-Westfalen aus Aspekten der
Sicherheit entschieden abgelehnt. Dies ist vor
dem Hintergrund des bundesweiten Vergleichs
— insbesondere gemifi den Erfahrungen der
Einrichtungen, in denen die Empfehlungen der
Nationalen Stelle umgesetzt wurden —, nicht
nachvollziehbar.

8 § 23 Abs. 3 des Berliner Justizvollzugsdatenschutzgesetzes.
9§ 37 Abs. 4.5 Verwaltungsvorschriften zu den Hessischen
Vollzugsgesetzen.

30§ 25 Abs. 7 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes des
Landes Mecklenburg-Vorpommern.

3§ 8ra Abs. 2 des Niedersichsischen Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes.

3§ 32 Abs. 4 des Justizvollzugsdatenschutzgesetzes des Lan-
des Rheinland-Pfalz.

3§ 34 Abs. 3 des Sichsischen Justizvollzugsdatenschutz-
gesetzes.

3+ § 144 Abs. 4 Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt.

% § 33 Abs. 3 des Thiiringer Justizvollzugsdatenschutzge-
setzes.

3¢ §32 Abs. 4 Nr. 1 des Saarlindischen Justizvollzugsdaten-
schutzgesetzes.

7 Die Nationale Stelle méchte in diesem Zusammenhang
betonen, dass eine engmaschige Betreuung der bzw: des be-
troffenen Gefangenen gewihrleistet werden soll.

18 Kameraiiberwachter Raum mit an der Wand oder am Bo-
den festgeschraubter Méblierung. Die dortige Unterbringung
ist in der Regel mit einem taglichen 23-stiindigen Einschluss
verbunden.
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Kopfunterlage und Decke

In besonders gesicherten Haftrdumen ist dar-
aufzu achten, dass die Ausstattung der Rdume die
Menschenwiirde nicht beeintrichtigt. Sie sollen
grundsitzlich mit einer Matratze, einer Decke
und einer Kopfunterlage ausgestattet sein.

In denim Jahr2023besuchtenJVAenin Baden-
Wiirttemberg, Berlin, Hamburg, Hessen,
Nordrhein-Westfalen, Saarland und Sachsen
sowie in der JA in Niedersachsen, erhielten
im besonders gesicherten Haftraum unterge-
brachte Gefangene keine Kopfunterlage. In
Sachsen (JVA Leipzig mit Krankenhaus) be-
kamen die Betroffenen zudem auch keine Decke.
Eine plausible Begriindung dieser Mafinahme
konnte der Nationalen Stelle bisher nicht aufge-
zeigt werden.

Das Niedersichsische Justizministerium teil-
te im Rahmen der Stellungnahme zum Besuchs-
bericht der JA Hameln™ mit, dass die Anschaf-
fung von Kopfunterlagen fir Untergebrachte
im besonders gesicherten Haftraum in Planung
sei. Zudem gab das Hessische Ministerium der
Justiz nach dem Besuch der JVA Butzbach be-
kannt, dass man gegenwirtig die Eignung einer
in die Matratze integrierten Kopfunterlage fiir
den besonders gesicherten Haftraum priife. Das
Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-
‘Westfalen gab in seiner Stellungnahme zum Be-
such der JVA Kleve bekannt, dass zwei Kopfunter-
lagen mit abwaschbarem Bezug fiir den Einsatz
im besonders gesicherten Haftraum beschafft
wurden und seither vorgehalten werden. Die
Aushindigung erfolge nach jeweiliger Priifung im
Einzelfall. Im selben Zusammenhang wurde mit-
geteilt, dass die Beschaffung von Kopfunterlagen
in den Anstalten Aachen und Dortmund gepriift
wird. Abschlieffend kiindigte auch die Behorde
fir Justiz und Verbraucherschutz Hamburg im
Rahmen der Stellungnahme zur JVA Billwerder
mit, das Beschaffen von Kopfunterlagen im be-
sonders gesicherten Haftraum priifen zu wollen.

Sitzgelegenheit

Im besonders gesicherten Haftraum ist bei ei-
ner nicht nur kurzzeitigen Unterbringungsdauer
ein Verweilen im Stehen oder am Boden sitzend
menschenunwiirdig. Gefangenen soll erméglicht
werden, eine normale Sitzposition einzunehmen.

139 Besuch vom 17.03.2023.



+ Besuchte JVAen in Berlin (Moabit),
Niedersachsen (JA Hameln), Nordrhein-
‘Westfalen (Aachenund Bochum)'+° sowie im
Saarland (Saarbriicken) hielten fiir die Ge-
fangenen in den besonders gesicherten Haft-
riumen Sitzwiirfel vor.

Das Ministerium der Justiz des Landes
Nordrhein-Westfalen gab gegeniiber der
Nationalen Stelle bekannt, dass seit August 2023
Sitzwiirfel aus Schaumstoff zur Standardaus-
stattung jedes besonders gesicherten Haftraums
im nordrhein-westfilischen Justizvollzug geho-
ren wiirden. Die Berliner Senatsverwaltung fir
Justiz und Verbraucherschutz teilte in ihrer Stel-
lungnahme zum Besuch des JVK Plotzensee mit,
seit Juli 2023 Sitzgelegenheiten in den dortigen
Kriseninterventionsrdumen vorzuhalten. Zudem
teilte die Behorde fiir Justiz und Verbraucher-
schutz Hamburg in seiner Stellungnahme zum
Besuch der JVA Billwerder mit,* mittlerweile
Sitzgelegenheiten fiir die besonders gesicherten
Haftrdume beschafft zu haben. Das Hessische
Ministerium der Justiz kiindigte in seiner Stel-
lungnahme zum Besuch der JVA Butzbach an,'+
im Jahr 2024 besonders gesicherte Haftrdume
mehrerer JVAen des Bundeslandes mit Sitzwiir-
feln ausstatten sowie weitere Sitzgelegenheiten
testen zu wollen. Abschlieflend setzten weitere
JVAen anderer Bundeslinder, u.a. Bayern (Bernau),
die Nationale Stelle dariiber in Kenntnis, Modell-
projekte zur Erprobung von Sitzgelegenheiten
im besonders gesicherten Haftraum begonnen zu

haben.

Im Kontrast dazu stehen die Bundeslinder
Baden-Wiirttemberg und Sachsen. Hier waren
die besonders gesicherten Haftriume ledig-
lich mit einer am Boden liegenden Matratze
ausgestattet und die zustindigen Ministerien
lehnten in ihren Stellungnahmen das Vorhalten
einer Sitzgelegenheit in geeigneter H6he ab. Das
Ministerium der Justiz und fiir Migration Baden-
Wiirttemberg wies in seiner Stellungnahme zum
Besuch der JVA Ulm darauf hin, dass im Bedarfs-
fall die vorgehaltene Matratze gefaltet als Sitzge-
legenheit verwenden werden kénne. Zusitzliche

4 Die im Jahr 2023 ebenfalls besuchten JVAen Wuppertal-
Vohwinkel sowie Dortmund hielten zum Besuchszeitpunkt
der Nationalen Stelle noch keine Sitzgelegenheiten im beson-
ders gesicherten Haftraum vor. Sie teilten jedoch mit, diese
bereits bestellt zu haben.

4 Besuch vom 27.07.2023.

42 Besuch vom 04.05.2023.
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Sitzmoglichkeiten lehne man ab, da diese eine
potenzielle Missbrauchsgefahr bieten wiirden
wie z.B. als Hilfswerk zum Aufstieg zur Manipu-
lation an der Haftraumdecke.

Das Sédchsische Staatsministerium der Justiz
und fir Demokratie, Europa und Gleichstellung
gab in seiner Stellungnahme zum Besuch der JVA
Zwickau an,» dass man den Einsatz eines Sitz-
wiirfels sowie eines Papphockers im besonders
gesicherten Haftraum gepriift habe. Aufgrund
der ,abstrakten Verletzungsgefahr” fiir Gefange-
ne sowie der Moglichkeit der Fremdgefihrdung
fiir die Bediensteten habe man jedoch die getes-
teten Sitzmdglichkeiten als nicht geeignet bewer-
tet.

Die Argumentation beider o.g. Ministerien ist
nicht nachvollziehbar. Die kontinuierlich stei-
gende Zahl an Anstalten, darunter auch zahl-
reiche mit hoherer Sicherheitsstufe, die Sitzge-
legenheiten im besonders gesicherten Haftraum
vorhalten, zeigt deutlich auf, dass diese Praxis

durchfiihrbar ist.

3.1.3 — Fesselung

Die Verwendung von metallenen Fesseln birgt
fir die betroffenen Personen ein hohes Verlet-
zungsrisiko.

Um das Recht auf kérperliche Unversehrtheit
zu schiitzen, sollen sogenannte Fixiergiirtel aus
Textil verwendet werden.'+

+ Die besuchte JVA Saarbriicken (Saarland)
hilt bereits fiir jeden Unterbringungsbereich
Textilfesseln vor, um je nach Situation inner-
halb der JVA auf das Anlegen einer Stahlfes-
sel verzichten zu kénnen. Zudem teilte das
Sachsische Staatsministerium der Justiz und
fiir Demokratie, Europa und Gleichstellung
in seiner Stellungnahme zum Besuch der JVA
Zwickau mit, gegenwirtig einen Fesselgurt
ohne Metallteile fiir den Einsatz im beson-
ders gesicherten Haftraum zu erproben.

Das Hessische Ministerium der Justiz,
das Ministerium der Justiz des Landes
Nordrhein-Westfalen, die Behorde fiir Justiz
und Verbraucherschutz Hamburg sowie die
Berliner Senatsverwaltung fir Justiz und

3 Besuch vom 02.06.2023.
'+ Es wird z.B. auf die Handfixiergiirtel der Firmen Segufix
oder Bonowi verwiesen.



Verbraucherschutz lehnten das Verwenden von
Textilfesseln in ihren Stellungnahmen ab. Dies
wurde mehrheitlich damit begriindet, dass das
Anlegen von Textilfesseln deutlich aufwindi-
ger sei als das der Fesseln aus Metall (Berlin,
Hamburg, Nordrhein-Westfalen) sowie Sicher-
heitsrisiken sowohl fiir die Betroffenen als auch
fir die Bediensteten mit sich bringe (Berlin,
Hessen).

Die Nationale Stelle méchte in diesem Zusam-
menhang auch auf besuchte Einrichtungen der
Forensischen Psychiatrie und der Polizei verwei-
sen, welche bereits Fesseln aus Textil verwenden.
Die hervorgebrachten Bedenken der o.g. Minis-
terien wurden dabei nicht gedufiert.

3.1.4 — Fixierung

Fixierungen diirfen ausschliefilich dann durch-
gefithrt werden, wenn die verfassungsrechtlichen
Anforderungen gewihrleistet werden kénnen.

Die stindige Eins-zu-eins-Betreuung bei
Fixierungen ist durch therapeutisches oder
pflegerisches Personal zu gewihrleisten. Fir
eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist zudem
eine richterliche Entscheidung erforderlich.'
Die Mafinahme soll mit der betroffenen Person
nachbesprochen werden.** Aufierdem ist diese
nach Beendigung der Mafinahme auf die Mog-
lichkeit hinzuweisen, die Zulissigkeit der durch-
gefithrten Fixierung gerichtlich iiberprifen zu
lassen.'+

Im Grofiteil der JVAen in der Bundesrepu-
blik Deutschland werden Fixierungen durchge-
fithre.48

+ Die besuchten JVAen Bochum (Nordrhein-
Westfalen) und Freiburg (Baden-
Wiirttemberg) gaben gegeniiber der
Nationalen Stelle an, dass die Eins-zu-eins-
Betreuung bei Fixierungen stets von pfle-
gerischem Personal iibernommen werde,
auch zur Nachtzeit. Zudem teilten die JVA-
en Heimsheim (Baden-Wiirttemberg)
und Zwickau (Sachsen) sowie die JVA
Moabit (Berlin) mit, prinzipiell keine Fixie-

45 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
46 DGPPN (2018): S3-Leitlinie ,Verhinderung von Zwang:
Pravention und Therapie aggressiven Verhaltens bei
Erwachsenen®.

47 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
8 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 91: Der CPT empfiehlt, in Justiz-
vollzugsanstalten vollstindig auf Fixierungen zu verzichten.

rungen von Gefangenen durchzufithren bzw.
in den letzten zwei Jahren (2022, 2023) keine
Fixierung vorgenommen zu haben.

Allerdings wurde der Nationalen Stelle auch
im Jahr 2023 von den zustindigen Ministerien
mehrheitlich mitgeteilt, dass eine stindige Eins-
zu-eins-Betreuung durch therapeutisches oder
pflegerisches Personal im Justizvollzug nicht ge-
wihrleistet werden konne. Das jeweilige Lan-
desrecht der besuchten Bundeslinder Berlin,
Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland
und Sachsen steht nicht im Einklang mit den ver-
fassungsrechtlichen Mindestanforderungen.

Da die verfassungsrechtlichen Anforderungen
durch die besonderen Gesundheitsgefahren
begriindet sind,"** die mit einer Fixierung einher-
gehen, missen sie an allen Orten der Freiheitsent-
ziehung gelten. Wenn die Mindestanforderungen
aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts im
Justizvollzug nicht umsetzbar sind, diirfen Fixie-
rungen dort nicht durchgefiihrt werden.

3.2 — Belegungssituation
3.2.1 — Mehrfachbelegung

Die gesetzlich vorgesehene regelmifiige Unter-
bringung in Einzelhaftriumen soll gewihrleistet
werden. Eine hohe Mehrfachbelegung kann sich
selbst bei einer ausreichenden Raumgrofie be-
lastend auswirken sowie Krisen und Konflikte
zwischen den Gefangenen begiinstigen,s° daher
ist sie zu unterlassen.

+ Eine vollstindige Umsetzung des gesetzlich
verankerten Grundsatzes der Einzelunter-
bringung konnte die Nationale Stelle im Jahr
2023 in der JVA Billwerder (Hamburg) so-
wie in der JA Hameln (Niedersachsen) be-
obachten.

In den besuchten JVAen Freiburg (Baden-
Wiirttemberg) und  Wuppertal-Vohwinkel
(Nordrhein-Westfalen) wurden die Gemein-
schaftshaftrdume mit bis zu vier Gefangenen
belegt.

149 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
15° Vgl. Anna Schliehe, Ben Crewe, “Top bunk, bottom bunk:
cellsharing in prisons” in The British Journal of Criminology,
Mirz 2022, Volume 62, Issue 2, S. 484—500.
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3.2.2 — Mehrfachbelegung ohne separat
entliiftete und baulich abge-
trennte Toilette

Die Unterbringung von mehreren Gefange-
nen in einem Haftraum ohne abgetrennte und
gesondert entliiftete Toilette verst6ft gegen die
Menschenwiirde.”" Hierbei ist es unerheblich, ob
Gefangene einer gemeinsamen Unterbringung
zugestimmt haben, da das Grundrecht der Men-
schenwiirde kein disponibles Rechtsgut ist, auf
das man verzichten konnte.”

Im Fall einer unvermeidbaren, temporiren
Mehrfachbelegung ist diese ausschliefflich in
Haftriumen mit separat entliifteten und baulich
abgetrennten Toiletten vorzunehmen.

Die Liiftungsanlagen einiger mehrfach belegter
Haftrdume in JVAen in Baden-Wiirttemberg
(Ulm) und Nordrhein-Westfalen (Dortmund)
funktionierten zum Besuchszeitpunkt nicht oder
waren nicht vorhanden.

In den besuchten JVAen Heilbronn und Frei-
burg in Baden-Wiirttemberg waren die Toilet-
ten in einigen mehrfach belegbaren Haftraumen
— in Freiburg insgesamt 35 — lediglich durch eine
1 m hohe Wand oder einen Vorhang abgetrennt.
In einer solchen Situation wird die durch Arti-
kel 1 Abs. 1 GG geschiitzte Menschenwiirde ver-
letzt.’ss

Des Weiteren mussten Gefangene im
Wartezimmer der Krankenstation der JVA
Dortmund (Nordrhein-Westfalen), in welchem
sich regelmiflig bis zu sechs Inhaftierte gleich-
zeitig aufhalten, eine Toilette nutzen, die sich
— ohne jeglichen Sichtschutz — freistehend im
Raum befand. Den betroffenen Personen war es
somit nicht moglich, ihre korperlichen Bediirf-
nisse unter Wahrung der eigenen Intimsphire zu
verrichten. Die Nationale Stelle beurteilte diese
Situation als unwiirdig und nicht tragbar. In seiner
Stellungnahme zum Besuch teilte das zustindige
Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-
Westfalen mit, die Ausstattung des Warteraums

5t BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BvR 409/09,

Rn. 30.

152 BVerwG, Urteil vom 17.10.2000, Az.: 2 WD 12/00; Siehe:
Arloth, StVollzG, 3. Aufl,, § 18, Rn. 2.

53 Vgl. hierzu: Liibbe-Wolff (2016), ,Die Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug und Unter-
suchungshaftvollzug®, S. 269; EGMR, Urteil vom 25.04.2013,
Canali ./. Frankreich, Individualbeschwerde Nr. 40119/009;
OLG Karlsruhe, Urteil vom 19.07.2005, Az.: 12 U 300/04.
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zu priifen und Haushaltsmittel fiir bauliche
Anderungen zu beantragen.

3.2.3 — Grofie mehrfachbelegter Haft-
riume

Fir eine menschenwiirdige Unterbringung
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine
Grundfliche von 6 qm*+ exklusive des Sanitirbe-
reichs aufweisen. Fiir den Fall, dass der Sanitirbe-
reich nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm fiir den
Sanitirbereich zu addieren, sodass die Gesamt-
fliche mindestens 7 qm betrigt. Bei Mehrfachbe-
legung muss eine Fliche von 4 qm fiir jede weitere
Person exklusive des Sanitirbereichs hinzukom-
men. Hierbei ist es unerheblich, ob Gefangene
diesem zugestimmt haben, da das Grundrecht
der Menschenwiirde kein disponibles Rechtsgut
ist, auf das man verzichten konnte.’s

Mit jeweils einer Raumgréfie von unter 9
qm inkl. des Toilettenbereichs, unterschrit-
ten einige doppelt belegte Haftraume der JVA
Freiburg (Baden-Wiirttemberg) sowie der JVA
Saarbriicken (Saarland) die Standards der
Nationalen Stelle deutlich.

Dies trifft auch auf 35 Doppelhaftriu-
me im Haupthaus der JVA Freiburg (Baden-
Wiirttemberg) zu, die — neben dem Fehlen einer
abgetrennten Toilette mit separater Entliiftung
— eine Grundfliche von lediglich 8,66 qm auf-
wiesen.

Diese Bedingungen stellen eine erniedrigen-
de Situation fiir die betroffenen Gefangenen dar
und fiihren zu einer menschenunwiirdigen Unter-
bringung."* Eine unverziigliche Herstellung
einer verfassungskonformen Unterbringungs-
situation fiir die Gefangenen in der JVA Freiburg
(Baden-Wiirttemberg) ist unabdingbar.

54 6 qm stellen den absoluten Mindeststandard dar. Kleinere
Haftrdume verstofien nach Auffassung der Nationalen Stelle
gegen Art. 1 des Grundgesetzes. Dariiberhinausgehende
gesetzliche Anforderungen sind zu beachten und werden
begrifit.

155 BVerwG, Urteil vom 17.10.2000, Az.: 2 WD 12/00; Siehe
Arloth, StVollzG, 3. Aufl,, § 18, Rn. 2.

¢ Eine vergleichbare Situation wurde im Justizvollzug Baden-
Wirttembergs bereits bei den Besuchen der JVA Karlsruhe
(Baden-Wiirttemberg) in den Jahren 2017 sowie 2020
festgestellt und auch in den jeweiligen Jahresberichten 2017
(S. 54) und 2020 (S. 84 f) entsprechend von der Nationalen
Stelle kritisiert.



3.3 — Schutz der Privat- und Intimsphire

3.3.1 — Durchsuchung mit vollstindiger
Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen nach dem Bundesverfas-
sungsgericht einen schwerwiegenden Eingriff
in das allgemeine Pers6nlichkeitsrecht dar.”’ Sie
diirfen nicht routinemiflig, unabhingig von fall-
bezogenen Verdachtsgriinden, durchgefihrt wer-
den.’$

Es ist sicherzustellen, dass eine Durchsuchung,
die mit einer Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs einhergeht, jeweils aus
einer Entscheidung im Einzelfall hervorgeht. Die
Bediensteten sind hierfiir zu sensibilisieren.

Ist eine vollstindige Entkleidung erforderlich,
soll eine die Intimsphire schonende Praxis der
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei
der jeweils eine Korperhilfte bekleidet bleibt.

+ Die anstaltsinternen Regelungen der JVA-
en Moabit (Berlin), Neuruppin-Wulkow
(Brandenburg) und Bautzen (Sachsen)
sehen bei Durchsuchungen mit vollstindiger
Entkleidung vor, dass die Mafinahme sowohl
nach Entscheidung im Einzelfall als auch in
zwei Phasen durchgefiihrt wird.

In nahezu allen besuchten JVAen wurde der
Nationalen Stelle berichtet, dass simtliche neu
aufgenommenen Personen unter vollstindiger
Entkleidung durchsucht wiirden. Eine solche
koérperliche Durchsuchung mit Entkleidung fin-
de ebenfalls nach Kontakten mit Besucherinnen
und Besuchern statt.

Die Mehrzahl der zustindigen Ministerien be-
tonten trotz der Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts die unbedingte Notwendig-
keit einer Durchsuchung mit vollstindiger Ent-
kleidung aller neu aufgenommenen Gefange-
nen. Dariiber hinaus lehnen das Ministerium der
Justiz und fir Migration Baden-Wiirttemberg,

57 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33; Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn. 21.
58 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11, Rn.
16; BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, Az.: 2 BvR 1810/19, Rn.
22. In diesem Sinne vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.10.2020,
Roth ./. Deutschland, Individualbeschwerden Nrn. 6780/18
und 30776/18, Rn. 69, 72 — Verletzung von Artikel 3 EMRK.

das Hessische Ministerium der Justiz sowie das
Ministerium der Justiz des Landes Nordrhein-
Westfalen die Vorgehensweise einer Durchsu-
chung im Wege der Halbentkleidung aus Sicher-
heitsgriinden weiterhin explizit ab.

In Anbetracht der o.g. positiven Beispiele im
Justizvollzug, wie auch analog der Verfahrens-
weise in einer Vielzahl an Einrichtungen der
Forensischen Psychiatrie,”® ist die Argumen-
tation der zustindigen Ministerien in Baden-
Wiirttemberg, Hessen und Nordrhein-
‘Westfalen nicht nachvollziehbar. Von einem ge-
stiegenen Sicherheitsrisiko berichtete keine der
Einrichtungen, in denen Durchsuchungen mit
Entkleidung in zwei Phasen durchgefithrt wer-
den.

3.3.2 — Duschen

Um die Intimsphire der Gefangenen ausrei-
chend zu wahren, soll in Gemeinschaftsduschen
zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein
oder die Moglichkeit gegeben werden, einzeln zu
duschen.

+ Mehrere besuchte JVAen in Nordrhein-
‘Westfalen (Aachen, Dortmund, Wuppertal-
Vohwinkel) und Sachsen (Leipzig mit
Krankenhaus, Zwickau) besaflen Abtren-
nungen zwischen den Duschplitzen bzw.
war jeweils eine Dusche partiell abgetrennt
(Saarbriicken, Saarland). In der besuchten
JA Hameln (Niedersachen) wurde den
Gefangenen ermoglicht, allein zu duschen.

Die Behoérde fiir Justiz und Verbraucherschutz
Hamburg kiindigte in ihrer Stellungnahme zum
Besuch der JVA Billwerder an, im Verlauf des Jah-
res 2024 partielle Abtrennungen in den Duschen
aller Hiuser der Anstalt installieren zu wollen.

Das Ministerium der Justiz und fir Migration
Baden-Wiirttemberg lehnte hingegen in sei-
ner Stellungnahme zum Besuchsbericht der JVA
Ulm das Anbringen von Trennwinden aus Sicher-
heitsaspekten explizit ab. Das Hessische Minis-
terium der Justiz vertritt diesbeziiglich eine dhn-
liche Auffassung, teilte jedoch im Rahmen der

59 Im Mafiregelvollzug ist diese Vorgehensweise zum Teil
gesetzlich verankert: § 70 Abs. 2 BremPsychKG; Durch einen
Erlass vom 15.08.2023 geregelte Handhabung in Nordrhein-
Westfalen, der zufolge Durchsuchungen mit Entkleidung
weniger belastend erfolgen sollen, z.B. durch eine teilweise
bzw. phasenweise Entkleidung.
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Stellungnahme zur JVA Butzbach mit, dass man
im Rahmen der geplanten Generalsanierung der
Anstalt, das Anbringen von Trennwinden in den
Gemeinschaftsduschen priifen wolle.

Vor diesem Hintergrund wird erneut auf die
positiven Beispiele verwiesen. Keine der o.g. An-
stalten - darunter auch einige hoherer Sicher-
heitsstufe - berichtete in diesem Zusammenhang
von einem Anstieg der Ubergriffe.

3.3.3 — Urinabgabe unter Sichtkontrolle

Eine Urinabgabe unter direkter Beobachtung
kann erheblich in die Intimsphire der Betrof-
fenen eingreifen.

Daher soll zumindest eine alternative Mog-
lichkeit der Drogenkontrolle angeboten werden,
sodass Gefangene eine fiir sie weniger einschnei-
dende Methode wihlen konnen.

+ Die Nationale Stelle hat bei ihren Besuchen
unterschiedliche, die Intimsphire der be-
troffenen Personen schonende Methoden
der Drogenkontrolle, erfasst. So etwa mittels
eines Abstrichs im Mund (Berlin, Sachsen),
des Einsatzes eines Markersystems (Saarland)
oder der Moglichkeit der Blutabnahme iiber
die Fingerkuppe, die freiwillig erfolgen kann
(Nordrhein-Westfalen).

In den besuchten JVAen in Baden-
Wiirttemberg, Hamburg, Hessen sowie
in der JA in Niedersachsen erfolgten die Dro-
genkontrollen ausschlieflich mittels Urinabgabe
unter direkter Beobachtung.

Unter Bezugnahme auf den Beschluss des
Bundesverfassungsgerichts vom 22. Juli 2022
kiindigten das Ministerium der Justiz und fiir
Migration Baden-Wiirttemberg, das Hessische
Ministerium der Justiz und das Niedersichsische
Justizministerium die folgenden Schritte an.
Wihrend die Einfiihrung eines Markersystems
als freiwillige Alternative zur Schonung des

6o Wihrend in den JVAen Freiburg und Heimsheim eine
weitere Methode der Drogenkontrolle angeboten wird,
wird in den JVAen Heilbronn und Ulm ausschlieflich das
Verfahren einer Urinkontrolle unter direkter Beobachtung
durchgefiihrt.

1t BVerfG, Beschluss vom 22.07.2022, Az.: 2 BvR 1630/21,
Rn. 37-41.

Schamgefiihls der Gefangenen in Baden-
Wiirttemberg zeitnah erfolgen soll und in
Hessen gegenwirtig der Einsatz eines solchen
Markersystems in der JVA Schwalmstadt getestet
wird, teilte das Niedersidchsische Justizministe-
rium mit, dass das Angebot alternativer Testmog-
lichkeiten gepriift werde.

3.4 — Personalsituation

Eine ausreichende, den Aufgaben entsprechen-
de personelle Besetzung im Allgemeinen Voll-
zugsdienst soll stets sichergestellt werden.

Der Grofiteil der besuchten JVAen hatte offe-
ne Stellen im Allgemeinen Vollzugsdienst. Mehr-
heitlich gaben Mitglieder des Personalrats bei
Besuchen an, dass das Personal im Allgemeinen
Vollzugsdienst aufgrund der Unterbesetzung
tberlastet sei. Zudem duflerten Gefangene wie-
derholt ihren Unmut tiber ausfallende Freizeit-
angebote und reduzierte Aufschlusszeiten, da die
Anstalten fir deren Umsetzung iiber zu wenig Si-
cherheitspersonal verfiigten.

Ausblick

Besuchte Justizvollzugskrankenhiduser im
Jahr 2023

Im Jahr 2023 besuchte die Nationale Stelle die
Justizvollzugskrankenhiuser Plotzensee (Berlin)
und Leipzig (Sachsen).

Viele der vorherigen problematischen Schilde-
rungen wurden auch bei diesen Besuchen festge-
stellt.

Als besonders kritisch schitzte die Nationa-
le Stelle ein, dass die untergebrachten Gefange-
nen im JVK Plétzensee (Berlin) fiir 23 Stunden
tiglich in ihrem Zimmer eingeschlossen waren.
Sie erhielten lediglich eine Stunde Hofgang tig-
lich sowie die Moglichkeit zu duschen.” Zudem
wurden einige Gefangene auf der psychiatrischen
Station iiber mehrere Wochen hinweg im Krisen-
interventionsraum abgesondert.

Psychiatrische Versorgung von Gefangenen
Die Nationale Stelle hat sich das Ziel gesetzt,
im Besuchsjahr 2024 alle Justizvollzugskranken-
hiuser sowie Justizvollzugsanstalten mit psych-
iatrischen Abteilungen in der Bundesrepublik

“2Im JVK Leipzig (Sachsen) bewegten sich die tiglichen
Einschlusszeiten hingegen zwischen 16 bis 18 Stunden.
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Deutschland zu besuchen. Hintergrund ist die
weiterhin steigende Zahl an psychisch erkrank-
ten Gefangenen im Justizvollzug. Im Jahr 2023
wurde bei den Besuchen aller 17 Anstalten die
Tragweite der Problematik erneut bestitigt.
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VI

Stellungnahmen zu im
Entwurf befindlichen
Rechtsvorschriften



Einfithrung

Nach Artikel 19 lit. c OPCAT hat die Nationale
Stelle das Mandat, Vorschlige und Bemerkungen
zu bestehenden oder sich im Entwurf befinden-
den Rechtsvorschriften zu unterbreiten

Im Berichtsjahr 2023 hat sie zu sechs im Ent-
wurf befindlichen Rechtsvorschriften Stellung
genommen und sich auf diese Weise an nationa-
len, aber auch europiischen Gesetzgebungsver-
fahren beteiligt:"3

%3 Die Stellungnahmen der Nationalen Stelle sind auf ihrer
Website  veroffentlicht:  https://www.nationale-stelle.de/
aktuelles/stellungnahmen-zu-gesetzentwuerfen.html.

Datum Bezeichnung

28. April
(Thiiringen)

27. Juni
15. August

6. Dezember

Gesetzentwurf u.a. zur Einfihrung eines Justizvollzugsdatenschutzgesetzes

Gesetzentwurf zur Anderung der sichsischen Vollzugsgesetze
Gesetzentwurf zur Anderung des Niedersichsischen Mafiregelvollzugsgesetzes

Entwurf des Gesetzes zur Reform der Hilfen und Schutzmafinahmen bei

psychischen Erkrankungen (Sachsen)

18. Dezember

Vorschlag einer EU-Screening-Verordnung im Rahmen der Reform des Gemein-

samen Europiischen Asylsystems

29. Dezember

Positiv hervorzuheben ist, dass die Nationale
Stelle verstiarkt in das Gesetzgebungsverfahren
beziiglich des Niedersichsischen Mafiregelvoll-
zugsgesetzes und des Gesetzes tiber Hilfen und
Schutzmafinahmen fiir psychisch Kranke einbe-
zogen wurde. Mehrere Empfehlungen, die sie im
Anhorungsverfahren ausgesprochen hatte, wur-
den beriicksichtigt.’4

Demgegeniiber wurde die Nationale Stel-
le weder von dem Thiiringer Ministerium fiir
Migration, Justiz und Verbraucherschutz noch
vom Bundesministeriumdes Innernund fiir Hei-
mat an den jeweiligen o.g. Gesetzgebungsverfah-
ren beteiligt. Da sie eine Stellungnahme in beiden
Fillen dennoch fiir unabdinglich hielt, gab die
Nationale Stelle diese auf eigene Initiative ab.

“4Nach der Beteiligung durch das Niedersichsische
Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
(Stellungnahme vom 15.08.2023) wurde der Nationalen Stelle
von dem Ausschuss fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und
Gleichstellung erneut die Moglichkeit gegeben, Stellung zu
nehmen (Stellungnahme vom 25.01.2024 und am 01.02.2024
miindlich).

Entwurf des Ruckfithrungsverbesserungsgesetzes (Bund)

Um priventiv wirken zu koénnen, soll der
Nationalen Stelle erméglicht werden, bereits im
Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens Stellung
zu nehmen.

Empfehlungen

Bei ihren Stellungnahmen orientiert sich die
Nationale Stelle an der UN-Antifolterkonven-
tion sowie weiteren einschligigen UN-Normen,
die die Behandlung im Freiheitsentzug betreffen.
Dariiber hinaus beriicksichtigt sie die einschli-
gigen europiischen Normen und internationale
Rechtsprechung, Empfehlungen des CPT und
anderer Organe sowie deutsche Gesetze und
Rechtsprechung.

Auf Grundlage der Erkenntnisse bei ihren
Besuchen und unter Beriicksichtigung der o.g.
nationalen und internationalen Rechtsgrund-
lagen und sonstigen Dokumente entwickelt die
Nationale Stelle Empfehlungen, die zur Verhii-
tung von Misshandlungen und menschenunwiir-
diger Behandlung im Freiheitsentzug gesetz-
lich geregelt werden sollten.



Unter diesen Gesichtspunkten machte sie die
folgenden Anmerkungen zu den im Entwurf be-
findlichen Rechtsvorschriften:

I — Beriicksichtigung des
Mandats der Nationalen
Stelle

1.1 — Akteneinsicht

Wie bereits in den Vorjahren stief§ die
Nationale Stelle erneut auf Bestimmungen,
denen zufolge sie ausschliefllich wihrend des
Besuchs einer Einrichtung Akteneinsicht erhal-
ten kann und nur soweit dies zur Wahrnehmung
der Aufgaben des Priventionsmechanismus ,,un-
bedingt erforderlich“'% bzw. ,erforderlich“¢ ist.

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben ist die
Entscheidungsfreiheit der Nationalen Stelle,
in welche Akten und Dokumente Einsicht
genommen wird, unerlisslich. Es darf nicht der
Eindruck entstehen, dass Einrichtungen das aus
dem OPCAT hervorgehende Einsichtnahme-
recht der Nationalen Stelle einschrinken diirfen.

Art und Umfang des Mandats der Nationalen
Stelle ergeben sich aus Artikel 20 lit. b OPCAT.
In diesem Sinne muss den Mitgliedern der Natio-
nalen Stelle zur Ausiibung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben Zugang zu allen Informationen gewihrt
werden, die Personen betreffen, denen die Frei-
heit entzogen ist oder entzogen werden kann.

Eine Zweckbindung ist insofern gesichert, als
dass die Erfiillung des Mandats des Praventions-
mechanismus darauf aufbaut, dass ihm der Zu-
gang zu Informationen gewihrt wird, ,welche die
Behandlung dieser Personen und die Bedingun-
gen ihrer Freiheitsentziehung betreffen.® Die
unbedingte Notwendigkeit der Einsichtnahme in
solche Dokumente resultiert wiederum aus dem
Mandat der Nationalen Stelle, Folter und andere

65§ 23 des am 30.11.2023 veréffentlichten Thiiringer Justiz-
vollzugsdatenschutzgesetzes; aktueller § 24 des Sichsischen
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes.

166§ 91 Abs. 4 Entwurf des Gesetzes zur Reform der Hilfen
und Schutzmafinahmen bei psychischen Erkrankungen.

7 Das Recht der Nationalen Stelle auf Zugang zu allen
Informationen, damit auch zu medizinischen und pfle-
gerischen Unterlagen, ist in Artikel 20 lit. b OPCAT
umfassend ausgestaltet.

168 Artikel 20 lit. b OPCAT.

grausame, unmenschliche und erniedrigende Be-
handlung oder Strafe zu verhiiten.

+ In diesem Zusammenhang mochte die
Nationale Stelle die Begriindung des Ge-
setzes zur Reform der Hilfen und Schutz-
mafinahmen bei psychischen Erkrankungen
(Sachsen) positiv hervorheben. Aus dieser
geht hervor, dass ,die Einschitzung der Er-
forderlichkeit“ von den ,Mitgliedern der
Nationalen Stelle vorgenommen werden
muss.

Als #duflerst problematisch betrachtet die
Nationale Stelle eine gesetzliche Einschrinkung
des Ortes der Akteneinsicht sowie deren zeitli-
che Begrenzung (,wihrend des Besuchs®).*

Eine Orts- und Zeitvorgabe fiir die Aus-
ibung des Rechts auf Akteneinsicht erschwert
die wirksame Ausiibung des Mandats der
Nationalen Stelle deutlich. Um prizise Fest-
stellungen und darauf aufbauende Empfehlun-
gen treffen zu kénnen, ist es fir die Nationale
Stelle unabdingbar, die Dokumentationen,
insbesondere betreffend die Unterbringung,
und andere freiheitsentziehende Mafinahmen
sowie die Sicherungsmafinahmen einschlief-
lich notwendiger richterlicher Genehmigungen
eingehend zu prifen. Nach Art. 19
OPCAT umfasst das Mandat der Nationalen
Stelle ebendiese Erarbeitung von Empfehlungen
zur Verbesserung von Unterbringungsbedingun-
gen.

Eine effektive und vollumfingliche Aktenein-
sicht kénnte aber lediglich durch die tagelange
Anwesenheit von einer Besuchsdelegation der
Nationalen Stelle vor Ort erwirkt werden. Auf-
grund der aktuellen personellen und finanziellen
Ausstattung der Nationalen Stelle schrinkt eine
solche Verfahrensweise die Moglichkeit, Orte
der Freiheitsentziehung regelmifiig zu besuchen,
unverhiltnismifig ein.

19§ 23 des am 30.11.2023 veréffentlichten Thiiringer Justiz-
vollzugsdatenschutzgesetzes; aktueller § 24 des Sichsischen
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes.



1.2 — Aufgabenerweiterung und wirksame
Ausiibung des Mandats

Aufgrund der mit den aktuellen Entwicklun-
gen verbundenen Aufgabenerweiterung fiir die
Nationale Stelle (u.a. durch die zunehmende An-
zahl an Abschiebungsmafinahmen und die poten-
ziellen Folgen von EU-Screeningverfahren auf
deutschem Boden) wird die Problemlage hinsicht-
lich unzureichender Kapazititen, ihr Mandat voll-
umfinglich auszuiiben, noch verschirft.

Um eine wirksame Ausiibung des Mandats der
Nationalen Stelle zu gewihrleisten, miissen ihre
personellen Ressourcen deutlich aufgestockt
werden.

2 — Besondere Sicherungs-
mafinahmen

2.1 — Absonderungen

Es ist bedenklich, dass die gesetzlichen An-
forderungen an die Mafinahme der Absonde-
rung im Vergleich zu der der Fixierung deutlich
niedriger ausfallen. Wihrend eine Fixierung der
Genehmigung durch ein Gericht bedarf, sofern
erkennbar wird, dass sie mehr als 30 Minuten an-
dauern wird, gilt die Voraussetzung der vorheri-
gen Genehmigung durch das zustindige Gericht
fur Absonderungen lediglich in zwei Bundes-
lindern. Fir die Trennung von anderen unterge-
brachten Patientinnen und Patienten durch eine
Absonderung im Patientenzimmer ist diese aus-
schliefilich in Nordrhein-Westfalen’ gesetz-
lich verankert, fiir die Unterbringung in einem
besonders gesicherten Raum auch in Bayern.”™
Selbst eine Berichtspflicht an die Aufsichtsbe-
horde ist nur in vereinzelten Bundeslindern vor-
gesehen.””

Bei ihren Besuchen beobachtete die Nationale

Stelle, dass Absonderungen iiber Wochen,
Monate oder sogar Jahre hinweg andauerten.

70§ 32 Abs. 3 StrUG NRW.

7 Art. 25 Abs. 8 BayMRVG.

72 Im Bereich Mafiregelvollzug gilt eine solche Meldepflicht
z.B. lediglich in drei Bundeslindern: in Rheinland-Pfalz fir
eine Unterbringung in einem besonders gesicherten Raum ab
einem Tag (§ 29 Abs. 3 MVollzG) und in Nordrhein-Westfalen
nach 48 Stunden (§ 32 Abs. 3 StrUG NRW). In Niedersachsen
erfolgt die Meldung von Absonderungen erst bei einer Dauer
von iiber einem Monat (§ 23 Abs. 2 Nds. MVollzG).

Unzureichende soziale Kontakte durch Isolie-
rung konnen sich negativ auf den psychischen
Gesundheitszustand der betroffenen Personen
auswirken: ,Bei unzureichender Uberwachung
besteht auch wihrend der Durchfiihrung einer
Isolierung die Gefahr des Eintritts erheblicher
Gesundheitsschiden fiir den Betroffenen.“73

Gesetzliche Regelungen diirfen keine Anreize
schaffen, dass bestimmte Mafinahmen bevorzugt
ergriffen werden, obwohl sie ebenfalls eine ein-
schneidende Wirkung haben.

Die Nationale Stelle regt daher an, den Richter-
vorbehalt —und damit eine vorbeugende Kontrol-
le durch eine unabhingige und neutrale Instanz —
fiir alle Absonderungsmafinahmen vorzusehen.

2.2 — Fixierungen

Dass noch immer landesrechtliche Regelungen
zu Fixierungen in Kraft sind, die nicht in Einklang
mit den verfassungsrechtlichen Anforderungen
stehen,” sieht die Nationale Stelle als beson-
ders kritisch an. Insbesondere angesichts der er-
heblichen Gesundheitsgefahren, die mit einer
Fixierung einhergehen, weist sie unaufhérlich da-
rauf hin, dass die verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen uneingeschrinkt umzusetzen sind.

Die Tatsache, dass der niedersichsische Ge-
setzgeber im Jahr 2023 vorsah, eine ,Befestigung
mindestens der Hinde und der Fifle an einem
Gegenstand mittels dafiir vorgesehener Gurte
oder anderer mechanischer Vorrichtungen®
als Fixierungsform zuzulassen, kritisierte die
Nationale Stelle deutlich. Sie unterstrich bei die-
ser Gelegenheit, dass Fixierungen der alleinigen
Extremititen bereits aus sicherheitstechnischen
Griinden auszuschliefien sind.

Fir eine besonders schonende Durchfithrung
einer Fixierung ist zudem ein zugelassenes Ban-
dagen-System zu verwenden.

173 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 80.
74 Dies ist in Berlin und im Saarland selbst im Bereich
Mafiregelvollzug der Fall. Niedersachsen hat erst in einer am
15.05.2024 vom Landtag verabschiedeten Gesetzesinderung
die verfassungsrechtlichen Anforderungen zu Fixierungen
umgesetzt — siche Drucksache 19/2843 bzw. 19/4235.



2.2.1 — Anwendungsbereich der gesetz-
lichen Garantien

Die gesetzlichen Bestimmungen miissen ge-
wihrleisten, dass jegliche zugelassene Fixie-
rungsformen nur dann durchgefithrt werden,
wenn die strengen verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen erfiillt werden.

Schliefilich wird der betroffenen Person gleich-
bleibend die Freiheit genommen, sich innerhalb
des Raumes, in dem sie sich befindet, zu bewe-
gen.” Dartiber hinaus geht von allen Fixierungs-
mafinahmen eine hohe Gesundheitsgefihrdung
aus."”

+ In diesem Zusammenhang befiirwortete die
Nationale Stelle die Losung in der neuen
Fassung des niedersichsischen Mafiregel-
vollzugsgesetzes, 1- bis 4-Punkt-Fixierungen
auszuschliefien.

Das Anbinden eines Arm- oder Fufigelenks ei-
ner Person an der Wand oder an einem sonstigen
Gegenstand beeintrichtigt die Menschenwiirde
und ist daher in jedem Fall zu unterlassen.

Entscheidend ist zudem, die Entstehung einer
Grauzone zu verhindern. Es ist untragbar, wenn
bei einer 3-Punkt-Fixierung weniger strenge
Bedingungen gelten als dies bei anderen Fixie-
rungsformen der Fall ist.

Die damit verbundenen Risiken wurden an-
hand der Schilderungen anlisslich ihres Besuchs
der Forensischen Klinik in Bayreuth (Bayern)
deutlich. So handele es sich bei einer 3-Punkt-
Fixierung um eine ,lingerfristige oder regel-
miflige Einschrinkung der Bewegungsfrei-
heit durch eine mechanische Vorrichtung®. Die
gesetzlichen Voraussetzungen fiir diese besonde-
re Sicherungsmafinahme fallen deutlich geringer
aus als die fiir eine Fixierung.

2.2.2 — Ausgestaltung des Richter-
vorbehalts

Wihrend die Nationale Stelle die Vorausset-
zung einer Genehmigung durch ein Gericht aus-
driicklich begriifit, ermutigt sie den Gesetzgeber
regelmifiig, erforderliche Bestimmungen zur
Ausgestaltung des Richtervorbehalts vorzuse-
hen.

75 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 70
wiirde demnach greifen.
176 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 71.

Bei ihren Besuchen fand die Nationale Stelle
gerichtliche Beschliisse vor, die die wiederholte
Fixierung einer Person iiber einen Zeitraum von
mehreren Monaten hinweg genehmigten.

Der verfassungsrechtliche Richtervorbehalt
darf nicht dadurch unterlaufen werden, dass eine
Fixierung tiber den notwendigen Zeitraum hin-
aus genehmigt wird, um eine wiederholte Befas-
sung des zustindigen Gerichts zu vermeiden."”?

Daher soll eine Formulierung in die Gesetze
aufgenommen werden, die gewahrleistet, dass ge-
richtliche Genehmigungen in jedem Fall einem
strikten Verhiltnismifigkeitsmafistab auch hin-
sichtlich der Dauer der Mafinahme geniigen und
sich auf das absolut Notwendige beschrinken.

2.2.3 — Eins-zu-eins-Betreuung durch
therapeutisches und pflegerisches
Personal

Im Rahmen ihrer Stellungnahmen kritisier-
te die Nationale Stelle Bestimmungen, die eine
Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixierungen im
Justizvollzug durch ,geschulte Vollzugsbe-
dienstete“”® bzw. ,besonders geschulte Bediens-
tete“”° vorsehen.

Die Verpflichtung zur Eins-zu-eins-Betreuung
durch therapeutisches oder pflegerisches Per-
sonal, welches sich in der unmittelbaren Nihe
befindet, ist durch die besonderen Gesundheits-
gefahren begriindet,® die mit einer Fixierung
einhergehen und unmittelbarer fachlich fun-
dierter Reaktion bediirfen. Durch den Einsatz
von therapeutischem oder pflegerischem Perso-
nal kann zudem deeskalierend auf die Person ein-
gewirkt werden, um eine schnelle Beendigung der
Mafinahme zu erméglichen.

Unabhingig vom jeweiligen Ort der Durch-
fihrung bestehen die gleichen Gesundheitsge-
fahren fir die Betroffenen. Daher sind die An-
forderungen des Fixierungsurteils auf alle Orte
der Freiheitsentziehung — so auch Justizvollzugs-
anstalten — anzuwenden. Eine solche Ubertra-

77 BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/18,
Rn. 30.

78§ 9o des Entwurfs eines Gesetzes zur Einfithrung eines
Justizvollzugsdatenschutzgesetzes und zur Anpassung
weiterer Vorschriften des Justizvollzugs (Thiiringen).

179§ 84 Abs. 6 des Sichsischen Strafvollzugsgesetzes, 52 Abs. 6
des Sichsischen Untersuchungshaftvollzugsgesetzes, 74 Abs.
6 des Sichsischen Jugendstrafvollzugsgesetzes sowie 89 Abs.
6 des Sichsischen Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetzes.
8o BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
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gung des Fixierungsurteils auf andere Orte der
Freiheitsentziehung erachtet die Nationale Stelle
als unbedingt erforderlich, zumal sich die An-
forderungen des Bundesverfassungsgerichts auf
eine medizinische Klinik beziehen, in der die be-
schriebenen Gefahren geringer ausfallen sollten,
da sich geniigend Arztinnen und Arzte vor Ort
befinden.

Fixierungen diirfen ausschliefflich dann durch-
gefiihrt werden, wenn die verfassungsrechtlichen
Anforderungen gewihrleistet werden kénnen.

3 — Riickfiihrungs-
verbesserungsgesetz

3.1 — Freiheitsentziehung

Es ist wesentlich, eine Freiheitsentziehung
im Rahmen einer aufenthaltsrechtlichen Prii-
fung auszuschliefien, wenn Kinder oder andere
besonders vulnerable Personen — insbesondere
Opfer von Menschenhandel, Folter oder psy-
chischer, physischer und sexueller Gewalt —
betroffen sind.

Der Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung
der Riickfiihrung sieht eine Erweiterung der
Haftgriinde im Rahmen der Sicherungshaft vor.
Das Bestreben, Verst6fie gegen Einreise- und
Aufenthaltsverbote als eigenstindigen Haftgrund
auflerhalb der Fluchtgefahr vorzusehen (§ 62 Abs.
3, S. 1, Nr. 4 AufenthG), ist als besonders kritisch
anzusehen. Die gleichzeitig angestrebte Auswei-
tung des Prognosehorizonts auf sechs Monate (§
62 Abs. 3, S. 3 AufenthG) kann zu erheblichen Be-
lastungen fiir die betroffenen Personen fithren.

Dies gilt ebenso fiir die geplante Erweiterung
der Hochstdauer des Ausreisegewahrsams von
zehn auf 28 Tage (§ 62b AufenthG), der ur-
spriinglich als eine Ausnahmeregelung mit einer
Dauer von bis zu vier Tagen vorgesehen war.

Diese Entwicklungen stehen den Grundsit-
zen entgegen, freiheitsentziehende Mafinahmen
ausschliefllich als letztes Mittel einzusetzen, d.h.
auf diejenigen Fille zu beschrinken, in denen sie
unbedingt notwendig sind, und diese so kurz wie
moglich zu halten.

Fiir die Fille, in denen eine Freiheitsentziehung
unbedingt notwendig ist, hilt die Nationale Stelle
die folgenden Bedingungen fiir unabdingbar:

Trennungsgrundsatz

Der Trennungsgrundsatz soll dem Wohl der ab-
zuschiebenden Personen dienen. In diesem Sinne
soll die Ausgestaltung der Abschiebungshaft sich
mit Blick auf die Unterbringungsbedingungen,
die vollzugsspezifischen Freiheitsbeschrinkun-
gen und die Sicherheitsvorkehrungen deutlich
vom Strafvollzug abheben.™

Anlisslich ihrer Besuche hat die Nationale
Stelle bereits mehrfach unverhiltnisméfige bau-
liche Sicherungsmafinahmen, wie Gitter vor den
Fenstern und NATO-Draht, der in einigen Fillen
sowohl die Einrichtung als auch die Innenhoéfe
umgab, kritisiert. Sicherungsmafinahmen diesen
Ausmafies sind aus ihrer Sicht nicht verhiltnis-
miflig, da sie auch die Sicherungsmafinahmen in
vielen Justizvollzugsanstalten tibersteigen. Es ist
folglich fragwiirdig, ,,0b sich der Zwang, dem die
Drittstaatsangehorigen ausgesetzt sind {...} auf
das Maf} beschrinkt, das unbedingt erforderlich
ist, um ein wirksames Riickkehrverfahren zu ge-

“ 182

wihrleisten®.

Haft, die ausschliefllich der Vorbereitung und
Sicherung der Abschiebung dient, muss sich hin-
sichtlich der Unterbringungsbedingungen deut-
lich von der Strafhaft unterscheiden.

Ausreichende psychologische und psychia-
trische Behandlung

Personen, die sich in Abschiebungshaft befin-
den, haben vielfach traumatisierende Erfahrun-
gen auf der Flucht gemacht, auch ist eine Abschie-
bungsmafinahme hiufig mit Angst besetzt. Daher
ist eine ausreichende psychologische und psych-
iatrische Betreuung unbedingt zu gewihrleisten.

Rechtsberatung

Ausreisepflichtigen muss die Gelegenheit ge-
geben werden, eine Rechtsberatung in Anspruch
zunehmen.

¥t EuGH, Urteil vom 17.07.2014, Az.: C-473/13 und C-514/13;
EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 54.
182 EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 54.



Um die Verhiltnismifligkeit der freiheits-
entziehenden Mafinahmen und eine menschen-
wiirdige Unterbringung zu gewihrleisten, ist es
wesentlich, ein unabhingiges Monitoring sicher-
zustellen.

3.2 — Abholung zur Nachtzeit

Die Nationale Stelle kritisierte die Ausweitung
der Moglichkeit, eine Wohnung zur Nachtzeit
zu betreten bzw. zu durchsuchen.™ Diese steht
dem Grundsatz entgegen, eine Abholung zur
Nachtzeit zu vermeiden, um auf diese Weise die
Belastungen fiir die abzuschiebenden Personen
so gering wie mdglich zu halten.

Auch die Tatsache, dass Organisationser-
wigungen, wie z.B. die Vorgaben der Zielstaaten
welche regeln, zu welcher Uhrzeit Personen am
Zielflughafen angenommen werden kdnnen, als
Begriindung einer Abholung zur Nachtzeit fun-
gieren konnen, erachtet die Nationale Stelle als
dufierst problematisch.

Aus ihrer Sicht fallen entsprechende Abspra-
chen mit Zielstaaten unter die Verantwortung der
betreffenden Beh6rden, deren Bestreben es sein
muss, die Vorgaben dahingehend zu beeinflussen,
dass Abholungen zur Nachtzeit vermieden wer-
den.

Eine Abholung zur Nachtzeit sollte nur dann
durchgefiihrt werden diirfen, wenn ein Ausnah-
metatbestand besteht, der auf die abzuschieben-
de Person zuriickgefiihrt werden kann.

Die Nationale Stelle forderte zudem eine
besondere Sorgfalt, sobald schutzbediirftige
Personen, einschliefllich Kindern, von der Maf}-
nahme betroffen sind. Sie verwies darauf, dass
das ,,das Wohl des Kindes (...) vorrangig zu be-
ricksichtigen ist“ (Art. 3 Abs. 1 UN-Kinder-
rechtskonvention). Dies gilt insbesondere bei
einschneidenden Mafinahmen wie Abschiebun-
gen.

Eine Abholung zur Nachtzeit im Fall von Ab-
schiebungen von Kindern ist ausnahmslos zu
vermeiden. Dies soll gesetzlich gewihrleistet
werden.

% Vorgesehene Anderung von § 58 Abs. 7 Satz 2 AufenthG.

4 — EU-Screening-
Verfahren

Uber den nationalen Kontext hinaus nahm die
Nationale Stelle ebenfalls Stellung zu dem Vor-
schlag der EU-Screening-Verordnung. Diese
sieht ein sogenanntes Screening fiir diejenigen
Personen vor, die in die EU einreisen, ohne die
Einreisevoraussetzungen zu erfiillen. Es soll der
Feststellung dienen, an welches Verfahren — Asyl/
Schutz oder Riickfithrung — die Betroffenen ver-
wiesen werden sollen.

Die Nationale Stelle nahm Stellung zu Artikel
5 der EU-Screening-Verordnung, demzufolge das
sogenannte Screeningverfahren und die damit
verbundenen Regelungen nicht nur diejenigen
Personen betreffen, die an den Auflen- oder Bin-
nengrenzen der Europiischen Union aufgegriffen
werden, sondern auch simtliche Personen, die
sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats be-
finden und tiber keinen fassbaren Nachweis einer
reguldren Einreise in die Europdische Union ver-
fiigen beziehungsweise einen solchen nicht vorle-
gen konnen.

Ein solches Screening birgt das Risiko diskri-
minierender Kontrollverfahren.

Das Screening-Verfahren, welches sich auf eine
Dauer von bis zu sieben Tagen erstreckt, kann
mit einer freiheitsentzichenden Mafinahme — ei-
ner sogenannten De facto-Haft — einhergehen.

Die Anwendung einer freiheitsentziehenden
Mafinahme ist zumindest dann unbedingt zu ver-
meiden, wenn vulnerable Personengruppen — wie
Familien mit Kindern — betroffen sind.

In jedem Fall darf eine solche Mafinahme nur
als ultima ratio und unter strengen Vorrauset-
zungen, die den nationalen und internationalen
Standards entsprechen, erfolgen.

Um die Verhiltnismifligkeit der Mafinahme
und eine menschenwiirdige Unterbringung zu
gewihrleisten, bedarf es eines unabhingigen
Monitorings.

Artikel 7 der Verordnung sieht die Einrichtung
eines Uberwachungsmechanismus vor, der sicher-
stellen soll, dass die Grundrechte durchgehend
eingehalten werden. Doch die Umsetzung dieser



staatlichen Verpflichtung gilt es zu prizisieren:
Welche Institution fithrt das Monitoring durch?
In welcher Regelmifiigkeit? Auf welche Weise
wird sie tiber freiheitsentziehende Mafinahmen
informiert und worin bestehen ihre Befugnisse?

Im Rahmen eines Screeningverfahrens geméf
Artikel 5 konnte das unabhingige Monitoring u.a.
durch den jeweiligen Nationalen Priventionsme-
chanismus durchgefithrt werden. So erstreckt
sich deren Mandat auf alle der Hoheitsgewalt
und/oder Kontrolle des betreffenden Staates un-
terstehenden Orte, an denen Personen die Frei-
heit entzogen wird oder entzogen werden kann.

Um eine wirksame Ausiibung des Mandats
zu gewihrleisten, miissen die personellen Res-
sourcen der Mechanismen angepasst und fiir die
Nationale Stelle deutlich aufgestockt werden.
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1 — Besuchsiibersicht 2023

Besuche der Bundesstelle

Datum

13. April

14. April

26. Juli
26. Juli

27. Juli

16. August

22. August

5. Oktober

5. Oktober

18. Oktober
24. Oktober
24. Oktober

21. November

21. November

28. November

Bezeichnung

Bundespolizeirevier Gottingen

Abschiebungsbeobachtung Chartermafinahme Flughafen
Hannover - Albanien und Kosovo

Bundespolizeirevier Weiden in der Oberpfalz

Oberpfalz-Kaserne, Pfreimd

Abschiebungsbeobachtung Chartermafinahme Flughafen
Miinchen - Bulgarien

Abschiebungsbeobachtung Chartermafinahme Flughafen
Hamburg - Armenien

Abschiebungsbeobachtung Einzelmafinahmen Flughafen
Berlin Brandenburg

Bundespolizeirevier Lichtenberg
Bundespolizeiinspektion Berlin-Ostbahnhof
Bundespolizeiinspektion Frankfurt am Main
Stationire Grenzkontrolle Schirnding
Stationire Grenzkontrolle Selb

Abholung aus der Kombinierten Transit- und Abschiebungshafteinrichtung
am Flughafen Miinchen

Abschiebungsbeobachtung Chartermafinahme Flughafen
Miinchen - Gambia

Abschiebungsbeobachtung Chartermafinahme Flughafen
Diisseldorf - Nigeria und Ghana
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Besuche der Linderkommission

Datum Bezeichnung

I1. Januar Alten- und Pflegeheim, Berlin

12. Januar Justizvollzugskrankenhaus Plotzensee, Berlin

8. Miirz Forensische Psychiatrie Duisburg, Nordrhein-Westfalen
9. Miirz Forensische Psychiatrie Essen, Nordrhein-Westfalen

15. Mirz Forensische Psychiatrie Giinzburg, Bayern

16. Mirz Justizvollzugsanstalt Ulm, Baden-Wiirttemberg

16. Mirz Forensische Psychiatrie Bad Rehburg, Niedersachsen

17. Mirz Jugendanstalt Hameln (Nachfolgebesuch), Niedersachsen
29. Miérz Forensische Psychiatrie Haar bei Miinchen, Bayern

29. Mirz Justizvollzugsanstalt Dortmund, Nordrhein-Westfalen
30. Mirz Forensische Psychiatrie Dortmund, Nordrhein-Westfalen
13. April Forensische Psychiatrie Weinsberg, Baden-Wiirttemberg
14. April Justizvollzugsanstalt Heilbronn, Baden-Wiirttemberg

19. April Forensische Psychiatrie Bad Schussenried, Baden-Wiirttemberg
26. April Forensische Psychiatrie Moringen, Niedersachsen

27. April Forensische Psychiatrie Gottingen, Niedersachsen

4. Mai Justizvollzugsanstalt Butzbach, Hessen

10. Mai Forensische Psychiatrie Bedburg-Hau, Nordrhein-Westfalen
11. Mai Justizvollzugsanstalt Kleve, Nordrhein-Westfalen

I. Juni Forensische Psychiatrie Rodewisch, Sachsen

2. Juni Justizvollzugsanstalt Zwickau, Sachsen

15. Juni Justizvollzugsanstalt Moabit, Berlin

15. Juni Justizvollzugsanstalt Plotzensee, Berlin

2I. Juni Forensische Psychiatrie Viersen, Nordrhein-Westfalen
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Datum

22. Juni

29. Juni

30. Juni

30. Juni

6. Juli

20. Juli

26. Juli

18. August

24. August

24. August

25. August

25. August

7. September
8. September
14. September
15. September
20. September
21. September
4. Oktober

5. Oktober

5. Oktober

6. Oktober

6. Oktober

Bezeichnung

Forensische Psychiatrie Diisseldorf, Nordrhein-Westfalen
Forensische Psychiatrie Mainkofen, Bayern

Forensische Psychiatrie Marsberg (Jugend), Nordrhein-Westfalen
Forensische Psychiatrie Marsberg, Nordrhein-Westfalen

Forensische Psychiatrie Lohr am Main, Bayern

Forensische Psychiatrie Bayreuth, Bayern
Justizvollzugsanstalt Billwerder, Hamburg

Forensische Psychiatrie Stemwede, Nordrhein-Westfalen
Forensische Psychiatrie Diiren, Nordrhein-Westfalen
Forensische Psychiatrie Emmendingen, Baden-Wiirttemberg
Justizvollzugsanstalt Aachen, Nordrhein-Westfalen
Justizvollzugsanstalt Freiburg, Baden-Wiirttemberg
Justizvollzugsanstalt Leipzig mit Krankenhaus, Sachsen
Forensische Psychiatrie Altscherbitz, Sachsen

Forensische Psychiatrie Herne, Nordrhein-Westfalen
Justizvollzugsanstalt Bochum, Nordrhein-Westfalen
Forensische Psychiatrie Langenfeld, Nordrhein-Westfalen
Justizvollzugsanstalt Wuppertal-Vohwinkel, Nordrhein-Westfalen
Justizvollzugsanstalt Saarbriicken, Saarland
Polizeiinspektion Sulzbach, Saarland

Polizeiinspektion Hannover, Niedersachsen

Forensische Psychiatrie Wunstorf, Niedersachsen

Forensische Psychiatrie Alzey, Rheinland-Pfalz
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Besuche der Lainderkommission

Datum

11. Oktober
13. Oktober
17. Oktober
26. Oktober
27. Oktober
6. November
15. November
28. November
4. Dezember

15. Dezember

Bezeichnung

Forensische Psychiatrie Ansbach, Bayern

Forensische Psychiatrie Brauel, Niedersachsen
Forensische Psychiatrie Eltville, Hessen
Justizvollzugsanstalt Heimsheim, Baden-Wiirttemberg
Forensische Psychiatrie Calw, Baden-Wiirttemberg
Forensische Psychiatrie Bad Emstal, Hessen

Forensische Psychiatrie Grofischweidnitz, Sachsen
Forensische Psychiatrie Heidelberg, Baden-Wiirttemberg
Forensische Psychiatrie Werneck, Bayern

Forensische Psychiatrie Horstel, Nordrhein-Westfalen

2 — Mitglieder der Bundesstelle

Name Amtsbezeichnung Seit Funktion
Ralph-Giinther Adam Ltd. Sozialdirektor a. D. 06/2013 Leiter
Sabine Thurau Prisidentin des Hessischen LKA a. D.  04/2021 Stellv. Leiterin
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3 — Mitglieder der Linderkommission

Name Amtsbezeichnung / Berufsbezeichnung ~ Seit Funktion

Rainer Dopp Staatssekretir a. D. 09/2012 Vorsitzender

Petra Hef§ ehemalige Bundestagsabgeordnete 09/2012 Mitglied

Dr. Helmut Roos Ministerialdirigent a. D. 07/2013 Mitglied

Margret Osterfeld Psychiaterin, Psychotherapeutin i. R. or/2o15bis  Mitglied

03/2023

Petra Bertelsmeier Ltd. Oberstaatsanwéltin a. D. 01/2019 Mitglied

Dr. Werner Pickert Ltd. Regierungsdirektor a. D. o1/2019 Mitglied

Friedhelm Kirchhoft ~ Ltd. Regierungsdirektor a. D. 01/2022 Mitglied

Eva Moll-Vogel Prisidentin des Landgerichts a. D. 01/2023 Mitglied

Dr. Michael Brune Facharzt fiir Psychiatrie und Neurologie 05§/2023 Mitglied

4 — Mitarbeitende der Geschiftsstelle

Name Berufsbezeichnung Funktion

Christian Illgner Jurist (Mag.Iur.), Kriminologe Leitung Zentrale
Dienste

Dr. Sarah Teweleit Juristin (LL.M.) Fachliche Leitung

Maximilian Acosta Internationaler Sozialarbeiter (M. A.) Wissenschaftlicher

Schultze Mitarbeiter

Pascal Décarpes Kriminologe (M.A., LL.M.) Wissenschaftlicher
Mitarbeiter

Jutta Jung-Henrich

Elisabeth Linkenbach

Katja Simon

Judith Bene

Berufspidagogin im Gesundheitswesen (M.A.)  Wissenschaftliche

Mitarbeiterin
Pflegepddagogin (B.A.) Wissenschaftliche

Mitarbeiterin
Verwaltungsfachwirtin Verwaltung
Reiseverkehrskauffrau Sekretariat
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5 — Aktivitaten im Berichtszeitraum 2023

Datum

II. Januar
18. Januar
9. Februar

10.-1I.
Februar

14.-15.
Februar
27. April

7. Juni

16. Juni

23. Juni

14. Juli

22. August

5. Oktober

2.-3.
November

9.-10.
November

23.-24.
November

27.-28.
November

28. November

29. November

Ort

Online
Online
Online

Online
Online
Bamberg

Online

Berlin

Mainz

Mainz

Berlin

Berlin

Bern

Kopenhagen

Online

Berlin

Berlin

Berlin

Aktivitit

Webinar ,Rolle der Polizei in der psychiatrischen Versorgung®
‘Webinar EU-Project “Justice for All”
Konferenz “20 years of OPCAT and 15 years of SPT”

Teilnahme am DGSP Fachausschuss Forensik
Webinar “Monitoring mental health care in prisons”, Europarat

Vortrag im Strafvollzugsausschuss

‘Webinar “Strengthening the role of the NPM:s in the prevention
of torture”, SPT

Jahresberichtsempfang der Nationalen Stelle

Vortrag zur Titigkeit der Nationalen Stelle im Rahmen des
Bundesweiten Facharbeitskreises Heimrecht

Symposium ,,Mehr psychisch Kranke = Mehr Straftaten?” Herausfor-
derungen im Umgang mit psychisch Auffilligen aus medizinischer,
kriminologischer und juristischer Sicht

Jahresgesprich mit dem BMI

Austauschtreffen mit FRONTEX, dem BAMF und der Bundes-
polizei
DACH-Treffen deutschsprachiger NPM

Regional meeting of NPMs and CSOs of the OSCE region on Mental
Health in Detention, ODHIR/APT/Europarat

Internationales Kolloquium: “Monitoring of detention conditions of
persons in vulnerable situations”, NPM Tunesien

Bundestagung 2023 der Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Straffilligen-
hilfe e.V.: ,Briicken bauen” - Ubergangsmanagement und Nachsorge
fiir Menschen mit seelischen Beeintrichtigungen in Haft

Abschlussveranstaltung EU-Project ,Justice for All*

Vortrag im Rahmen des Kongresses Menschenrechte, CDU/CSU-
Fraktion
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Datum Ort Aktivitit

29. November- Berlin DGPPN-Kongress
2. Dezember

7.-8. Dezember  Frankfurt Gefingnismedizin-Tage

1. Dezember ~ Berlin Austausch mit der AG Menschenrechte der BT-Fraktion
Bgo/Die Griinen

13. Dezember ~ Online Austauschgesprich mit dem Fundamental Rights Office,
FRONTEX

Beitrige der Nationalen Stelle im Berichtsjahr

Menschenrechte in der freiheitsentziehenden Unterbringung in der Kinder- und Jugendhilfe. Forde-
rungen aus der Arbeit der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter,

unsere jugend 9/23

Wahrung der Menschenwiirde,
Forum Strafvollzug, 4/23, S. 235-238

Isoliert im Gefingnis? / Abschiebehaft in Deutschland,
Deutschlandfunk



VIII
Standards



Die Nationale Stelle soll Folter und andere
grausame, unmenschliche oder erniedrigende
Behandlung oder Strafe an Orten der Frei-
heitsentziehung verhindern und hat somit einen
priventiven Auftrag. Hierzu ist es notwendig,
dass ihre Empfehlungen nicht nur in den
besuchten, sondern in allen Einrichtungen im
gesamten Bundesgebiet umgesetzt werden.
Aus wiederkehrenden Empfehlungen leitet die
Nationale Stelle Standards ab. Diese Standards
werden kontinuierlich weiterentwickelt und
sollen den Aufsichtsbehérden und Einrichtungen
als Mafistab fiir eine menschenwiirdige
Unterbringung und Behandlung von Personen
im Freiheitsentzug in allen Einrichtungen in
ihrem Zustindigkeitsbereich dienen. So kénnen
menschenwiirdige Unterbringungsbedingungen
im Freiheitsentzug erreicht und trotz der hohen
Anzahl von Einrichtungen die Wirksamkeit der
Arbeit der Nationalen Stelle erhoht werden.
Die Standards werden auch auf der Website der
Nationalen Stelle veroffentlicht.

Unter dem Gesichtspunkt der Menschenwiirde
hilt die Nationale Stelle die folgenden Standards
fiir unabdingbar:

I — Abschiebungen

1.1 — Abholungszeitpunkt

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden
werden. Bei Familien mit Kindern muss sie ver-
mieden werden.

1.2 — Abschiebung aus der Strathaft

Es sollen alle Anstrengungen unternommen
werden, ausreisepflichtige Personen, die sich in
Strafhaft befinden, bis zum Ende der Strafhaft
abzuschieben. Es sollen zumindest die Voraus-
setzungen fiir die Abschiebung bis zum Ende der
Strathaft geschaffen werden.

1.3 — Abschiebung aus Bildungs-, Kranken-
und Betreuungseinrichtungen

Abschiebungen aus Krankenhiusern, Schulen
und Kindertagesstitten sollen nicht erfolgen.

1.4 — Achtung des Kindeswohls

Familien sollen durch eine Abschiebung nicht
getrennt werden. Kinder sollen nicht gefesselt
werden. Fesselungen von Eltern sollen nicht in
Anwesenheit ihrer Kinder erfolgen. Im Falle von

Abschiebungen von Kindern soll grundsitzlich
eine Person dafiir zustindig sein, das Kindeswohl
wihrend der Mafinahme sicherzustellen. Am
Flughafen sollen geeignete Beschiftigungsmog-
lichkeiten fiir Kinder vorgehalten werden.

1.5 — Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden
Eingriff in das allgemeine Personlichkeitsrecht
dar.® Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine
Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begriinden und ob dieser Eingriff unter
Beachtung des Grundsatzes der Verhiltnismiflig-
keit gerechtfertigt ist.’s

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung
sollen die Griinde fiir die Entkleidung nachvoll-
ziehbar dokumentiert werden. Die Durch-
suchung soll zudem so schonend wie mdglich
erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine
Korperhilfte bekleidet bleibt. Nicht gleichge-
schlechtliche Bedienstete diirfen hierbei nicht
anwesend sein.

1.6 — Fortbildung der Mitarbeitenden der
Vollzugsbehoérde

Abschiebungen sollen durch hinreichend
qualifizierte und fortgebildete Beschiftigte vor-
genommen werden.

1.7 — Gepick

Es soll jeder abzuschiebenden Person ermég-
licht werden, personliche Gegenstinde einzupa-
cken. Es soll dafiir Sorge getragen werden, dass
die abzuschiebende Person situationsgerecht
und fiir das Zielland angemessen gekleidet ist
und dass Ausweispapiere, notwendige Medika-
mente, Versorgungsmittel fiir Kinder sowie not-
wendige Hilfsmittel (z.B. eine Brille) eingepackt
werden. Eine der die Abschiebung durchfiihren-
den Personen soll darauf achten, dass auch fiir
abzuschiebende Kinder Gepick gepackt wird.
Grundlegende Hygieneartikel sowie ausreichend
Kleidung sollen am Flughafen bereitgehalten und
bei Bedarf ausgehindigt werden.

¥4 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33.

%5 VG Koln, Urteil vom 25.11.2015, Az.: 20 K 2624/14,
Rn. 115 f£



1.8 — Handgeld

Die abzuschiebenden Personen sollen iiber
geniigend finanzielle Mittel fiir die Weiterrei-
se vom Flughafen bis zum endgiiltigen Zielort
sowie die fiir diese Strecke notwendige Verpfle-
gung verfiigen.

1.9 — Information iiber den Zeitpunkt der
Abschiebung

Ausreisepflichtige Personen sollen in Einzel-
fillen aus humanitiren Griinden, z.B. wenn
Familien mit Kindern oder kranke Personen
betroffen sind, mit einem Vorlauf von mindestens
einer Woche dariiber informiert werden, dass
ihre Abschiebung zeitnah bevorsteht.”™ Eine
entsprechende Anpassung von § 59 Abs. 1 Satz 8
des Aufenthaltsgesetzes soll dies sicherstellen.

1.10 — Information iiber die Abschiebung

Abzuschiebende Personen sollen bei der Ab-
holung sofort, umfassend, schriftlich und in einer
fiir sie verstindlichen Sprache iiber die Abschie-
bungsmafinahme informiert werden. Die Infor-
mation soll folgende Angaben enthalten:

+  Ablauf der Abschiebung einschliefilich der
Flugzeiten;

+ Hinweise beziiglich des Gepicks;

+ Information tiber Rechte wihrend der

Mafinahme.

1.11 — Kommunikation wihrend der gesam-
ten Abschiebung

Die Verstindigung zwischen den abzuschie-
benden Personen und den Vollzugsbediensteten
soll wihrend der gesamten Mafinahme gesichert
sein. Die Ubersetzung durch Dolmetscherinnen
oder Dolmetscher im Falle von Verstindigungs-
schwierigkeiten kann nicht durch die schriftliche
Information iiber den Ablauf der Mafinahme und
die Rechte ersetzt werden. Dolmetscherinnen
und Dolmetscher kénnen auch per Telefon oder
Bildiibertragung zugeschaltet werden.

1.12 — Kontakt zu einem Rechtsbeistand

Abzuschiebenden Personen ist wihrend der
Mafinahme Zugang zu einem Rechtsbeistand zu
gewihren. Der Kontakt zum Rechtsbeistand soll

186 Vgl. CPT/Inf (2019) 14, insbesondere Rn. 16-19,
https://rm.coe.int/1680945a2b (abgerufen am 27.05.2024).

88

zu Beginn der Abschiebung ermdglicht werden,
sodass ggf. rechtliche Mafinahmen rechtzeitig
ergriffen werden konnen. Fir den Fall, dass eine
betroffene Person bisher keinen Kontakt zu
einem Rechtsbeistand hatte, sind die Kontaktda-
ten eines Rechtsanwaltsnotdienstes mitzuteilen.

1.13 — Riicksichtnahme auf Kinder und
kranke Personen

Bei Abschiebungsmafinahmen soll besonders
auf die Bediirfnisse und Betreuung von Kindern
und kranken Personen geachtet werden.

1.14 — Telefonate mit Angehorigen

Jeder abzuschiebenden Person soll die Mog-
lichkeit gewihrt werden, Angehorige zu kontak-
tieren.

1.15 — Umgang mit Mobiltelefonen

Die Sicherstellung eines Mobiltelefons wih-
rend der Abschiebung darf nur im begriindeten
Einzelfall erfolgen. Liegen die Voraussetzungen
fir die Sicherstellung nicht mehr vor, sind die
Mobiltelefone wieder herauszugeben. Vor der
Sicherstellung ist den abzuschiebenden Personen
die Gelegenheit zu geben, sich relevante Telefon-
nummern zu notieren.

1.16 — Verpflegung

Getrinke und Essen miissen in ausreichender
Menge wihrend der Abschiebungsmafinahme
verfiigbar sein.

2 — Abschiebungshaft und

Ausreisegewahrsam

2.1 — Arztliche Zugangsuntersuchung

Bei jeder ausreisepflichtigen Person muss in
der Abschiebungshaft oder im Ausreisegewahr-
sam eine drztliche Zugangsuntersuchung durch-
gefithrt werden. Es soll sichergestellt sein, dass
Hinweise auf Traumatisierungen und psychische
Erkrankungen erkannt werden. Bei Verstin-
digungsschwierigkeiten soll ein Dolmetscher-
dienst fiir die Zugangsuntersuchung hinzu-
gezogen werden. Die Ubersetzung durch eine
andere ausreisepflichtige Person ist aus Griinden
der Vertraulichkeit nicht geeignet. Aufierdem ist
bei Ubersetzungen durch Bedienstete und andere
ausreisepflichtige Personen nicht sichergestellt,



dass Fachbegriffe und Sachzusammenhinge rich-
tig in die andere Sprache iibersetzt werden.

2.2 — Aufienkontakte

Ausreisepflichtigen soll moglichst uneinge-
schriankter Besuch, insbesondere von Angehori-
gen, ermoglicht werden. Um den Kontakt zu ihrer
Familie und dem Heimatland aufrechtzuerhalten
oder aufzunehmen und die Riickkehr zu erleich-
tern, sollen sie zudem Mobiltelefone benutzen
diirfen und Internetzugang haben.

2.3 — Beschiftigung und Freizeitgestaltung

Ausreisepflichtige sollen ihre Zeit sinnvoll ge-
stalten kénnen. Hierzu sollen tiglich ausreichend
Méglichkeiten angeboten werden. Dies umfasst
auch den Zugang zu Gemeinschaftsrdumen, Ge-
betsrdumen und die Nutzung einer Kiiche zur
eigenen Essenszubereitung.

2.4 — Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden
Eingriff in das allgemeine Personlichkeitsrecht
dar. Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine
Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begriinden, und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhiltnismiflig-
keit gerechtfertigt ist.

Die Durchsuchung soll zudem so schonend wie
moglich erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass je-
weils eine Korperhilfte bekleidet bleibt. Im Falle
einer Durchsuchung mit Entkleidung sollen die
Grinde fir die Entkleidung nachvollziehbar
dokumentiert werden. Nicht gleichgeschlecht-
liche Bedienstete diirfen hierbei nicht anwesend
sein.

2.5 — Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann,
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen
im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen
Person soll die Moglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette
benutzt.
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Eine Uberwachungskamera soll so angebracht
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird.
Allenfalls bei einer Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im
Einzelfall abgewogene, begriindete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar,
einen Haftraum ohne Einschrinkung zu iber
wachen. Bei jeder Kameratiberwachung, die den
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schliefilich eine Person desselben Geschlechts
die Uberwachung vornehmen.

2.6 — Fixierung

Die Nationale Stelle definiert den Begrift der
Fixierung als die Entziehung der Bewegungsfrei-
heit durch das Festbinden von Armen, Beinen
und ggf. der K6rpermitte mit dem Ergebnis, dass
die betroffene Person ihre Sitz- oder Liegeposi-
tion nicht oder nur unwesentlich selbststindig
verdndern kann. Sie stellt hierfiir folgende Forde-
rungen auf:

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio
und unter klaren und engen Voraussetzungen
anzuordnen sowie auf den kirzest moglichen
Zeitraum zu beschrinken. Fir eine méglichst
schonende Durchfithrung einer Fixierung ist ein
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung
des Schamgefithls soll die fixierte Person
angemessen bekleidet werden. Es ist eine
regelmifige drztliche Kontrolle zu gewihrleisten.
Die fixierte Person muss zudem stindig und
personlich durch therapeutisches oder pfle-
gerisches Personal iiberwacht werden, welches
sich in der unmittelbaren Nihe befindet (Eins-zu-
eins-Betreuung). Fiir eine nicht nur kurzfristige
Fixierung ist zudem eine richterliche Ent-
scheidung erforderlich.”® Die Mafinahme soll
mit der betroffenen Person nachbesprochen
werden.™ Auflerdem ist sie nach Beendigung der
Mafinahme auf die Méoglichkeit hinzuweisen,
die Zuldssigkeit der durchgefilhrten Fixierung
gerichtlich iiberpriifen zu lassen.’

Bei jeder Fixierung sollen die Griinde fiir die
Mafinahme schriftlich ausformuliert werden.

%7 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
8 DGPPN (2018): S3-Leitlinie ,Verhinderung von Zwang:
Privention und Therapie aggressiven Verhaltens bei
Erwachsenen®.

189 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.



Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
iber, welche milderen Mittel vorab eingeleitet
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

2.7 — Kameraiiberwachung

Eine Kameraiiberwachung soll nur erfolgen,
wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Person un-
erldsslich ist. Die Griinde fir die Kameraiiber-
wachung sollen dokumentiert werden. Zudem
muss die betroffene Person auf die Kamera-
iberwachung hingewiesen werden. Die blofie
Sichtbarkeit der Uberwachungskamera ist nicht
ausreichend. Fir die betroffene Person soll
erkennbar sein, ob die Uberwachungskamera
eingeschaltet ist.

2.8 — Kleidung

Es soll den Ausreisepflichtigen grundsitzlich
gestattet sein, eigene Kleidung zu tragen.

2.9 — Personal

Das Personal einer Einrichtung zum Vollzug
von Abschiebungshaft oder Ausreisegewahrsam
soll speziell fiir diesen Bereich ausgewihlt und
fortgebildet sein.

2.10 — Psychologische und psychiatrische
Betreuung

Die Einrichtung soll sicherstellen, dass bei Be-
darf eine Psychologin oder ein Psychologe bzw.
eine Psychiaterin oder ein Psychiater hinzugezo-
gen wird.

2.11 — Rechtsberatung

Ausreisepflichtigen muss die Gelegenheit ge-
geben werden, eine Rechtsberatung in Anspruch
zu nehmen.

2.12 — Rechtsgrundlage

Da sich Abschiebungshaft und Ausreise-
gewahrsam hinsichtlich der Unterbringungs-
bedingungen von der Strathaft unterscheiden
soll*> und Grundrechtseingriffe, die iber die
Unterbringung in einer solchen Einrichtung
hinausgehen, einer eigenen gesetzlichen Grund-
lage bediirfen,”" ist fiir den Vollzug von Abschie-

©° Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates tiber gemeinsame Normen und
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rickfithrung illegal
aufhiltiger Drittstaatsangehoriger vom 16. Dezember 2008.
1 BVerfG, Urteil vom 31.05.2006, Az.: 2 BvR 1673/04.
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bungshaft und Ausreisegewahrsam eine spezielle
Rechtsgrundlage zu schaffen.

2.13 — Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Abschiebungshiftlingen
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehort
grundsitzlich auch, dass sie mit ,Sie“ an-
gesprochen werden und sich Bedienstete in ge-
eigneter Weise vor dem Betreten des Haftraums
bemerkbar machen.

2.14 — Unterbringung Minderjihriger

Unbegleitete Minderjihrige sollen nicht in Ab-
schiebungshaft oder Ausreisegewahrsam sondern
in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
untergebracht werden. Bei der Unterbringung
von Minderjihrigen gemeinsam mit ihren Er-
ziehungsberechtigten in Abschiebungshaft oder
einem Ausreisegewahrsam ist darauf zu achten,
dass sie dem Kindeswohl entspricht.

2.15 — Waffen im Gewahrsam

In Einrichtungen der Abschiebungshaft oder
Ausreisegewahrsamen sollen Schusswaffen vor
dem Betreten des Gewahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen
Réumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken in keinem Fall verhiltnismifig
und soll daher innerhalb von Einrichtungenunter-
lassen werden.™?

2.16 — Zugangsgesprich

Mit jeder neu aufgenommenen Person muss ein
Zugangsgesprich gefithrt und hierbei der Grund
fur ihre Unterbringung erklirt werden. Zudem
muss sie iiber ihre Rechte informiert werden.

Im Rahmen des Zugangsgesprichs soll in be-
sonderem Mafle auf Anhaltspunkte fiir eine psy-
chische Erkrankung geachtet werden. Ggf. soll
eine Psychologin oder ein Psychologe hinzugezo-
gen werden.

Daher sollen diejenigen Bediensteten einer
Einrichtung, denen die Fihrung des Zugangs-
gespriachs obliegt, speziell dafiir fortgebildet
werden, Anhaltspunkte fiir Traumatisierungen
und psychische Erkrankungen zu erkennen.

2 EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individual-
beschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86,
https://rm.coe.int/1680697fb3 (abgerufen am 27.05.2024).



Auch beim Zugangsgesprich muss bei Verstin-
digungsschwierigkeiten ein Dolmetscherdienst
hinzugezogen werden.

3 — Bundes- und Landes-
polizei, Zoll

3.1 — Ausstattung und Zustand der Gewahr-
samsriaume

Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die
Ausstattung und der Zustand der Riume die
Menschenwiirde nicht beeintrichtigen. Die Ge-
wahrsamsridume sollen jeweils mit einem Rauch-
melder, Notrutknopf, regulierbarem Licht,
einer schwer entflammbaren, abwaschbaren
Matratze, einer Decke und einer Kopfunterlage
ausgestattet sein. Wenn lediglich eine niedrige
Liege zur Verfiigung steht, soll zusitzlich eine
Sitzgelegenheit in iblicher Hohe vorhanden sein.

Um den Schutz der im Gewahrsam unter-
gebrachten Personen im Falle eines Feuers zu
gewihrleisten, ist es notwendig, die Gewahr-
samsraume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen
im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf
bemerkbar machen kénnen. Die Funktionsfihig-
keit der Notrufanlage muss gewihrleistet sein
und soll vor jeder Belegung iiberpriift werden.

Um einerseits Schlaf zu ermdglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum
zu erleichtern, soll in Gewahrsamsriumen die
Moglichkeit bestehen, die Beleuchtung zu regu-

lieren.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahr-
sam soll natiirlicher Lichteinfall vorhanden sein.
Auflerdem soll die Raumtemperatur im Gewahr-
sam angemessen sein.

3.2 — Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverzig-
lich und in jedem Fall iber ihre Rechte zu be-
lehren. Belehrungsformulare sind hierzu in
verschiedenen Sprachen bereit zu halten. Die
Formulare miissen zumindest Informationen da-
rilber enthalten, dass die Betroffenen das Recht
haben, sich irztlich untersuchen zu lassen, einen
Rechtsbeistand zu konsultieren und eine Ver-
trauensperson sowie ggf. das Konsulat ihres Hei-
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matstaates zu informieren. Belehrungen sollen
im Gewahrsamsbuch dokumentiert werden,
damit bei Schichtwechseln den tibernehmenden
Bediensteten auf einen Blick ersichtlich ist, in
welchen Fillen eine Belehrung aus bestimmten
Griinden noch nicht stattgefunden hat. Hat eine
Belehrung bei Aufnahme nicht stattgefunden, ist
sie nachzuholen.

3.3 — Dokumentation

In Polizei- und Zolldienststellen soll die
Gewahrsamsdokumentation aussagekriftig und
nachvollziehbar sein. Dies dient dem Schutz der
im Gewahrsam untergebrachten Personen, aber
auch dem der zustindigen Bediensteten.

Dokumentiert werden sollen folgende

Angaben:

+  die Personalien,

+  der Zeitpunkt des Beginns des Freiheits-
entzuges,

+ die verantwortlichen Bediensteten bei der
Einlieferung in das Gewahrsam und der
Betreuung im Gewahrsam,

+  der gesundheitliche Zustand der Person,

+ ob die Person iiber ihre Rechte belehrt
wurde,

+ ob die Person iiber den Grund des Freiheits-
entzuges aufgeklirt wurde,

+ ob eine richterliche Anordnung eingeholt
wurde,

+ die Begriindung im Falle einer Durchsu-
chung mit Entkleidung,

+ Name der oder des durchsuchenden Be-
diensteten,

+ die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem
Namenskiirzel der jeweiligen Bediensteten,

+  der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,

+ die Abnahme und die spitere Aushindigung
von persOnlichen Gegenstinden,

+ der Entlassungszeitpunkt.

War eine Belehrung zu Beginn des Freiheits-
entzuges nicht mdoglich, soll dokumentiert
werden, ob diese spitestens zum Zeitpunkt der
Entlassung nachgeholt wurde.



Die Dokumentation soll in regelmifiigen
Abstinden von Vorgesetzten auf vollstindige
Fihrung hin tiberpriift werden. Diese Kontrollen
sollen vermerkt werden.

3.4 — Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden
Eingriff in das allgemeine Personlichkeitsrecht
dar.»s Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine
Gefahr fir die 6ffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begriinden, und ob dieser Eingriff unter
Beachtung des Grundsatzes der Verhiltnismifig-
keit gerechtfertigt ist."+

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung
sollen die Griinde fiir die Entkleidung nachvoll-
ziehbar dokumentiert werden. Die Durch-
suchung soll zudem so schonend wie mdglich
erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine
Korperhilfte bekleidet bleibt. Nicht gleichge-
schlechtliche Bedienstete diirfen hierbei nicht
anwesend sein.

3.5 — Einsehbarkeit des Gewahrsams

Das Gewahrsam darf nicht von Dritten einseh-
bar sein.

3.6 — Einsicht in den Toilettenbereich

Es ist auf jeden Fall sicherzustellen, dass in
Gewahrsam genommene Personen nicht bei der
Toilettennutzung beobachtet werden. Beispiels-
weise kann ein Sichtschutz so angebracht werden,
dass keine Einsicht in den Toilettenbereich mog-
lich ist.

Eine Uberwachungskamera soll so angebracht
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allein
in Fillen akuter Selbstverletzungs- oder Suizid-
gefahr erscheint eine im Einzelfall abgewogene,
begriindete und nachvollziehbar dokumentierte
Entscheidung denkbar, den Gewahrsamsraum
ohne Einschrinkung zu iiberwachen. Bei jeder
Kameraiiberwachung, die den Toilettenbereich
unverpixelt umfasst, soll ausschliefilich eine Per-
son desselben Geschlechts die Uberwachung
vornehmen.

93 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33.

94 VG Koln, Urteil vom 24.11.2015, Az.: 20 K 2624/14,

Rn. 115 f£

3.7 — Fesselung

Im Unterschied zu einer Fixierung versteht die
Nationale Stelle unter einer Fesselung das Ein-
schrinken der Bewegungsfreiheit durch das An-
binden oder Aneinanderbinden der Arme oder
Beine.

Das Anbinden von Personen an der Wand oder
an einen sonstigen Gegenstand beeintrichtigt
die Menschenwiirde und ist zu unterlassen.

Um das Recht auf kérperliche Unversehrtheit
zu schiitzen, sollen fiir Fesselungen im Gewahr-
sam sogenannte Handfixiergiirtel aus Textils
vorgehalten und verwendet werden.

3.8 — Fixierung

Auf Fixierungen ist im Gewahrsam der Polizei
und des Zolls vollstindig zu verzichten.

3.9 — Grofle von Gewahrsamsraumen

Im Gewahrsam muss eine menschenwiirdige
Unterbringung gewihrleistet sein.

Ein Einzelgewahrsamsraum muss iiber eine
Grundfliche von mindestens 4,5 qm verfiigen. In
Sammelgewahrsamsriumen muss jeder Person
eine Grundfliche von mindestens 3,5 qm zur Ver-
fiigung stehen.

Die gegeniiberliegenden Winde eines Gewahr-
samsraums miissen mindestens 2 m Abstand von-
einander aufweisen und die Deckenhéhe muss
deutlich mehr als 2 m betragen.

3.10 — Kameraiiberwachung

In Polizei- und Zolldienststellen soll eine
Kameraiiberwachung nur erfolgen, wenn sie im
Einzelfall zum Schutz der Person unerlisslich
ist. Die Griinde fiir die Kameratiberwachung
sollen dokumentiert werden. Zudem muss die
betroffene Person auf die Kameratiberwachung
hingewiesen werden. Die blofie Sichtbarkeit der
Uberwachungskamera ist nicht ausreichend. Fiir
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die
Uberwachungskamera eingeschaltet ist.

3.11 — Mehrfachbelegung von Gewahrsams-

raumen

Fiir eine menschenwiirdige Unterbringung ist
es unabdingbar, dass bei Mehrfachbelegung von

95 Es wird z.B. auf den Handfixiergiirtel der Firma Segufix
verwiesen.
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Gewahrsamsriumen die Toilette vollstindig ab-
getrennt und gesondert entliiftet ist.

3.12 — Recht auf drztliche Untersuchung

Jede in Haft genommene Person hat einen An-
spruch darauf, eine Arztin oder einen Arzt zu
konsultieren.

3.12a — Medizinische ﬁberwachung beim
Ausscheiden von Drogenpickchen

Aufgrund des Gefihrdungspotentials und um
das Recht auf Leben und koérperliche Unver-
sehrtheit bestméglich zu schiitzen, soll eine sich
in Gewahrsam befindende Person, welche Drogen
inkorporiert hat, vor, wihrend und nach dem
Ausscheiden der Fremdkorper medizinisch iiber-
wacht werden.

3.13 — Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehort
auch, dass sie grundsitzlich mit ,Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter
Weise vor dem Betreten des Gewahrsamsraums
bemerkbar machen.

3.14 — Unabhingige Beschwerdestellen und
Ermittlungsstellen

_Ein wesentliches Element der Privention von
Ubergriffen durch Bedienstete ist, dass Fehlver-
halten aufgedeckt, verfolgt und bestraft wird.

Es sollen in allen Bundeslindern unabhingige
Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen ge-
schaffen werden.

3.15 — Vertraulichkeit von Gesprichen

Vertrauliche Gespriche zwischen der betrof-
fenen Person und ihrem Rechtsbeistand sind
zu ermoglichen. Auch die Gespriche mit einer
Arztin oder einem Arzt sowie mit Angehoérigen
sollen vertraulich sein.

3.16 — Waffen im Gewahrsam
Schusswaffen sollen vor dem Betreten des
Gewahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen
Riumen ist aufgrund der erheblichen gesund-

¢ Siehe u.a. EGMR, Kummer ./. Tschechische Republik,
Urteil vom 25.07.2013, Individualbeschwerde Nr. 32133/11, Rn.
83; Eremid$ova und Pechovi ./. Tschechische Republik, Urteil
vom 16.02.2012, Individualbeschwerde Nr. 23944/04, Rn. 135.

heitlichen Risiken in keinem Fall verhiltnisméfig
und soll daher innerhalb von Polizei- und Zoll-
dienststellen unterlassen werden.™?

4 — Einrichtungen der
Kinder- und Jugendhilfe

4.1 — Beschwerdeméglichkeiten

Die Kinder und Jugendlichen miissen in die
Lage versetzt werden, Beschwerden bei einer
geeigneten Stelle vorzubringen. Neben An-
sprechpersonen innerhalb der Einrichtung sind
hierzu entsprechend § 9a SGB VIII in den Lin-
dern Ombudsstellen einzurichten, an die sich
junge Menschen und ihre Familien zur Beratung
in und zur Klirung von Konflikten wenden kon-
nen. Landesrechtlich sind hierzu die nétigen Vor-
aussetzungen zu schaffen.

Es muss gewihrleistet sein, dass Kinder und
Jugendliche ungehindert und vertraulich Kon-
takt zu einer solchen Ombudsstelle aufnehmen
kénnen. Die Beschwerdewege einschliefilich
der notigen Kontaktdaten sollen in einem alters-
gerecht formulierten Merkblatt oder der Haus-
ordnung aufgefithrt und den jungen Menschen
zu Beginn ihrer Aufnahme in der Einrichtung
erklirt werden.

4.2 — Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen
ist, soll tiglich mindestens eine Stunde die
Moglichkeit zur Bewegung im Freien gegeben
werden. Kindern und Jugendlichen soll dies
noch deutlich umfangreicher erméglicht werden.

4.3 — Informationen iiber Rechte

Kinder und Jugendliche miissen bei ihrer Auf-
nahme in die Einrichtung schriftlich iber die
ihnen zustehenden Rechte informiert werden.
Diese Informationen miissen in altersgerechter
Form vermittelt werden.

4.4 — Kameraiiberwachung

In Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe soll eine Kameraiiberwachung nur erfolgen,
wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Person
unerlidsslich ist. In keinem Fall kann und darf

7 EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Indivi-
dualbeschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn.
86.
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die Kameratiberwachung die Prisenz der Mitar-
beitenden ersetzen. Die Griinde fiir die Kamera-
iiberwachung sollen dokumentiert werden. Zudem
miissen die betroffenen Personen auf die Kame-
raitberwachung hingewiesen werden. Die blofie
Sichtbarkeit der Uberwachungskamera ist nicht
ausreichend. Fiir die betroffene Person soll er-
kennbar sein, ob die Uberwachungskamera ein-
geschaltet ist.

5 — Justizvollzug

5.1 — Bekleidung im besonders gesicherten
Haftraum

In einem besonders gesicherten Haftraum
untergebrachten Personen ist eine angemessene
Bekleidung auszuhindigen.

5.2 — Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen
des Bundesverfassungsgerichts einen schwer-
wiegenden Eingriff in das allgemeine Person-
lichkeitsrecht dar.® Eine routinemiflige
Durchfiihrung, unabhingig von einzelfall-
bezogenen Verdachtsgriinden, ist nicht zulissig.'??
Um dieser Voraussetzung gerecht zu werden,
miissen allgemeine Anordnungen iiber Durch-
suchungen mit Entkleidung unter Verhiltnis-
mifligkeitsaspekten Raum fir Ausnahme-
entscheidungen lassen. Das Personal muss dafir
sensibilisiert sein, dass im Einzelfall auf eine
vollstindige Entkleidung verzichtet werden
kann.

Ist eine vollstindige Entkleidung erforderlich,
soll eine die Intimsphire schonende Praxis der
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei
der jeweils eine Korperhilfte bekleidet bleibt.
Im Falle einer solchen Durchsuchung sollen die
Griinde fir die Entkleidung nachvollziehbar
dokumentiert werden. Nicht gleichgeschlecht-
liche Bedienstete diirfen hierbei nicht anwesend
sein.

98 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33.
99 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/1,
Rn. 16.

5.3 — Duschen

Personen, denen die Freiheit entzogen wird,
sollen die Mdglichkeit haben, auf Wunsch alleine
zu duschen. In Gemeinschaftsduschriumen soll
zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein.

5.4 — Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann,
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen
im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen
Person soll die Moglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette
benutzt.

Eine Uberwachungskamera soll so angebracht
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird.
Allenfalls bei einer Unterbringung im besonders
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im
Einzelfall abgewogene, begriindete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar,
einen Haftraum ohne Einschrinkung zu iiber-
wachen. Bei jeder Kameraiiberwachung, die den
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schliefilich eine Person desselben Geschlechts
die Uberwachung vornehmen.

5.5 — Einzelhaft

Um die negativen Auswirkungen der Einzelhaft
auf die psychische und physische Gesundheit der
Betroffenen abzumildern, soll ihnen ausreichend
Gelegenheit zu Kontakt zu anderen Personen
(z.B. durch erweiterte Besuchszeiten) und zu sinn-
voller Betitigung gegeben werden. Auch sind
Betroffene regelmiflig psychiatrisch oder psy-
chologisch zu betreuen. Dies soll in einem ange-
messenen und vertraulichen Rahmen stattfinden.

5.6 — Fixierung

Fixierungen®° sind lediglich als ultima ratio
und unter klaren und engen Voraussetzungen
anzuordnen sowie auf den kiirzest mdglichen
Zeitraum zu beschrinken. Fiir eine mdglichst
schonende Durchfithrung einer Fixierung ist ein
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung
des Schamgefiihls soll die fixierte Person ange-
messen bekleidet werden. Es ist eine regelmiflige

=°Definition: Siehe unter VIII 2.6 - Fixierung.
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arztliche Kontrolle zu gewihrleisten. Die fixierte
Person muss zudem stindig und personlich durch
therapeutisches oder pflegerisches Personal
iiberwacht werden, welches sich in der unmittel-
baren Nihe befindet (Eins-zu-eins-Betreuung).
Fir eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist zu-
dem eine richterliche Entscheidung erforder-
lich.>* Die Mafinahme soll mit der betroffenen
Person nachbesprochen werden.>* Aufierdem ist
sie nach Beendigung der Mainahme auf die Mog-
lichkeit hinzuweisen, die Zuléssigkeit der durch-
gefiihrten Fixierung gerichtlich tiberpriifen zu
lassen.>3

Bei jeder Fixierung sollen die Grinde fiir die
Mafinahme schriftlich ausformuliert werden.
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
iiber, welche milderen Mittel vorab eingeleitet
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

5.7 — Grof3e von Haftraumen

Fir eine menschenwiirdige Unterbringung
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine Grund-
fliche von 6 qm*>+ exklusive des Sanitdrbereichs
aufweisen. Fir den Fall, dass der Sanitirbereich
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm fiir den Sani-
tarbereich zu addieren, sodass die Gesamtfliche
mindestens 7 qm betrigt. Bei Mehrfachbelegung
muss eine Fliche von 4 qm fiir jede weitere Per-
son exklusive des Sanitdrbereichs hinzukommen.

5.8 — Kameraiiberwachung

In Justizvollzugsanstalten soll eine Kamera-
iberwachung nur erfolgen, wenn sie im Einzel-
fall zum Schutz der Person unerlisslich ist. In
keinem Fall kann und darf die Kameratiberwa-
chung die Prisenz der Mitarbeitenden ersetzen.
Die Griinde fiir die Kameratiberwachung sollen
dokumentiert werden. Zudem muss die betrof-
tene Person auf die Kameraiiberwachung hin-
gewiesen werden. Die blofie Sichtbarkeit der
Uberwachungskamera ist nicht ausreichend. Fiir
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die
Uberwachungskamera eingeschaltet ist.

2t BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
22DGPPN (2018): S3-Leitlinie ,,Verhinderung von Zwang:
Privention und Therapie aggressiven Verhaltens bei
Erwachsenen”.

203 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 8.
2246 qm stellen den absoluten Mindeststandard dar. Kleinere
Haftrdume verstofien nach Auffassung der Nationalen Stelle
gegen Art. 1 des Grundgesetzes. Dariiberhinausgehende
gesetzliche Anforderungen sind zu beachten und werden
begrifit.

5.9 — Mehrfachbelegung von Haftriumen
ohne abgetrennte Toilette

Haftriume, in denen mehr als eine Person
untergebracht wird, miissen nach Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts* iiber
eine vollstindig abgetrennte und gesondert ent-
liftete Toilette verfiigen. Eine Unterbringung
ohne eine solche Abtrennung verst6fit gegen die
Menschenwiirde.

5.10 — Nutzung von Absonderungsriumen

Sind zusitzlich zu dem besonders gesicherten
Haftraum ohne gefihrdende Gegenstinde weitere
Absonderungsriume vorhanden, deren Ausstat-
tung einem besonders gesicherten Haftraum ent-
spricht, missen dieselben Voraussetzungen fir
die Unterbringung erfiillt sein. Dariiber hinaus
muss eine umfassende Dokumentation erfolgen,
die der fiir den besonders gesicherten Haftraum
entspricht.

5.11 — Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Gefangenen soll respektvoll
ausgestaltet sein. Hierzu gehért auch, dass sie
grundsitzlich mit ,Sie“ angesprochen werden
und sich Bedienstete in geeigneter Weise vor
dem Betreten des Haftraums bemerkbar machen.

5.12 — Tiirspione und Sichtfenster

Mit Ausnahme von Beobachtungsriumen
sollen Tirspione und Sichtfenster blickdicht
gemacht werden, um die Privatsphire der unter-
gebrachten Personen zu schiitzen.

5.13 — Ubersetzung bei drztlichen
Gesprichen

Bei Gesprichen, deren Inhalt der érztlichen
Schweigepflicht unterliegt, muss die Vertrau-
lichkeit gewahrt sein. Zudem missen Fach-
begriffe und Sachzusammenhinge richtig in die
andere Sprache tibersetzt werden. Bei Verstindi-
gungsschwierigkeiten ist ein Dolmetscherdienst
in Anspruch zu nehmen. Die Ubersetzung durch
Mitgefangene oder nichtirztliches Personal der
Einrichtung ist ungeeignet.

s BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BvR 409/09,
Rn. 30.



5.14 — Umgang mit vertraulichen medizini-
schen Informationen

Um die Vertraulichkeit medizinischer Infor-
mationen zu wahren, sind Hinweise, z.B. auf
Infektionskrankheiten, ausschliefilich in der
Krankenakte, nicht aber in der Gefangenen-
personalakte, zu vermerken. Dadurch wird
sichergestellt, dass ausschliefllich medizinisches
Personal, nicht jedoch der Allgemeine Vollzugs-
dienst, Kenntnis dariiber erhilt.

5.15 — Zustand von Haftraumen

In Justizvollzugsanstalten ist Gefangenen in
ihrem Haftraum Zugang zu natiirlichem, unge-
filtertem Licht zu gewihren. Der Blick ins Freie
darf nicht durch undurchsichtige Plexiglasschei-
ben oder dhnliches verhindert werden.

6 — Psychiatrische Kliniken

6.1 — Absonderung

Absonderungen diirfen nur auf der Grundlage
einer individuellen Risikobewertung und nur fir
die kiirzest mogliche Zeit durchgefithrt werden.
Absonderungen iiber eine nicht nur kurzfristige
Dauer bediirfen einer gerichtlichen Genehmi-

gung.zoé

6.2 — Bekleidung im Kriseninterventions-
raum

In einem Kriseninterventionsraum unterge-
brachten Personen ist eine angemessene Beklei-
dung auszuhéndigen.

6.3 — Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen
ist, soll tdglich mindestens eine Stunde die Mog-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden.
Kindern und Jugendlichen soll dies noch deutlich
umfangreicher erméglicht werden.

**6Nach § 32 Abs. 3 StrtUG NRW sind in psychiatrischen
Kliniken in Nordrhein-Westfalen alle Formen der Abson-
derung, sofern deren Dauer 24 Stunden iiberschreitet, an eine
gerichtliche Genehmigung (sog. Richtervorbehalt) gebunden.

6.4 — Dokumentation von Zwangsmaf3-
nahmen

Die Dokumentation von Zwangsmafinahmen
soll umfassend, nachvollziehbar und vollstindig
sein. Die Mafinahme soll schriftlich ausformu-
liert werden. Dies beinhaltet auch die Dokumen-
tation dariiber, welche milderen Mittel vorab ein-
geleitet wurden und weshalb sie gescheitert sind.

6.5 — Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen
des Bundesverfassungsgerichts einen schwer-
wiegenden Eingriff in das allgemeine Person-
lichkeitsrecht dar.>*’ Eine routinemifiige Durch-
fithrung, unabhingig von einzelfallbezogenen
Verdachtsgriinden, ist nicht zulissig>*® Um
dieser Voraussetzung gerecht zu werden, miissen
allgemeine Anordnungen iiber Durchsuchungen
mit Entkleidung unter Verhiltnismafiigkeits-
aspekten Raum fiir Ausnahmeentscheidungen
lassen. Das Personal muss dafiir sensibilisiert
sein, dass im Einzelfall auf eine vollstindige Ent-
kleidung verzichtet werden kann.

Ist eine vollstindige Entkleidung erforderlich,
soll eine die Intimsphire schonende Praxis der
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei
der jeweils eine Korperhilfte bekleidet bleibt.
Im Falle einer solchen Durchsuchung sollen die
Grinde fir die Entkleidung nachvollziehbar
dokumentiert werden Nicht gleichgeschlecht-
liche Bedienstete diirfen hierbei nicht anwesend
sein.

6.6 — Einsicht in den Toilettenbereich

Mitarbeitende sollen sich, insbesondere dann,
wenn sich in dem Patientenzimmer eine Toilette
offen im Raum befindet, vor dem Betreten in ge-
eigneter Weise bemerkbar machen. Der betrofte-
nen Person soll die Moglichkeit gegeben werden,
darauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toi-
lette benutzt.

Eine Uberwachungskamera soll so angebracht
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allenfalls

207 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,
Rn. 33.
208 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11,
Rn. 16.



bei einer Unterbringung im Kriseninterventions-
raum aufgrund akuter Selbstverletzungs- oder
Suizidgefahr erscheint eine im Einzelfall abge-
wogene, begriindete und nachvollziehbar doku-
mentierte Entscheidung denkbar, den Raum
temporir ohne Einschrinkung zu iiberwachen.
Bei jeder Kameratiberwachung, die den Toilet-
tenbereich unverpixelt umfasst, soll ausschlief’-
lich eine Person desselben Geschlechts die Uber-
wachung vornehmen.

6.7 — Fixierung

Fixierungen®* sind lediglich als ultima ratio
und unter klaren und engen Voraussetzungen
anzuordnen sowie auf den kiirzest mdglichen
Zeitraum zu beschrinken. Zur Wahrung des
Schamgefiihls soll die fixierte Person angemes-
sen bekleidet werden. Fixierte Personen miissen
stindig und personlich durch therapeutisches
oder pflegerisches Personal iiberwacht werden,
welches sich in der unmittelbaren Nihe befin-
det (Eins-zu-eins-Betreuung). Fiir eine nicht nur
kurzfristige Fixierung ist zudem eine richterliche
Entscheidung erforderlich.”® Die Mafinahme
soll mit der betroffenen Person nachbesprochen
werden.?” Aufferdem ist sie nach Beendigung der
Mafinahme auf die Mdglichkeit hinzuweisen, die
Zulissigkeit der durchgefithrten Fixierung ge-
richtlich tiberpriifen zu lassen.

Bei jeder Fixierung sollen die Griinde fiir die
Mafinahme schriftlich ausformuliert werden.
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
iber, welche milderen Mittel vorab eingeleitet
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

6.8 — Informationen iiber Rechte

Patientinnen und Patienten miissen schriftlich
iiber ihre Rechte in der psychiatrischen Einrich-
tung informiert werden. Bei jungen Menschen
soll dies in altersgerechter Form geschehen.

*9Definition: Siehe unter VIII 2.6 - Fixierung.

21° BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.

' DGPPN (2018): S3-Leitlinie ,,Verhinderung von Zwang:
Pravention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwach-
senen”.

2 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.

6.9 — Kameraiiberwachung

Eine Kameraiiberwachung der Personen, die
in psychiatrischen Einrichtungen untergebracht
sind, soll nur erfolgen, wenn sie im Einzelfall un-
erldsslich ist. In keinem Fall kann und darf die
Kameraiiberwachung die Prisenz der Mitar-
beitenden ersetzen. Die Griinde fiir die Kamera-
iberwachung sollen dokumentiert werden.
Zudem muss die betroffene Person auf die
Kameraiiberwachung hingewiesen werden. Die
blofie Sichtbarkeit der Uberwachungskamera
ist nicht ausreichend. Fiir die betroffene Person
soll erkennbar sein, ob die Uberwachungskamera
eingeschaltet ist.

6.10 — Mehrfachbelegung von Patienten-
zimmern ohne abgetrennte Toilette

Riume, in denen mehr als eine Person unter-
gebracht wird, miissen iiber eine vollstindig ab-
getrennte und gesondert entliiftete Toilette ver-
figen. Eine Unterbringung ohne eine solche
Abtrennung verstofit gegen die Menschenwiirde.

6.11 — Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Patientinnen und Patienten
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehort
grundsitzlich auch, dass die Patientinnen und
Patienten mit ,Sie“ angesprochen werden und
sich das Personal durch Anklopfen an der Zim-
mertiir vor dem Eintreten bemerkbar macht.

6.12 — Turspione und Sichtfenster

Es ist darauf zu achten, dass Patientenzimmer,
Beobachtungs- und Kriseninterventionsriume?3
nicht von Dritten einsehbar sind.

6.13 — Vertraulichkeit von Gesprichen

In psychiatrischen Einrichtungen sollen Mog-
lichkeiten geschaffen werden, die gewihrleisten,
dass personliche und telefonische Gespriche
vertraulich gefilhrt werden kénnen.

3 Unter dem Begriff Kriseninterventionsraum wird ein Raum
verstanden, der bei einer akuten Eigen- oder Fremdgefihrdung
genutzt wird.



7 — Vollzugseinrichtungen
der Bundeswehr

7.1 — Ausstattung und Zustand der
Arrestriume

In den Vollzugseinrichtungen der Bundes-
wehr ist darauf zu achten, dass die Ausstattung
und der Zustand der Rdume die Menschenwiir-
de nicht beeintrichtigen. Die Arrestraume sollen
jeweils mit einem Rauchmelder, einem Notruf-
knopf, mit regulierbarem Licht, einer schwer
entflammbaren, abwaschbaren Matratze, einer
Decke und einer Kopfunterlage ausgestattet
sein. Zusitzlich miissen eine Sitzgelegenheit in
iiblicher Hohe und ein Tisch vorhanden sein.

Um den Schutz der Arrestpersonen im Falle
eines Feuers zu gewihrleisten, ist es notwendig,
die Arrestraume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen
im Freiheitsentzug durch einen Notruftknopf
bemerkbar machen kénnen. Die Funktionsfihig-
keit der Notrufanlage muss gewihrleistet sein
und soll vor jeder Belegung iiberpriift werden.

Um einerseits Schlaf zu ermdglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu
erleichtern, soll in Arrestraumen die Mdglichkeit
bestehen, die Beleuchtung zu regulieren.

In Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr ist
Arrestpersonen in ihrem Arrestraum Zugang zu
natiirlichem, ungefiltertem Licht zu gewihren.
Der Blick ins Freie darf nicht durch undurchsich-
tige Plexiglasscheiben oder dhnliches verhindert
werden. Aufierdem soll die Raumtemperatur im
Arrest angemessen sein.

7.2 — Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverziiglich
und in jedem Fall iiber ihre Rechte zu belehren.
Hierzu sind Belehrungsformulare vorzuhalten,
die zumindest Informationen dariiber enthalten,
dass die Betroffenen das Recht haben, sich irzt-
lich untersuchen zu lassen, einen Rechtsbeistand
zu konsultieren und eine Vertrauensperson zu in-
formieren.

7.3 — Besonders gesicherter Arrestraum

In besonders gesicherten Rdumen diirfen sich
keine Gegenstinde befinden, die es der Arrest-
person ermoglichen kénnen, sich selbst zu ver-
letzen.

Dartiber hinaus sind eine engmaschige Betreu-
ung und eine medizinische Uberwachung der
Arrestperson zu gewihrleisten.

Bei einer Unterbringung im besonders gesi-
cherten Raum und der damit verbundenen Iso-
lierung der Arrestperson ist es unerlisslich, dass
das medizinische Personal besonders auf die
Gesundheit der betroffenen Person achtet und
dass eine regelmifiige #rztliche Kontrolle ge-
wihrleistet wird, um dem Eintritt von Gesund-
heitsschiden vorzubeugen. Zudem ist eine
engmaschige Betreuung sicherzustellen, um
deeskalierend auf die Arrestperson einzuwirken
und eine zeitnahe Beendigung der Mafinahme zu
begiinstigen.

7.4 — Dokumentation

Im Vollzug soll die Dokumentation aussage-
kriftig und nachvollziehbar sein. Zum Schutz
der Arrestpersonen, aber auch dem der zu-
stindigen Soldatinnen und Soldaten (Vollzugs-
organe), sollen alle im Zusammenhang mit dem
Arrest stehenden Informationen vollstindig
dokumentiert werden.

Dokumentiert werden sollen

Angaben:

folgende

+ die Personalien,

+  der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsent-
zuges,

+ die verantwortlichen Soldatinnen und Sol-
daten (Vollzugsorgane) bei der Zufithrung

der Arrestperson,
+  die Vollzugstauglichkeit der Person,
+  der gesundheitliche Zustand der Person,

+ ob die Person iiber ihre Rechte belehrt
wurde,

+ ob die Person iiber den Grund des Freiheits-
entzuges aufgeklirt wurde,

+ ob eine richterliche Anordnung eingeholt
wurde,

+ die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Na-
menskiirzel der jeweiligen Soldatinnen und
Soldaten,
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+

der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,

+

die Bewegung im Freien,

+  derTagesablauf der Arrestperson (Verlassen
des Arrests fiir den Dienst oder die erset-
zende sinnvolle Beschiftigung),

+ die Abnahme und die spitere Aushindigung
von personlichen Gegenstinden und

+ der Entlassungszeitpunkt.

Die Dokumentation soll in regelmifigen
Abstinden von Vorgesetzten auf vollstindige
Fithrung hin iiberpriift werden. Diese Kontrollen
sollen vermerkt werden.

7.5 — Einsicht in den Toilettenbereich

Die zustindigen Soldatinnen und Soldaten
(Vollzugsorgane) sollen sich, insbesondere dann,
wenn sich in den Arrestrdumen eine Toilette
offen im Raum befindet, vor dem Betreten des
Arrestraums in geeigneter Weise bemerkbar
machen. Derbetroffenen Person soll die Méglich-
keit gegeben werden, darauf hinzuweisen, dass sie
ggf. gerade die Toilette benutzt.

7.6 — Grofle von Arrestriumen

Fir eine menschenwiirdige Unterbringung
muss ein Arrestraum mindestens eine Grund-
fliche von 6 qm exklusive des Sanitirbereichs
aufweisen. Fur den Fall, dass der Sanitirbereich
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm fiir den Sani-
tarbereich zu addieren, sodass die Gesamtfliche
mindestens 7 qm betrigt.

7.7 — Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsent-
zug soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu
gehort auch, dass sie grundsitzlich mit ,Sie”
angesprochen werden und sich Bedienstete in
geeigneter Weise vor dem Betreten des Arrest-
raumsbemerkbarmachen.SoferndieNutzungvon
Turspionen im begriindeten Einzelfall notwen-
dig ist, sollen sich die zustindigen Soldatinnen
und Soldaten (Vollzugsorgane) vor dem Blick
durch den Spion in geeigneter Weise bemerkbar
machen.

7.8 — Vollzugstauglichkeit

Die Vollzugstauglichkeit einer Arrestperson
soll grundsitzlich im Rahmen einer drztlichen
Untersuchung festgestellt werden.

99



I00



	I 
Aktuelle Missstände
	1.1 – Unzureichende Ausstattung der Nationalen Stelle
	1.2 – Besonders kritische Feststellungen
	II 
Allgemeine Information über die Arbeit der Nationalen Stelle
	1 – Institutioneller Rahmen
	2 – Zuständigkeit
	3 – Befugnisse
	4 – Einzelanfragen
	5 – PersonElle und finanzielle Ausstattung
	5.1 – Aktuelle Finanzlage
	5.2 – Personelle Ausstattung
	6 – Folterprävention weltweit
	6.1 – Ad-hoc-Besuch des CPT in Deutschland
	6.2 –  Austausch mit Nationalen Präventionsmechanismen
	III 
Schwerpunktthema 
Maßregelvollzug
	1 – Einführung

	 2 – Feststellungen und Empfehlungen
	2.1 – Belegungssituation
	2.2 – Absonderungen
	2.3 – Kriseninterventionsräume
	2.4 – Fixierung
	2.5 – Fesselung
	2.6 – Nachteinschluss
	2.7 – Systematische Erfassung von 
besonderen Sicherungsmaßnahmen
	2.8 – Durchsuchung mit vollständiger Entkleidung
	2.9 – Aufklärung über Rechte
	2.10 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle
	2.11 – Zugang nach draußen
	IV 
Schwerpunktthemen 
Abschiebungen & Grenzkontrollen

	1 – Abschiebungen
	1.1 – Einführung
	1.2 – Besuchstätigkeit
	1.3 – Ausblick

	2 – Stationäre 
Grenz-
kontrollen
	2.1 – Einführung
	2.2 – Das Mandat der Nationalen Stelle 
im Rahmen von Stationären Grenzkontrollen
	2.3 – Besuchstätigkeit
	2.4 – Feststellungen und Empfehlungen
	2.5 – Ausblick
	V 
Sonstige Besuche

	1 – Alten- und 
Pflegeheime
	1.2 – Beschwerdemanagement
	1.3 – Personalsituation

	2 – Bundes- und 
Landespolizei
	2.1 – Ausstattung der Gewahrsamsräume
	2.2 – Einsicht in den Toilettenbereich
	2.3 – Fixierung
	2.4 – Größe der Gewahrsamsräume
	2.5 – Langzeitgewahrsam
	2.6 – Zugang zum Gewahrsam
	3.1 – Besondere Sicherungsmaßnahmen
	3.2 – Belegungssituation
	3.3 – Schutz der Privat- und Intimsphäre
	3.4 – Personalsituation
	VI 
Stellungnahmen zu im 
	Entwurf befindlichen 
Rechtsvorschriften

	1 – Berücksich-
tigung des 
Mandats der 
Nationalen 
Stelle
	1.1 – Akteneinsicht
	1.2 – Aufgabenerweiterung und wirksame Ausübung des Mandats

	2 – Besondere 
Sicherungs-
maßnahmen
	2.1 – Absonderungen
	2.2 – Fixierungen

	3 – Rückführungs-
verbesserungsgesetz
	3.1 – Freiheitsentziehung
	3.2 – Abholung zur Nachtzeit

	
4 – EU-Screening-
Verfahren
	VIII 
Anhang 

	1 – Besuchsübersicht 2023
	2 – Mitglieder der Bundesstelle
	3 – Mitglieder der Länderkommission
	4 – Mitarbeitende der Geschäftsstelle
	5 – Aktivitäten im Berichtszeitraum 2023
	VII 
Standards
	1 – Abschiebungen
	1.1 – Abholungszeitpunkt 
	1.2 – Abschiebung aus der Strafhaft
	1.3 – Abschiebung aus Bildungs-, Kranken- und Betreuungseinrichtungen
	1.4 – Achtung des Kindeswohls
	1.5 – Durchsuchung mit Entkleidung
	1.6 – Fortbildung der Mitarbeitenden der Vollzugsbehörde
	1.7 – Gepäck
	1.8 – Handgeld
	1.9 – Information über den Zeitpunkt der Abschiebung
	1.10 – Information über die Abschiebung
	1.11 – Kommunikation während der gesam-
ten Abschiebung
	1.12 – Kontakt zu einem Rechtsbeistand
	1.13 – Rücksichtnahme auf Kinder und kranke Personen
	1.14 – Telefonate mit Angehörigen
	1.15 – Umgang mit Mobiltelefonen
	1.16 – Verpflegung

	2 – Abschiebungs-
haft und Aus-
reisegewahrsam
	2.1 – Ärztliche Zugangsuntersuchung
	2.2 – Außenkontakte
	2.3 – Beschäftigung und Freizeitgestaltung
	2.4 – Durchsuchung mit Entkleidung
	2.5 – Einsicht in den Toilettenbereich
	2.6 – Fixierung
	2.7 – Kameraüberwachung
	2.8 – Kleidung
	2.9 – Personal
	2.10 – Psychologische und psychiatrische Betreuung
	2.11 – Rechtsberatung
	2.12 – Rechtsgrundlage
	2.13 – Respektvoller Umgang
	2.14 – Unterbringung Minderjähriger
	2.15 – Waffen im Gewahrsam
	2.16 – Zugangsgespräch

	3 – Bundes- und 
Landespolizei, Zoll
	3.1 – Ausstattung und Zustand der Gewahrsamsräume
	3.2 – Belehrung
	3.3 – Dokumentation
	3.4 – Durchsuchung mit Entkleidung
	3.5 – Einsehbarkeit des Gewahrsams
	3.6 – Einsicht in den Toilettenbereich
	3.7 – Fesselung
	3.8 – Fixierung
	3.9 – Größe von Gewahrsamsräumen
	3.10 – Kameraüberwachung
	3.11 – Mehrfachbelegung von Gewahrsamsräumen
	3.12 – Recht auf ärztliche Untersuchung
	3.12a – Medizinische Überwachung beim Ausscheiden von Drogenpäckchen
	3.13 – Respektvoller Umgang
	3.14 – Unabhängige Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen
	3.15 – Vertraulichkeit von Gesprächen
	3.16 – Waffen im Gewahrsam

	4 – Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe
	4.1 – Beschwerdemöglichkeiten
	4.2 – Bewegung im Freien
	4.3 – Informationen über Rechte
	4.4 – Kameraüberwachung

	5 – Justizvollzug
	5.1 – Bekleidung im besonders gesicherten Haftraum
	5.2 – Durchsuchung mit Entkleidung
	5.3 – Duschen
	5.4 – Einsicht in den Toilettenbereich
	5.5 – Einzelhaft
	5.6 – Fixierung
	5.7 – Größe von Hafträumen
	5.8 – Kameraüberwachung
	5.9 – Mehrfachbelegung von Hafträumen ohne abgetrennte Toilette
	5.10 – Nutzung von Absonderungsräumen
	5.11 – Respektvoller Umgang
	5.12 – Türspione und Sichtfenster
	5.13 –  Übersetzung bei ärztlichen 
Gesprächen
	5.14 – Umgang mit vertraulichen medizinischen Informationen
	5.15 – Zustand von Hafträumen

	6 – Psychiatrische Kliniken
	6.1 – Absonderung
	6.2 – Bekleidung im Kriseninterventionsraum
	6.3 – Bewegung im Freien
	6.4 – Dokumentation von Zwangsmaß-
nahmen
	6.5 – Durchsuchung mit Entkleidung 
	6.6 – Einsicht in den Toilettenbereich
	6.7 – Fixierung
	6.8 – Informationen über Rechte
	6.9 – Kameraüberwachung
	6.10 – Mehrfachbelegung von Patientenzimmern ohne abgetrennte Toilette
	6.11 – Respektvoller Umgang
	6.12 – Türspione und Sichtfenster
	6.13 – Vertraulichkeit von Gesprächen

	7 – Vollzugsein-
richtungen der Bundeswehr
	7.1 – Ausstattung und Zustand der 
Arresträume
	7.2 – Belehrung
	7.3 – Besonders gesicherter Arrestraum
	7.4 – Dokumentation
	7.5 – Einsicht in den Toilettenbereich
	7.6 – Größe von Arresträumen
	7.7 – Respektvoller Umgang
	7.8 – Vollzugstauglichkeit


